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Arbeitskampf 
bei Maredo 

Seit einem Jahr streiten 
Kolleginnen in Frankfurt 
für die Rückkehr an ihren 
Arbeitsplatz. 
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Abbrucharbeiten 

Schlechte Zeiten für die FDR Die 
wirklich Reichen werden reicher, 
aber immer weniger. Ob da noch 
fünf Prozent drin sind? 
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„Das Volk als 
Hausherr“ 

Helmut Peters betrach¬ 
tet den XVIII. Parteitag 
der Kommunistischen 
Partei Chinas. 
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gibt keinen sauberen Krieg 

Für die weltweite Ächtung der Killerdrohnen 


I m Rahmen des diesjährigen Frie¬ 
densratschlages wurde herausge¬ 
arbeitet, dass sich zur Zeit ein epo¬ 
chaler Umbruch der Kriegführung 
vollzieht {siehe Bericht Seite 5). Eine 
der nachhaltigsten Folgen wird der 
Einsatz modernster Technologie ha¬ 
ben. Das ist nicht neu in der Kriegsge¬ 
schichte. Pfeil und Bogen, Schwarzpul¬ 
ver, Dynamit, Tank und Atombombe 
bedeuteten zu ihrer Zeit eine Revo¬ 
lution der Kriegführung, letztlich im¬ 
mer effektivere Tötung, immer mehr 
Opfer. 

Zu den Waffen, die den Krieg heute 
nachhaltig verändern, zählen bereits 
seit einiger Zeit die Drohnen. Das sind 
Flugmaschinen jeder Art und Größe, 
die vom Boden aus gesteuert werden 
oder automatisch fliegen. Der Militär¬ 
industrielle Komplex arbeitet daran, 
mit ihnen das gesamte Spektrum des 
bemannten Flugzeuges zu ersetzen. 
Nicht weit entfernt von Las Vegas ist 
der Krieg mit dem Joystick bereits 
Realität. Über 10 000 Kilometer von 
den Einsatzorten in Afghanistan, Pa¬ 
kistan oder dem Irak liegt die Creech 
Air Force Base. Hier sitzen Tag für 
Tag Piloten in bequemen Lederses¬ 
seln und führen am Computer reale 
Hinrichtungen durch.Allein die USA 
verfügen heute über mehr als 10 000 


Drohnen. Sie haben eine Reichweite 
von Tausenden Kilometern, bleiben 
bis zu 24 Stunden in der Luft. Die 
Flugkörper können klein sein, vom 
Boden aus kaum wahrnehmbar, oder 
so groß, dass sie Raketen tragen kön¬ 
nen. Ihnen und anderen automatisier¬ 
ten bzw. ferngesteuerten Waffen „ge¬ 
hört die Zukunft“, wenn es im Nahen, 
Mittleren oder Fernen Osten, in Af¬ 
rika und anderen Regionen der Welt 
gilt - ohne eigene Verluste und ohne 
Rücksicht auf das Völkerrecht - „Ter¬ 
roristen zu jagen“ oder sich den Zu¬ 
griff auf Ressourcen zu sichern. An¬ 
geblich gäbe es durch die Zielgenau¬ 
igkeit der Drohnen weniger Opfer 
bei unbeteiligten Dritten und nur be¬ 
grenzte Schäden. Das behaupten Poli¬ 
tiker, Militärs, Rüstungsindustrie und 
Rüstungslobby. 

Das Londoner „Bureau of Investiga- 
tive Journalism“ macht eine andere 
Rechnung auf: Zwischen September 
2004 und August 2012 kamen nach ih¬ 
ren Angaben in Pakistan (bei über 340 
Angriffen mit von den US-Drohnen 
abgeschossenen Lenkraketen vom 
Typ Hellfire) bis zu 3 375 Menschen 
ums Leben - 885 von ihnen waren Zi¬ 
vilisten, darunter über 176 Kinder. 

Im Jemen starben bei über 50 Einsät¬ 
zen etwa 1 000 Menschen (mehr als 


30 Kinder) und in Somalia forderten 
die bisher rund 10 Drohnen-Attacken 
etwa 170 Opfer, darunter 3 Kinder. 
Kriegführung mit Drohnen findet im 
Stillen statt. Kein Parlament diskutiert 
und entscheidet über die Einsätze. 
Niemand kontrolliert, was sie tatsäch¬ 
lich angerichtet haben. Kein Gericht 
zieht die Verantwortlichen für illegale 
Tötungen zur Rechenschaft. 

In den USA werden die Todeslisten 
für Drohneneinsätze vom Präsidenten 
persönlich genehmigt. Er entscheidet 
über den Export der Todesstrafe in je¬ 
den beliebigen Winkel der Welt. 
Krieg mit Drohnen kennt keine 
Kriegserklärung. Drohnen nehmen 
keine Rücksicht auf Grenzen. Eine 
Unterscheidung in Kombattanten und 
Nichtkombattanten ist nicht möglich. 
Niemand weiß, ob die Drohne im Auf¬ 
trag eines Präsidenten, eines Geheim¬ 
dienstes, einer privaten Söldnerfirma 
oder eines Verbrechersyndikates ge¬ 
schickt wurde. 

Jüngste Analysen sprechen davon, 
dass die militärischen Drohnenaufträ¬ 
ge in den nächsten Jahren von rund 
sechs auf 12 Mrd. Dollar anwachsen 
werden. Tendenz schnell steigend. 

Da will Verteidigungsminister de Mai¬ 
ziere nicht „abseits“ stehen. Bisher 
verwendet die Bundeswehr (geliehe¬ 


ne) Drohnen nur für Aufklärungszwe¬ 
cke. Jetzt sollen schnellstmöglich be¬ 
waffnete Drohnen her, wohl um beim 
„fröhlichen“ Hinrichten endlich dabei 
zu sein. 

Die EU-Rüstungsindustrie soll nicht 
zu kurz kommen. Frankreich und 
Großbritannien haben eine Koope¬ 
ration zur Entwicklung von Drohnen 
beschlossen. Deutschland und Frank¬ 
reich haben auf der ILA in Berlin ihre 
Absicht erklärt, eine Drohne im EU- 
Rahmen zu entwickeln. Auch an an¬ 
deren Projekten der automatisierten 
Kriegführung wird mit Hochdruck 
gearbeitet. 

Der Einsatz von Killerdrohnen heißt: 
Töten ohne demokratische Kontrolle, 
Töten aus dem Hinterhalt, Töten vom 
Ledersessel aus, Töten in der Periphe¬ 
rie, ohne das Zentrum zu verlassen. 
All das macht Krieg noch führbarer, 
die Folgen für die Länder an den Rän¬ 
dern des Wohlstandes sind verhee¬ 
rend. Aber auch in den Wohlstands¬ 
burgen des Westens kann die weitere 
Verwischung von Cyberwelt und Rea¬ 
lität nicht ohne Folgen bleiben. 

Es ist hoch an der Zeit, den Plänen der 
Cyber-Krieger mit aller Macht entge¬ 
genzutreten. 

Adi Reiher 


Thema der Woche 


UNO-Klimagipfel 
in Doha 

Der aktuelle UNO-Klimagipfel in 
Doha (Katar) steht unter keinem gu¬ 
ten Stern. Erwartet wurde und wird, 
dass nun endlich - nach drei weiteren 
UNO-Klimakonferenzen seit dem 
grandiosen Scheitern des Klimagip¬ 
fels in Kopenhagen in 2009 - unmit¬ 
telbar vor Auslaufen des bislang einzig 
einigermaßen international verpflich¬ 
tenden Klimaabkommens von Kyo¬ 
to eine Nachfolgeregelung gefunden 
wird. Der Gipfel hatte noch gar nicht 
begonnen, da wurde schon von seinem 
„voraussichtlichen Scheitern“ gespro¬ 
chen. 
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Bedeutungswandel 

Viele Worte ändern im Laufe der Zeit 
ja ihre Bedeutung. Das war schon im¬ 
mer so. In letzter Zeit allerdings nimmt 
es überhand. 

Man kann einen Sprachwandel von 
nahezu Orwellschen Dimensionen er¬ 
kennen: 

Banküberfall: 

Das Wort bekommt eine ganz neue Be¬ 
deutung angesichts der Rettungsschir¬ 
me. Hier überfallen die Banken ganze 
Nationen ... 

Humanitäre Mission: 

Nun ja, „Mission“ war ja schon immer 
etwas durchaus Gewalttätiges, aber jetzt 
besteht die Humanität nur noch aus 
Waffengebrauch ... 

Reform: 

Das stand mal für Verbesserung, Fort¬ 
schritt. Jetzt bedeutet es nur noch: Ver¬ 
schlechterung der sozialen Bedingun¬ 
gen. Vielerorts werden schon Politiker 
erschlagen, wenn sie das Wort „ Re¬ 
form“ in den Mund nehmen ... 

Rettungsschirm: Gut, das ist eine Neu¬ 
schöpfung. Eine völlig sinnlose. Denn 
was braucht man, wenn einem das Was¬ 
ser bis zum Hals steht? Bestimmt kei¬ 
nen Rettungsschirm! 

Jane Zahn 


Kuba-Solidarität 

Der Spendenaufruf der DKP für 
die Hurrikan-Hilfe hat mit Stand 
vom 5. Dezember die beeindru¬ 
ckende Summe von 13 750 Euro 
erbracht. 

Der Parteivorstand der DKP be¬ 
dankt sich herzlich bei allen 
Spendern für dieses großartige 
Zeichen der Solidarität. 

Der heutigen Ausgabe der UZ ist 
ein Spendenaufruf für den Par¬ 
teitag der DKP beigelegt. Auch 
hier bittet der Kassierer der DKP 
um Unterstützung. 


Armutsbericht umgefälscht 

Veränderung der Texte sei „ein sehr normaler Vorgang“ 


Nun hat die Bundesregierung eine 
Neufassung des schon im September 
dieses Jahres vorgelegten Armutsbe¬ 
richts stark „verwässert, verschleiert 
und beschönigt“ - so die Reaktion 
von Opposition und Sozialverbän¬ 
den - vorgelegt. Die Regierung wies 
die Vorwürfe zurück. 

In der Abstimmung zwischen mehre¬ 
ren Arbeitsebenen und den Ressorts 
veränderten sich die Texte, dies sei 
„ein sehr normaler Vorgang“. 

Merke: Es ist für die „erfolgreichs¬ 
te Regierung seit der Wiederverei¬ 
nigung“ ein ganz normaler Vorgang, 
wenn sie sich Statistiken zurecht¬ 
schustert. Dass der Bericht einfach 
gefälscht wurde, überrascht nicht 


wirklich. Schon gleich nach Bekannt¬ 
werden der ersten Fassung ließ der 
Bundeswirtschaftsminister Philipp 
Rösler wissen, dass der Bericht nicht 
„der Meinung der Bundesregierung“ 
entspreche, weil der Bericht ein Plä¬ 
doyer für neue Steuererhöhungen sei. 
Und so wurde die Wahrheit einmal 
mehr im Interesse der Herrschenden 
vergewaltigt. 

Der Armutsbericht ist nur das jüngs¬ 
te Beispiel aus der Fälscherwerkstatt 
der Regierung, „getuned“ wird „sys¬ 
temisch“. Was nicht passt, wird gestri¬ 
chen oder passend gemacht: Befunde 
wie „Die Privatvermögen in Deutsch¬ 
land sind sehr ungleich verteilt“ sind 
im neuen Armutsbericht nicht mehr 


enthalten. Zunächst gemachte Fest¬ 
stellungen zur Lohnentwicklung feh¬ 
len. Jetzt erfährt man auch nicht mehr, 
dass die Einkommensspreizung zu¬ 
genommen hat und damit „das Ge¬ 
rechtigkeitsempfinden der Bevöl¬ 
kerung“ verletzt werde. Statt dessen 
liest man jetzt, das diese Entwick¬ 
lung „den gesellschaftlichen Zusam¬ 
menhalt gefährden“ und - man stau¬ 
ne - die sinkenden Reallöhne „Aus¬ 
druck struktureller Verbesserungen“ 
am Arbeitsmarkt seien, da zwischen 
2007 und 2011 im unteren Lohnbe¬ 
reich viele neue Vollzeitjobs entstan¬ 
den seien, durch die Erwerbslose eine 
Arbeit bekommen hätten. Der Satz 
„Allerdings arbeiteten im Jahr 2010 


in Deutschland knapp über vier Milli¬ 
onen Menschen für einen Bruttostun¬ 
denlohn von unter sieben Euro.“ wur¬ 
de gestrichen. 

In der Urfassung hieß es noch, dass 
manchen Alleinstehenden mit Voll¬ 
zeitjob der Stundenlohn nicht zur Si¬ 
cherung des Lebensunterhalts reiche. 
Weichgespült heißt es jetzt, dass dies 
die Armutsrisiken verschärfe, den so¬ 
zialen Zusammenhalt schwäche und 
diese Entwicklung „kritisch zu sehen“ 
sei. Des Betrugs ertappt, zeigt die Re¬ 
gierung dennoch keine Reue sondern 
singt mit Pippi Langstrumpf, aller¬ 
dings das Volk verhöhnend: „ Zwei 
mal drei macht vier, widewidewitt 
und drei macht neune, ich mach mir 
die Welt, widewide wie sie mir gefällt“. 

Manfred Dietenberger 


Diskussionstribüne 
in der UZ 

ln der nächsten Nummer 
eröffnen wir die Diskussi¬ 
onstribüne in Vorbereitung 
des 20. Parteitages mit 
Meinungsäußerungen aus 
Gruppen der DKP. 

Wir bitten um kollektiv dis¬ 
kutierte Beiträge, die den 
Umfang von 4 500 Zeichen 
möglichst nicht überschrei¬ 
ten sollten. 

Die Redaktion 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Agenda 2.0 


Das Handelsblatt legt sich in sor¬ 
genvolle Falten. „Top-Ökonomen 
warnen.“ Nein, nicht vor Griechen¬ 
land oder den stets explodierenden 
Lohnkosten. „Frankreich derzeit 
größte Gefahr für den Euroraum“ 
titelt das Zentralorgan des BDL Die 
„Top-Ökonomen“ sind praktischer¬ 
weise die Leiter der Propaganda- 
Abteilungen der Commerz- und DZ- 
Bank, Krämer und Bielmeier, sowie 
der unvermeidliche Michael Hüther 
(Institut der deutschen Wirtschaft). 
„Frankreichs wirtschaftlicher Ab¬ 
stieg“ zerstöre die politische Sym¬ 
metrie im Euroraum. Es isoliere 
Deutschland in seinem Bemühen 
„einen durch Wettbewerb und Geld¬ 
wertstabilität geprägten Euroraum 
zu erhalten.“ Das Land sei „faktisch 
zum Anwalt der hochverschuldeten 
Peripherieländer“ geworden. Vor 
ein paar Tagen hatte „Bild“ schon 
die Tonlage vorgegeben: „Zu faul? 
Grande Nation macht schlapp.“ Noch 
ein paar Abwertungen durch Stan¬ 
dard & Poor’s und der welsche Erb¬ 
feind kommt um die Ecke. 

Das „Grundproblem“ für die „Top- 
Ökonomen“? Ja klar, der „überdi¬ 
mensionierten Staat, der vor allem 


kleine Unternehmen gängelt und 
wie in kaum einem anderen west¬ 
lichen Land ein gesellschaftliches 
Klima kultiviert, das die Marktwirt¬ 
schaft als angeblich ungerecht ab- 
lehnt.“ Klar, in solch einem markt¬ 
wirtschaftsfeindlichen „Klima“ stei¬ 
gen „die Lohnkosten zu stark“ und 
die Leistungsbilanz hat sich „ähnlich 
verschlechtert wie in Italien“. Na, und 
„Der Italiener“ ist ja fast so faul wie 
„Der Grieche“, wie man seit der Eu¬ 
ro-Krise wieder weiß. 

Natürlich hat für die „Top-Öko- 
nomen“ das Leistungsbilanzdefizit 
Frankreichs mit dem Leistungsbil¬ 
anzüberschuss der Bundesrepublik 
nichts zu tun. Alle können Über¬ 
schüsse erzielen - mit wem auch im¬ 
mer - wenn sie nur geldwertstabil¬ 
symmetrisch-gerecht Löhne kürzen, 
den Staat auf Repression und Almo¬ 
senverteilung eindampfen und für 
ein marktwirtschaftsfreundliches 
Klima trommeln. Irgendeine Chris¬ 
tiane Sabimsen wird doch wohl noch 
aufzutreiben sein. 

Die Schlacht ist eröffnet. Gerhard 
Schröder, schon mal gehört, Fran¬ 
cois Hollande? 

Guntram Hasselkamp 



Aktion im Mercedeswerk in Bremen am 29.November gegen Fremdvergabe 
und Leiharbeit. 


Was wurde da 
eigentlich „gerettet"? 

Der Hauptteil der „Griechenland-Hilfe" geht direkt an die Banken 



W ährend das jüngste „Ret¬ 
tungspaket“ für Griechen¬ 
land nach der Annahme in 
der „Euro-Gruppe“ am letzten Freitag 
auch im Bundestag von der „großen 
Mehrheit“ von CDU/CSU, FDP, SPD 
und Grünen gegen die Stimmen der 
Partei „Die Linken“ im Eilverfahren 
durchgewunken wurde, war in den Me¬ 
dien wieder überall von einem „Hilfs¬ 
paket für Griechenland“ die Rede. 
Aber wem ist da eigentlich geholfen 
worden? 

Die Europäische Linkspartei (ELP) 
hat in einer Erklärung vom 27. No¬ 
vember gesagt, dass es nicht um die 
„Rettung Griechenlands“, sondern um 
„eine Rettung des Kapitals“ ging, die 
„ohne die Griechen zwischen Angela 
Merkel und Christine Lagarde“ ausge¬ 
handelt worden ist. 

Tatsächlich muss entgegen der offizi¬ 
ellen Meinungsmache wieder hervor¬ 
gehoben werden, dass von dem neu 
bereitgestellten Geld aus dem „Euro- 
Rettungsschirm“ (ESFS) kein einziger 
Cent „an die Griechen“ gehen wird. 
Im Gegenteil: Die übergroße Mehrheit 
der griechischen Bevölkerung muss 
weiter teuer bezahlen für Schulden, 
die sie nicht gemacht hat. Nämlich mit 
Lohn- und Rentenkürzungen, Massen¬ 
entlassungen, Zerstörung öffentlicher 
Dienste, umfangreichen Privatisierung 
staatlichen Eigentums zu Billigpreisen, 
Kürzung von Sozialleistungen aller Art, 
Abwälzung der Kosten für Arztbesu¬ 
che, Medikamente und Krankenhaus¬ 
aufenthalte auf die Bedürftigen und 
ihre Familien und vieles andere mehr. 
Die Griechen bekommen kein Geld - 
das Geld bekommen die Banken und 
Hedgefonds und andere internationale 
Konzerne, die dem griechischen Staat 
durch Kredite dazu verholten haben, 
teuere High-tech-Militärtechnik oder 
auch große zivile „Infrastrukturprojek¬ 
te“ auf Pump anzuschaffen. 

Deshalb heißt es in der Erklärung 
der ELP zu Recht, dass „dieses Geld, 
das Ergebnis der Arbeit von Europä¬ 


ern, nicht an das griechische Volk ge¬ 
hen und auch nicht dazu dienen wird, 
eine gesunde Wirtschaft aufzubauen“. 
In dem Beschluss der Euro-Finanzmi¬ 
nister ist ausdrücklich festgelegt, dass 
von den 34,4 Milliarden Euro, die der 
griechische Staat am 13. Dezember 
als neue „Tranche“ aus dem ESFS- 
„Rettungsschirm“ erhalten soll, 22,8 
Milliarden dazu verwendet werden, 
„cash an die Banken zu zahlen, die da¬ 
mit weiter spekulieren werden“, wie 
die ELP-Erklärung formuliert. Und 
die Auszahlung der neuen „Tranche“ 
ist an die Bedingung geknüpft, dass 
die griechische Regierung den von EU 
und IWF diktierten Zwangsspar-, Kür- 
zungs- und Privatisierungskurs weiter 
absolut demokratiewidrig gegen den 
Volkswillen durchsetzt. Zu Recht wird 
von der ELP auf die „humanitäre Not¬ 
lage“ hingewiesen, die dadurch für gro¬ 
ße Teile der griechischen Bevölkerung 
verursacht wird. 

Das Beharren von Euro-Gruppe, EZB 
und IWF darauf, dass die Schulden¬ 
rückzahlung an griechische und inter¬ 
nationale Banken Vorrang vor allen 
anderen Aufgaben haben soll, wird 
die Entwicklung der griechischen 
Wirtschaft weiter blockieren und in 


die Rezession treiben. Das bedeutet, 
die Verschuldung wird sich weiter ver¬ 
größern. Die minimalen „Erleichte¬ 
rungen“ bei der Schuldenrückzahlung, 
die die Euro-Finanzchefs der griechi¬ 
schen Regierung gnädigst zugestanden 
haben, werden daran nichts ändern. 
Die vorgesehene Senkung der Zinsen, 
die Griechenland für die neuen Gel¬ 
der aus dem ESFS bezahlen muss, um 
etwa 0,6 % (aber immer noch 0,9 Pro¬ 
zent über dem Euribor-Leitzins, zu 
dem sich die Banken untereinander 
Geld leihen), und die Verlängerung 
der Rückzahlungsfristen für die neuen 
Schulden uml5 auf insgesamt 30 Jahre, 
bei gleichzeitigem Festhalten an dem 
langfristigen „Sparziel“, die Verschul¬ 
dung bis 2020 auf 124 Prozent und bis 
2022 sogar auf 110 Prozent zu senken 
(bisher lag die Zielmarkte für 2020 bei 
120 Prozent), wird an der Wirtschafts¬ 
und Finanzmisere Griechenlands 
kaum etwas ändern. Früher oder spä¬ 
ter wird ein neuer „Schuldenschnitt“, 
der von Merkel und Schäuble jetzt in 
Brüssel noch rigoros abgelehnt worden 
ist, doch wieder auf der Tagesordnung 
stehen. Georg Polikeit 


Schluss mit der Kaputtsparerei! 

Wir brauchen: Mehr Kolleginnen und Kollegen, mehr Geld, mehr Freizeit -... fürs Erste 


Liebe Kollegin, lieber Kollege, 

Stell dir vor, es ist endlich Donnerstag. 
In deinem Arbeitsbereich ist erneut 
und dauerhaft „Land unter“. Die frei¬ 
gewordenen Stellen sind auch heute 
nicht besetzt, deine Vertretungskolle¬ 
gin hat sich krank gemeldet, 
eine gerade eingegangene 
e-Mail weist auf die Not¬ 
wendigkeit weiterer „strik¬ 
ter Ausgabendisziplin“ hin, 
dein direkter Vorgesetzter 
ist zu einer ganz wichtigen 
Budget-Diskussion und vor 
dem Büro formiert sich eine 
beachtliche Warteschlange 
hoffnungsfroher Bürgerin¬ 
nen und Bürger. Sie wollen 
zu dir und deinen übrig ge¬ 
bliebenen Kolleginnen. Da 
plötzlich stürmt der Amtslei¬ 
ter herein und gleich wieder 
hinaus, nimmt voll motiviert 
einen Arbeitsplatz ein und 
erklärt, dass er nun einsprin- 
gen und mithelfen werde. 

Was ist das? 

★ Ein gut inszenierter PR-Gag (für 
diese Annahme spricht ja auch der 
„zufällig“ anwesende Reporter)? 

★ Ein Tagtraum, der sich nach hefti¬ 
gem Reiben der Augen auch als sol¬ 
cher entpuppt? 

★ Eine Szene aus einer Fortbildungs¬ 
veranstaltung für Führungskräfte (die¬ 
se sollen Einblicke in die Arbeitswelt 
bekommen)? 

★ Wirklichkeit bei der Stadtverwal¬ 
tung Dortmund 2012? 
Mehrfachnennungen sind möglich! 
Auch wenn Galgenhumor bei den Be¬ 
schäftigten der Stadtverwaltung zur 
Überlebensstrategie gehört, eine Lö¬ 


sung ist das nicht. Zu krass sind die 
Probleme in den Ämtern, Betrieben 
und Einrichtungen fast überall gewor¬ 
den. 

Stellenabbau plus Aufgabenzuwachs 
plus Leistungsverdichtung haben ihre 


Spuren hinterlassen. In vielen Arbeits¬ 
bereichen kann der Betrieb nur noch 
auf Kosten der Beschäftigten aufrecht¬ 
erhalten werden. Auch mithilfe von 
Kollegen, die als Ein-Euro-Jobber, Mi¬ 
ni-Jobber aufs übelste ausgenutzt und 
ausgebeutet werden, die mit befriste¬ 
ten Arbeitsverträgen diszipliniert wer¬ 
den, denen eine berufliche Perspektive 
verweigert wird („85 Prozent aller Ein¬ 
stellungsmaßnahmen sind befristet“, 
Personalbericht 2011). 

Zustände, die auch im sogenannten 
„Baustellenbericht“ des Personalra¬ 
tes bekannt gemacht wurden und die 
nach Abhilfe schreien. Diese jedoch ist 
nicht in Sicht. Politiker überbieten sich 
in Plänen der weiteren Ausgliederung 


ganzer Arbeitsbereiche (sprich: Pri¬ 
vatisierung), warnen vor dem Diktat 
des Sparkommissars, und fordern wei¬ 
tere Einsparungen. Voller Stolz wird 
erklärt, dass Dortmund immer noch 
einen eigenen kommunalen Haushalt 


aufstellen kann. Einen Haushalt, der 
vom Regierungspräsidenten Boller¬ 
mann (SPD) in Arnsberg genehmigt 
werden muss und der weitere Belas¬ 
tungen durch Gebührenerhöhungen 
für die Bürgerinnen der Stadt vorsieht. 

Nein zur Reduzierung 
der Personalkosten! 

Die Vorgaben sind seit Jahren: Redu¬ 
zierung der Personalkosten, Kürzun¬ 
gen im Sozial-, Jugend- und Kulturbe¬ 
reich. 

Zu erinnern ist dabei auch daran, dass 
nach wie vor ein Ratsbeschluss exis¬ 
tiert, wonach weiterhin zwei Prozent 
aller Personalkosten jährlich einge¬ 
spart werden müssen. 


Kommt es - in der Regel nach Protest 
der Beschäftigten - zu einer Untersu¬ 
chung des betroffenen Arbeitsberei¬ 
ches, so kann man sicher sein: Irgend¬ 
einer Unternehmensberatung, irgend 
einem Wirtschaftsunternehmen wer¬ 
den die knappen finanziel¬ 
len Mittel förmlich hinterher 
geworfen. 

Zeigen sich Beschäftigte 
zu aufmüpfig, wird gerne 
auch auf das Auslaufen der 
Dienstvereinbarung über 
den Ausschluss betriebsbe¬ 
dingter Kündigungen hin¬ 
gewiesen. Das tut seine Wir¬ 
kung! 

In vielen Verlautbarungen 
und Diskussionen weisen 
die Verantwortlichen des 
Verwaltungsvorstandes auf 
die knappen finanziellen 
Mittel der Stadt Dortmund 
hin. Mit Recht. Zuweisungen 
wurden gekürzt, die Struktur¬ 
krise und die hohe Arbeitslosigkeit in 
unserer Stadt haben entsprechende, 
auch finanzielle, Auswirkungen. 

Was aber machen die Verantwortli¬ 
chen? Sie machen weiter so. Wie bis¬ 
her. Auf dem bereits eingeschlagenen 
Weg zur Schaffung eines „Konzerns 
Stadtverwaltung ‘ ‘ 

„Es gibt in unserem Land so 
viel Reichtum wie noch nie“ 

Die finanzielle Ausstattung der Kom¬ 
mune ändern sie nicht. Dies aber wäre 
die Grundlage um endlich eine Um¬ 
kehr von der Kaputtsparerei einzulei¬ 
ten. 

Sie geben sich viel Mühe mit vielen - 
zumeist nicht nachprüfbaren - Zahlen 


die Ausweglosigkeit zu schildern. Es 
sei kein Geld da, wird behauptet. 

Die DKP weist darauf hin, dass eine 
Beendigung der finanziellen Misere 
der Kommunen möglich ist. Es gibt in 
unserem Land so viel Reichtum wie 
noch nie (siehe Reichtumsuhr). Dazu 
muss das Geld aber anders verteilt 
werden und das wird weder durch Ap¬ 
pelle an die Milliardäre und Großak¬ 
tionäre noch durch kosmetische Maß¬ 
nahmen der Politiker erfolgen. 

Eine Wende - und damit ein Weg aus 
der Misere der Beschäftigten - ist nur 
möglich, wenn sich die Beschäftigten 
zur Wehr setzen, mit ihrer Gewerk¬ 
schaft ver.di und ihren Personalräten, 
aber auch im Bündnis mit vielen be¬ 
troffenen Bürgerinnen und Bürgern 
dieser Stadt. 

Dazu ist notwendig: Schluss mit der 
Bescheidenheit! Wir brauchen mehr 
Geld, Mehr Stellen und eine Arbeits¬ 
zeitverkürzung mit vollem Lohn- und 
Personalausgleich. 

Dafür lohnt es sich einzutreten. Und 
dann kann auch eine gemeinsame 
Fahrt nach Arnsberg nötig werden, 
um dem Regierungspräsidenten unse¬ 
re Forderungen zu präsentieren. 

★ Schluss mit der Kaputtsparerei! 

★ Für eine Entschuldung der Kommu¬ 
nen! 

★ Für die Einstellung der Zinszahlun¬ 
gen an die betroffenen Großbanken 
(Zinsmoratorium)! 

(aus „Heisse Eisen“, Informationen 
der DKP für die Beschäftigten der 
Stadtverwaltung Dortmund, 
28. November 2012) 



Logo der ver.di-Kampagne „Geld ist genug da“. 
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Tabula Rasa im JobCenter Göttingen 

Gewerkschaftliche Mitbestimmung wird gemaßregelt 


Ein Jahr Widerstand 

Seit einem Jahr kämpfen Kolleginnen in Frankfurt 
für die Rückkehr an ihren Arbeitsplatz 


Das JobCenter der Stadt Göttingen ist in einer ehemaligen Kaserne unter¬ 
gebracht. Links daneben befindet sich das Hochhaus der Stadtverwaltung 
Göttingen. 



Z unächst einmal ist es sicher ein 
komisches Gefühl für einen Fall¬ 
manager im Jobcenter, plötzlich 
unwiderruflich arbeitslos zu sein. Die 
Vorstellung, dass das passieren kann, 
ist zwar - wie die betroffenen Kollegen 
angeben - immer da, aber die Realität 
ist doch etwas anderes. 

Im vorliegenden Fall geht es um zwei 
ver.di-Kollegen, die als Fallmanager ge¬ 
arbeitet haben. Einer von ihnen ist ver. 
di-Vertrauensmann. Beide waren ak¬ 
tiv in der ver.di-Betriebsgruppe eines 
städtischen Betriebes, der in Göttingen 
die aktiven Aufgaben aus SGB II wahr¬ 
nahm. Diese Leistungen sollten aller¬ 
dings nach einer Erprobungsphase von 
sechs Jahren ab 2011 wieder direkt von 
der Stadt ausgeführt werden. Beide ha¬ 
ben sich als aktive Gewerkschafter bei 
den Kämpfen um diesen Betriebsüber¬ 
gang zusammen mit den Kolleginnen 
und ihrer Gewerkschaft ver. di für den 
Erhalt sämtlicher Arbeitsplätze enga¬ 
giert. 

Bei diesem Übergang wurden neue 
Arbeitsverträge von der Stadt an alle 
übernommenen Kolleginnen mit je¬ 
weils sechsmonatiger Probezeit ausge¬ 
geben. Eigentlich unüblich, weil es sich 
in diesem Fall um einen klassischen Be¬ 
triebsübergang nach § 613a BGB und 
der entsprechenden Richtlinie der ELF 
handelt. Dabei gehen die bestehenden 
Arbeitsverhältnisse ohne Probezeit auf 
den neuen Arbeitgeber über. In die¬ 
ser „Probezeit“ wurde aber beiden ge¬ 
kündigt, Gründe für eine Kündigung in 
der Probezeit müssen bekanntermaßen 
nicht angegeben werden. 

Die Kündigung in der „Probezeit“ Mit¬ 
te 2011 schlug nach unseren Informati¬ 
onen bei den Kolleginnen des JobCen- 
ters wie eine Bombe ein. Sie verursachte 
zwar viel Wut über die Behandlung der 
beiden Kollegen, wirkte aber gleichzeitig 
auch sehr disziplinierend: Die betriebli¬ 
che ver.di-Arbeit im Bereich des Sozi¬ 
alamtes wurde empfindlich gestört, fast 
zerstört. 

Mit Hilfe des DGB-Rechtsschutzes 
konnte in der Folge vor dem Arbeits¬ 
gericht Göttingen ein vollständiger Sieg 
erstritten werden und die Kollegen nah¬ 
men ihre Arbeit wieder auf. Allerdings 
wurden sie auf andere Arbeitsplätze im 
JobCenter versetzt und haben seitdem 


mehr als ein Jahr ohne Beanstandungen 
gearbeitet. In der Zwischenzeit wurde 
einer der beiden Kollegen im März zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Ge¬ 
samtpersonalrats der Stadt Göttingen 
gewählt, der andere Kollege wurde Er¬ 
satzmitglied. Das Gremium ist zustän¬ 
dig für immerhin 1 700 Kolleginnen bei 
der Stadt Göttingen sowie weitere 300 
bei den Göttinger Entsorgungsbetrie¬ 
ben (GEB). 

Unverständlicherweise war die Beru¬ 
fung der Stadt gegen das erstinstanzlich 
positive Urteil vor dem Landesarbeits¬ 
gericht (LAG) in Hannover Anfang No¬ 
vember für die Stadt erfolgreich. Beide 
Kollegen mussten von einem Tag auf den 
anderen ihre Arbeitsplätze räumen. Ei¬ 
ner der beiden Kollegen wurde während 
einer Schulung für Personalräte von die¬ 
ser Maßnahme unterrichtet, ver.di wird 
die zugelassene Revision beim Bundes¬ 
arbeitsgericht (BAG) in Erfurt einlegen. 
Die Ratsfraktion der Göttinger Linken 
stellte durch ihren Sprecher Gerd Nier 
fest: „Es ist nicht nur schlechter Stil, son¬ 
dern auch ein verheerender Eindruck, 
den die Stadt mit der völlig unvermit¬ 
telten „Freistellung“, faktisch aber Raus¬ 
schmiss des stellvertretenden Vorsitzen¬ 
den des Gesamtpersonalrates und eines 
weiteren ver. di-Vertrauensmannes, der 
Ersatzmitglied des Personalrates ist, er¬ 
weckt hat. Offensichtlich werden hier 
Kollegen mundtot gemacht, die für die 
Interessen ihrer Kolleginnen und Kol¬ 
legen eintreten. Wer die Vorgeschich¬ 
te kennt, kann sich des Verdachts nicht 
erwehren, dass dies die „späte Rache“ 


dafür ist, dass die 2011 ausgesprochene 
Kündigung vor dem Arbeitsgericht Göt¬ 
tingen für unrechtmäßig erklärt wurde. 
Vor diesem Hintergrund ist es für uns 
unverständlich - auch wenn die Beru¬ 
fungsklage der Stadt beim LAG Erfolg 
hatte -, dass die Stadt sich noch nicht 
einmal darauf eingelassen hat, die Kol¬ 
legen bis zum Urteil der von ver.di der¬ 
zeit vorbereiteten Revision beim Bun¬ 
desarbeitsgericht weiter zu beschäftigen. 
Hier offenbart sich ein vordemokrati¬ 
sches Verständnis im Umgang mit ge¬ 
setzlich geschützten Personalräten. Die 
Entlassungen sind ein eindeutiges und 
einschüchterndes Signal an die Mitar¬ 
beiterinnen und Mitarbeiter des Jobcen¬ 
ters Göttingen, die schon länger unter 
Arbeitsüberlastung und schlechtenAr- 
beitsbedingungen leiden.“ 

Das im Rat der Stadt vertretene kommu¬ 
nalpolitische Bündnis „Göttinger Linke“ 
solidarisiert sich mit den beiden gekün¬ 
digten Kollegen und fordert die Stadt 
auf, die Entlassungen bis zur Entschei¬ 
dung des BAG zurückzunehmen. Sinn¬ 
voll wäre es, den beiden engagierten Kol¬ 
legen eine berufliche Zukunft im Dienst 
der Stadt zu ermöglichen und gewerk¬ 
schaftliche Mitbestimmung in der Stadt¬ 
verwaltung nicht zu maßregeln, sondern 
als grundgesetzlich geschütztes Recht 
wie selbstverständlich zu beachten. 
Weitere Soli-Adressen von Betriebs¬ 
und Personalräten und anderen Men¬ 
schen können direkt gerichtet werden 
an den Oberbürgermeister Dr. Meyer, 
Hiroshimaplatz 1-4,37 073 Göttingen. 

Gunnar Siebecke 


Die Belegschaft wurde am 26.11.2011 
an ihrem Arbeitsplatz überfallen. Nein, 
nicht in Mexiko, wo sich die Ärmsten 
der Armen in Bandenkriegen um Dro¬ 
gen gegenseitig umbringen, sondern in 
Frankfurts „bester“ Einkaufsgegend, 
der Freßgass 4 . Die Akteure des Über¬ 
falls waren ein Dutzend Personen aus 
der Maredo-Zentrale, Rechtsanwälte 
und „Sicherheitsbeamte.“ Die Kollegen 
und Kolleginnen wurden angeherrscht, 
im Raum zu bleiben, durften weder auf 
die Toilette noch nach draußen gehen, 
mussten ihre Handys abgeben. Der 
Strom fiel aus, Dunkelheit - ein weite¬ 
res Mittel der Einschüchterung. 

Auf die Frage, was denn los sei, kam 
erstmal nichts, bald wurde aber klar, 
worum es vorgeblich ging: Die Kolle¬ 
ginnen hätten das Unternehmen be¬ 
stohlen, nicht bezahltes Essen zu sich 
genommen. Dass es Jahrzehnte lang 
ein Gewohnheitsrecht der Angestell¬ 
ten war, Essen, das sonst in der Bio¬ 
tonne gelandet wäre, zu sich nehmen 
zu dürfen, sowie Wasser zu trinken - 
davon wollte plötzlich niemand mehr 
etwas wissen. Das war plötzlich „un¬ 
zumutbar“ für das Unternehmen. Die 
Eingesperrten wurden dann erpresst: 
Entweder sie kündigten selber, oder 
sie bekämen eine Strafanzeige. Es kam 
heraus, dass Maredo die Mitarbeiter il¬ 
legal monatelang bespitzelt und über¬ 
wacht hatte, um „Beweismaterial“ für 
ihre Vergehen zu sammeln. 

Das eigentliche Anliegen war aber 
ein ganz anderes: Man wollte den Be¬ 
triebsrat und die zu 80 Prozent gewerk¬ 
schaftlich organisierte Belegschaft - 30 
Kolleginnen - loswerden, denn die hat¬ 
ten sich für die Rechte der Mitarbeiter 
jahrelang und mit einigem Erfolg ein¬ 
gesetzt. Außerdem stand die nächste 
Tarifrunde an - und den Forderungen 
wollte man auf diese Weise aus dem 
Weg gehen. Solche Methoden hatte es 
bisher noch nirgendwo gegeben, auch 


Nach der Woche des Bedingungslosen 
Grundeinkommens (BGE) der Initia¬ 
tive für ein BGE führte die DKP Lin¬ 
ker Niederrhein im Krefelder ALZ 
eine Veranstaltung auf Grundlage 
des Beschlusses des DKP Parteivor¬ 
stands zum BGE durch. Unser Re¬ 
ferent Hans-Peter Brenner, Mitglied 
des PV, entwickelte theoretisch fun¬ 
diert und im geschichtlichen Zusam¬ 
menhang die Vorstellungen der DKP 
zu Arbeit und Sozialpolitik. Knapp 30 
Gäste, interessierte Bürger linnen, Kol¬ 
leginnen aus dem Bündnisumfeld und 
Genossinnen, folgten trotz hoher the¬ 
oretischer Anforderungen interessiert 
dem Vortrag. 

Quelle allen Reichtums sind Arbeit 
und Natur. In der Arbeit eignen sich 
die Menschen die natürlichen Gege¬ 
benheiten an und wandeln sie um zu 
Gebrauchswerten, ihren Lebensgrund¬ 
lagen. Arbeit ist also die unverzichtba¬ 
re materielle sowie soziale Basis jeder 
menschlichen Gesellschaft, des Fort¬ 
schritts und entwickelter souveräner 
Persönlichkeiten. Sie allein hat nach 
F. Engels den Menschen erst aus dem 
Tierreich herausgehoben und kon¬ 
stituiert ihn zum bewussten gesell¬ 
schaftlichen Wesen. Sie ermöglicht 
gesellschaftliche Teilhabe und ist ein 
menschliches Grundrecht. Im Kapi¬ 
talismus jedoch ist sie Quelle von Ar¬ 
mut auf Seiten der Arbeitenden und 
von Reichtum auf Seiten der Nichtar¬ 
beitenden, die sich auf Grund ihres Ei¬ 
gentums an den materiellen Produkti¬ 
onsgrundlagen die Ergebnisse fremder 
Arbeit aneignen können. 

Sozialpolitik hatte immer das Ziel, 
flankierend zu politischer Repression 
diesen Widerspruch gerade so weit ab¬ 
zufedern, dass die Menschen nicht auf- 
begehren. Nur mit Kampf und starken 
Organisationen wie den Gewerkschaf¬ 


wenn sich die Rausschmiss-Tendenz 
gegenüber engagierten Betriebsräten 
wie ein roter Faden durch den Nah¬ 
rung- Genuss- und Gaststätten-Be- 
reich zieht. 

Auf der Veranstaltung der NGG am 
26. November berichteten die Kolle¬ 
gen, Anwälte und die Gewerkschaft 
NGG über die Hintergründe und wei¬ 
tere Entwicklung des Falls, zum Bei¬ 
spiel, dass das Arbeitsgericht Frankfurt 
in der ersten Instanz nichts Besseres zu 
dem Vorfall zu sagen gehabt hatte, als 
dass es sich hier um eine „ganz nor¬ 
male“ Anhörung der Belegschaft ge¬ 
handelt habe. Für die zweite Instanz 
gehen die Anwälte allerdings davon 
aus, dass die Kolleginnen Recht be¬ 
kommen werden. 

Das Besondere und Beispielhafte an 
dieser Belegschaft war, dass sie sofort 
nach diesem Schock, der Demütigung 
und Kündigung an die Öffentlichkeit 
ging. Der Betriebsratsvorsitzende be¬ 
suchte sogar die neu eingestellten Kol¬ 
leginnen, nachdem das Hausverbot 
gegen ihn vom Unternehmen aufge¬ 
hoben werden musste - keine leichte 
Aufgabe! Denn er erklärte, zum Leid¬ 
wesen des Unternehmens, den Neuen, 
die zu noch schlechteren Konditionen 
eingestellt worden waren, was passiert 
war und riet ihnen, sich ebenfalls ge¬ 
werkschaftlich zu organisieren. 

Seit einem Jahr kämpfen die Mitarbei¬ 
ter von Maredo jetzt um die Rückkehr 
an ihren Arbeitsplatz und demonstrie¬ 
ren, was es heißt, sich eben nicht ins 
Private zurückzuziehen, mit starker 
Unterstützung der NGG. 

Ein langer Atem bei Auseinanderset¬ 
zungen ist das, was in so vielen Bünd¬ 
nissen letztlich fehlt - aber hier hat er 
Bestand gehabt! Das verdient aller¬ 
größte Hochachtung und Solidarität. 
Zu zeigen an jedem Samstag mit den 
Kolleginnen,ab 13.00 Uhr Uhr auf der 
Freßgass 4 ! Bettina Mandellaub 


ten und einer KP können die Arbei¬ 
tenden erreichen, dass der Wert ihrer 
Arbeitskraft, das Arbeitseinkommen, 
für mehr reicht als bloßes Vegetieren. 
Deutlich wurde dies im Wirken der 
DDR als „unsichtbarer Dritter“ bei 
Tarifverhandlungen. Seit deren Ende 
kann das Kapital wieder ungehindert 
die erreichten Verbesserungen einkas¬ 
sieren. Dagegen hilft nur konsequen¬ 
te Gegenwehr, nicht jedoch ein BGE, 
denn nach den Vorstellungen des herr¬ 
schenden Kapitals wäre damit eine 
weitere Senkung der Arbeitseinkom¬ 
men und die Abschaffung der Kapital- 
und Unternehmenssteuern verbunden, 
also verschärfte Umverteilung von un¬ 
ten nach oben. Außerdem wird so die 
kapitalistische Deformation der Ar¬ 
beit, ihr Charakter als fremdbestimmte 
Lohnarbeit nicht beseitigt, ein gesell¬ 
schaftlicher Fortschritt ist auf diesem 
Weg nicht erreichbar. 

In der lebhaften kontroversen aber so¬ 
lidarischen Diskussion, die auch noch 
nach Ende der Veranstaltung weiter¬ 
ging, wurde klar, dass das BGE auch 
für viele Befürworter keine ideale Lö¬ 
sung darstellt, sondern eher ein Ver¬ 
such ist, durch individuelle Lösungen 
die soziale Misere bei Arbeitslosigkeit 
und prekärer Beschäftigung wenigs¬ 
tens etwas abzufedern. Dies ist jedoch 
keine realistische Möglichkeit, so der 
Referent, da die gesellschaftlichen Pro¬ 
bleme auch nur durch gesellschaftliche 
Veränderungen gelöst werden können. 
Allgemein war die Forderung nach 
Umverteilung von oben nach unten, 
hier gab es viel Gemeinsamkeiten un¬ 
ter den Anwesenden. Insgesamt erleb¬ 
ten die Gäste eine lebendige, selbstbe¬ 
wusste, kämpferische DKP Kreisor¬ 
ganisation Linker Niederrhein, deren 
Argumente in der Bewegung ernst ge¬ 
nommen werden. Peter Lommes 


Spektakuläre Aktion gegen spekulativen Leerstand 



Das Düsseldorfer Bündnis für bezahlbaren Wohnraum in Düs¬ 
seldorf lud zum einem Protest auf den Burgplatz am Rhein 
ein: Vermummt in Schlafsäcke machten die Aktivisten auf feh¬ 
lende bezahlbare Wohnungen, auf die abnehmende Zahl von 
Wohnungen mit einer Mietpreisbindung und auf den gewal¬ 
tigen Leerstand bei Büroimmobilien aufmerksam. Berichtet 
wurde über erfolgreiche „historische“ Hausbesetzungen. 
Christian Ehring („Heute-Show“) kommentierte süffisant 
und bissig die Bewegungen des Kapitals in seinen Widersprü¬ 
chen zum „normalen Leben“. Am Infostand wurden weite¬ 


re Unterschriften gesammelt, mit denen Oberbürgermeister 
Dirk Elbers aufgefordert wird das Problem zu lösen. Kern¬ 
forderung: Wohnraum ist keine Ware! 

Außerordentlich eindrucksvoll die Illumination des Schlos¬ 
sturms mit Texttafeln: „Die Stadt ist mehr als die Summe 
ihrer Quadratmeterpreise“, „Nicht die Armen sind das Pro¬ 
blem, sondern die Armut“. Dazu passten die Forderungen 
„Öffentliche Wohnungsbestände müssen in öffentlicher 
Hand bleiben!“ oder „Milieuschutzsatzungen gegen Gen- 
trifizierungsprozesse! 44 Uwe Koopmann 


Arbeit ist ein 
Menschenrecht 

DKP diskutierte „Bedingungsloses Grundeinkommen“ 
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Zivilklausel* ab 2013? 

Freiburger Uni-Senat verabschiedet neue Grundordnung 


Am Mittwoch den 21. 11. 2012 wurde 
in einer öffentlichen Senatssitzung der 
Universität Freiburg die neue Grund¬ 
ordnung verabschiedet. Die Studieren¬ 
den setzten sich für eine Zivilklausel 
und die Demokratisierung der Hoch¬ 
schule ein. 

Bei der Grundordnung handelt es sich 
um die Organisationssatzung der Uni¬ 
versität. Aus diesem Grund sahen es die 
Studierenden im Senat als wichtig an, 
mit richtungweisenden Änderungsan¬ 
trägen die Universität für die Zukunft 
zu rüsten. „Besonders eine Demokrati¬ 
sierung der Hochschule und ihrer Gre¬ 
mien liegt uns am Herzen“, so Hannes 
Hein, u-asta Vorstand und Senatsspre¬ 
cher der Studierenden, „deshalb haben 
wir einen Antrag zur paritätischen Ver¬ 
teilung der Wahlsenatsplätze gestellt.“ 
Dies würde bedeuten, dass die Status¬ 
gruppe der Studierenden, der Mitarbei¬ 
tenden aus Administration und Technik 
als auch der Wissenschaftliche Dienst 
jeweils einen Senatsplatz mehr bekom¬ 
men würden. Gleichzeitig würden die 
professoralen Wahlmitglieder um drei 
reduziert. Leider lehnte der Senat diese 
Demokratisierung ab. „Wir bedauern 
es sehr, dass der Senat nicht den Mut 
zu einer demokratischeren Hochschule 
hatte“, empört sich die studentische Se¬ 
natorin Florentine Schoog. „Wenn man 
bedenkt, dass ein professorales Wahl¬ 
mitglied nur circa 42 Lehrende vertritt 
und dem gegenüber ein studentisches 
Mitglied über 6 000 Studierende, so er¬ 
innert der Senat eher an eine mittel¬ 
alterliche Ständevertretung als an ein 
demokratisch legitimiertes Gremium.“ 
Doch zumindest bei der Zivilklausel 
konnten die Studierenden einen Zwi¬ 
schenerfolg erzielen. Auch wenn der 
Antrag aufgrund rechtlicher Beden¬ 
ken zurückgezogen wurde, so zeigen 
sich nun auch das Rektorat und pro¬ 
fessorale Senatsmitglieder für eine Zi¬ 
vilklausel offen. „Leider konnten wir 


die Zivilklausel bisher noch nicht in 
die Grundordnung aufnehmen“, er¬ 
klärt Roman-Tassilo Huber, ebenfalls 
studentischer Senatsvertreter, „jedoch 
haben wir mit dem Rektorat und dem 
Sprecher der professoralen Wahlmit¬ 
glieder einen gangbaren Kompromiss 
ausgehandelt.“ So soll bei der nächsten 
Grundordnungsänderung im Frühjahr 
2013 eine Zivilklausel aufgenommen 
werden. Auch wenn diese keine Sank¬ 
tionsmechanismen vorsieht, so hält sie 
doch die Universitätsmitglieder an, 
Forschung, Lehre und Weiterbildung 
nur auf friedliche Zwecke auszurichten. 
Wird zu Kriegszwecken, wie zum Bei¬ 
spiel Waffensystemen, geforscht oder 
gelehrt, wird das Rektorat verpflich¬ 
tet, jährlich zu berichten und dies der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
„Wir nehmen das Rektorat und die 
professoralen Senatsmitglieder beim 
Wort. Ein Zurückrudern bei der Zivil¬ 
klausel darf es nicht geben. Ziel muss 
ein generelles Verbot von Kriegsfor¬ 
schung bleiben.“ betont Hannes Hein 
ausdrücklich. „Leider will Wissen¬ 
schaftsministerin Bauer von einer Zi¬ 
vilklausel nichts mehr wissen. Hier 
sieht man wieder einmal, was sie von 
ihren eigenen Wahlversprechen hält.“ 
Noch im Landtags Wahlprogramm der 
Grünen hatte sich Bauer klar für eine 
gesetzliche Zivilklausel positioniert. 
Nun stellt sie sich vor die Rüstungs¬ 
industrie und schließt eine Aufnahme 
kategorisch aus. „Wir Studierenden 
werden uns aber weiter für eine Zi¬ 
vilklausel im Landeshochschulgesetz 
aussprechen. Wenn Menschen durch 
Forschung zu schaden kommen, hat 
auch das hohe Gut der Wissenschafts¬ 
freiheit seine Grenzen erreicht. Immer¬ 
hin an der Universität Freiburg scheint 
der Senat dies nun endlich erkannt zu 
haben.“ erklärt Florentine Schoog ab¬ 
schließend. 

*generelles Verbot von Kriegsforschung. 


Immunität wegen „Castor 
Schottern!“ aufgehoben 

CDU/CDU/SPD/FDP/Grüne gegen linke Abgeordnete 


Am 29.11. erreichte uns eine Presseer¬ 
klärung von Sevim Dagdelen (MdB). 
Ihr und drei weiteren Bundestagsab¬ 
geordnete wurde die Immunität aber¬ 
kannt. Wie im Falle der niedersächsi¬ 
schen Landtagsabgeordneten Christel 
Wegner wegen der Unterschrift unter 
den Aufruf „Castor schottern“. Es folgt 
die Erklärung von Frau Dagdelen: 
„Heute haben CDU/CSU/SPD/FDP/ 
Grüne ohne Debatte im Bundestag 
meine Immunität und die von Diether 
Dehrn, Jan van Aken und Inge Hö¬ 
ger aufgehoben, weil ich mit Tausen¬ 
den anderen 
Atomkraft¬ 
gegnern zum 
Castor schot¬ 
tern aufgeru¬ 
fen habe. Es 
ist bezeich¬ 
nenderweise 
dieselbe ganz 
große Koali¬ 
tion, die im 
Bundestag 
für Hartz IV, 

Bankenrettungspakete auf Kosten der 
Öffentlichkeit und die Zustimmung 
zu jedem Auslandseinsatz der Bun¬ 
deswehr steht. 

Während die anderen Fraktionen die 
Profite der Atommafia schützen, krimi¬ 
nalisieren sie zugleich den Widerstand 
gegen die Atomkraft. Ich lasse mich 
nicht einschüchtern durch ihre Krimi¬ 
nalisierungsversuche. Ich bleibe dabei: 
Wir brauchen keine Atommafia in die¬ 
sem Land. Widerstand ist gefordert! 
Im Herbst 2010 hatten wir - gemein¬ 
sam mit über 1 500 weiteren Atom¬ 
kraftgegnern - eine Absichtserklärung 
zum ,Schottern 4 gegen den Castor un¬ 
terschrieben. Die Staatsanwaltschaft 
Lüneburg sieht darin eine Aufforde¬ 
rung zu Straftaten. Dieser Vorwurf ist 
völlig haltlos. Rein juristisch gesehen 
ist diese Erklärung gar keine Aufforde¬ 


rung zu einer Straftat, sondern eine Ab¬ 
sichtserklärung, die gar nicht strafbar 
ist. Politisch ist dieser Versuch der Kri¬ 
minalisierung noch viel haltloser, denn 
nicht das Schottern gegen den Castor 
ist ein Verbrechen, sondern die Atom¬ 
politik der Bundesregierung. 

Die Mitglieder des Bundestages von 
CDU/CSU, FDP, SPD und Grünen, 
die jetzt für eine Strafverfolgung der 
,Schütterer 4 gestimmt haben, seien 
daran erinnert, dass es ganz allein der 
Anti-AKW-Bewegung zu verdanken 
ist, dass wir jetzt Anfänge einer Ener¬ 
giewende in 
Deutschland 
sehen. Nur 
der vielfältige 
Widerstand, 
der jahrzehn¬ 
telange Pro¬ 
test aus der 
Breite der Be¬ 
völkerung hat 
erst diese Ab¬ 
lehnung von 
AKW entste¬ 
hen lassen, hat der Bundesregierung 
nach der furchtbaren Katastrophe 
von Fukushima 2011 gar keine andere 
Wahl mehr gelassen, als einen Atom¬ 
ausstieg zu beschließen. Die Atom¬ 
mafia versucht weiterhin den Aus¬ 
stieg gegen eine große Mehrheit der 
Bevölkerung zu hintertreiben und im 
Endeffekt zur Sicherung ihrer Profite 
rückgängig zu machen. Dagegen ist Wi¬ 
derstand mehr als berechtigt: Gestern- 
Heute-Morgen! 

Solange noch ein AKW in Deutschland 
läuft, solange noch ein AKW anders¬ 
wo in der Welt von Deutschland mit ge¬ 
baut oder finanziert wird, werden wir 
uns das Recht auf zivilen Ungehorsam 
nicht nehmen lassen, auch nicht von ei¬ 
ner ganz großen CDU/CSU/SPD/FDP/ 
Grünen-Koalition im Deutschen Bun¬ 
destag.“ 


Während CDU/CSU/SPD/FDP/ 
Grüne die Profite der Atommafia 
schützen, kriminalisieren 
sie zugleich den Widerstand 
gegen die Atomkraft. 


Stele und Webseite 

Gedenkstätten für die politisch Verfolgten im Faschismus 



Das Denkmal für die Erbauer des Volkshauses von Mörfelden-Walldorf ist - was sonst - rot. 


D er Opfer politischer Verfolgung 
in der Zeit der Nazi-Herrschaft 
soll jetzt in Mörfelden-Walldorf 
auf verschiedenen Ebenen gedacht 
werden. Ergänzend zu bestehenden 
Gedenkstätten wird zum einen eine 
Stele errichtet, dort, wo das ehemali¬ 
ge Mörfelder Rathaus stand. Zum an¬ 
deren soll eine Homepage eingerichtet 
werden, auf der genaue Daten über die 
Verfolgten zu finden sind. 

Dieses Internetportal wird so ange¬ 
legt, „dass es für Lehrer und Schüler 
als Ergänzung und Vertiefung des Un¬ 
terrichts sowie außerschulischer Pro¬ 
jekte geeignet ist“, sagte Bürgermeis¬ 
ter Heinz-Peter Becker (SPD). Die 
AG-Erinnerungsarbeit, hat sich dar¬ 
auf verständigt, auf der Homepage der 
Stadt Bild- und Tondokumente zur Ge¬ 
schichte der Opfer der Nazi-Herrschaft 
einzustellen und zu erläutern. 

„Die AG-Erinnerung hält es für rich¬ 
tig, der politisch Verfolgten auch im öf¬ 
fentlichen Raum zu gedenken“, erklärte 
der Bürgermeister. Die Stele wird des¬ 
halb die Namen der politisch Verfolg¬ 


ten aus der Doppelstadt darstellen. Sie 
soll gerade dort am alten Rathaus ste¬ 
hen, weil es in der Nazi-Zeit der Ort 
war, an den viele Verfolgte nach ihrer 
Festnahme gebracht wurden. Dort wur¬ 
den sie verprügelt und anschließend in 
eines der nahe gelegenen Gefängnisse 
verschleppt. „Die Namen der Betrof¬ 
fenen sollen zugleich Würdigung und 
Mahnung sein.“ 

Rudi Hechler, langjähriger DKP-Kom- 
munalpolitiker, sagte hierzu: „Wir sind 
außerordentlich zufrieden und dank¬ 
bar angesichts dieser Entwicklung. Die 
Arbeitsgruppe Erinnerung 4 , in der die 
DKP aktiv mitarbeitet, hat gute Ergeb¬ 
nisse vorgelegt die jetzt die Stadtver¬ 
ordnetenversammlung als Beschluss¬ 
vorlage erhält. 

Mit unseren eigenen Forschungen und 
in unserer in diesem Jahr vorgelegten 
Broschüre konnten wir belegen, dass 
es in Mörfelden und Walldorf zirka 
100 Verfolgte gab - es waren vorwie¬ 
gend Mitglieder der KPD. In unserer 
Stadt wurde über die Zeit des Faschis¬ 
mus von 1933 bis 1945 schon viel ent¬ 


deckt und veröffentlicht 
und die DKP hat viel 
dazu beigetragen. Früh 
erinnerten wir in Mör¬ 
felden und Walldorf an 
die vergessenen jüdi¬ 
schen Nachbarn und es 
waren Mitglieder der 
DKP, die im Jahre 1978 
das ehemalige KZ-Au¬ 
ßenlager in Walldorf 
entdeckten und doku¬ 
mentierten. 1980 wur¬ 
de auf unsere Initiative 
dort ein Gedenkstein 
gesetzt.“ 

Am 25. Oktober 1983, 
beschloss die Stadtver¬ 
ordnetenversammlung 
einstimmig den DKP- 
Antrag „Errichtung ei¬ 
nes Gedenksteines am 
Standort der ehemali¬ 
gen Mörfelder Synago¬ 
ge“. Ein gutes Beispiel 
der Gedenkarbeit sind 
Stolpersteine. In Mörfel¬ 
den-Walldorf beschloss 
die Stadtverordneten¬ 
versammlung am 19. 7. 
2005 auf Initiative der 
DKP die Umsetzung des 
Kunstprojekts von Gun¬ 
ter Demnig „Stolpersteine gegen das 
Vergessen“. Der Förderverein Jüdische 
Geschichte und Kultur im Kreis Groß- 
Gerau übernahm die Organisation. In¬ 
zwischen wurden 54 Steine in Mörfel¬ 
den und Walldorf verlegt. Das Buch 
dazu - „Steine gegen das Vergessen“ - 
wurde zu einer beispielhaften Beglei¬ 
tung der Aktion. 

Bei Besuchen in der Gedenkstätte Ha¬ 
damar wurden erstmals die Opfer der 
Euthanasie belegt und bei Besuchen 
in Archiven in KZ-Lagern Ermordete 
gefunden und dokumentiert. In Mör¬ 
felden gibt es u.a. eine Thälmannstraße 
einen Salvador-Allende-Platz und ein 
großes Denkmal für die Erbauer des 
Volkshauses. Die DKP hat mit ihren 
Anträgen und Initiativen, mit einem 
„Stadtgang auf den Spuren der Arbei¬ 
terbewegung“ und Ausstellungen auch 
den Weg auch zu den jüngsten Vorha¬ 
ben bereitet. „Wir freuen uns über die 
neue Gedenkstätte“, sagte Rudi Hech¬ 
ler, „nichts und niemand soll vergessen 
sein.“ 

dkp m-w/uz 


KPD-Verbotsurteil 
und Demokratie unvereinbar 


Die Initiativgruppe für die Rehabili¬ 
tierung der Opfer des Kalten Krieges 
(IROKK), Sitz Essen, legt zehn Mona¬ 
te vor der Bundestagswahl eine Erklä¬ 
rung „KPD-Verbotsurteil von 1956 auf- 
heben“ vor (s. Kasten). Dem 18. Deut¬ 
sche Bundestag soll die Erklärung mit 
möglichst vielen Unterschriften sofort 
nach Konstituierung als Petition vor¬ 
gelegt werden. Die Initiatoren, darun¬ 
ter Prof. Erich Buchholz, Berlin; Sevim 
Dagdelen MdB „Die Linke“, Duisburg; 


Petition an den nächsten Bundestag 

Gerd Deumlich, Essen; Prof. Georg 
Fülberth, Marburg; Prof. Nina Hager, 
stellv. DKP-Vorsitzende, Berlin, und 
Ulrich Sander, Bundessprecher der 
VVN-BdA, Dortmund, wollen daran 
erinnern, dass eine Demokratie und 
die Illegalisierung von Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten nicht zusam¬ 
menpassen. 

Kein anderes Land der EU kennt 
ein derartiges Urteil. Auch wenn es 
die Deutsche Kommunistische Partei 


(DKP) gibt, ändert dies nichts an dem 
zwingenden Gebot, „das unsägliche 
Urteil aus dem Jahr 1956 aufzuheben“, 
mit dem Adenauer die Partei verbieten 
ließ, die große Beiträge im Kampf ge¬ 
gen den Faschismus erbrachte und un¬ 
vergessene Beiträge im Ringen gegen 
die Wiederbewaffnung in Deutschland 
leistete, wofür zahlreiche ihrer Mitglie¬ 
der mit Gefängnisstrafen belegt wur¬ 
den. 

IR 0 KK/UZ 


KPD-Verbotsurteil von 1956 aufheben 


An den 18. Deutschen Bundestag 

Am 17. August 1956 hat das Bundesverfassungsgericht in Karls¬ 
ruhe die Kommunistische Partei Deutschlands verboten. Dem ging 
ein Antrag der Bundesregierung voraus, der bereits Ende des Jah¬ 
res 1951 gestellt worden war. Bereits zwei Jahre nach Gründung 
der Bundesrepublik - in deren 1. Bundestag auch Abgeordnete der 
KPD vertreten waren - hielt es die Adenauer-Regierung offenbar für 
notwendig, die angebliche Verfassungswidrigkeit der KPD feststellen 
zu lassen, und das wenige Jahre nach der Niederlage des Faschis¬ 
mus, gegen den die Kommunistinnen im Widerstand die größten 
Opfer gebracht hatten. Das Gericht folgte dem Antrag der Bundes¬ 
regierung, löste zugleich die KPD auf und verbot die Schaffung von 
Ersatzorganisationen. 

In der Folgezeit setzte eine rigorose Verfolgung von Mitgliedern der 
Partei und anderer oppositioneller linker Kräfte - Sozialdemokraten, 
Gewerkschafter, Liberale, Christen und Parteilose - ein, die wegen 
ihres Engagements und ihrer politischen Überzeugung kriminali¬ 
siert wurden. 


Der Tenor des Urteils entsprach dem Zeitgeist des Kalten Krieges und 
derTatsache, dass das Feindbild des Antikommunismus nahtlos aus 
der Zeit des Faschismus übernommen wurde. Hinzu kam der Einfluss 
der USA auf die junge Bundesrepublik, als die Kommunistenverfol¬ 
gung in der McCarthy-Ära ihrem Höhepunkt zustrebte. 

Namhafte Persönlichkeiten wandten sich bereits kurze Zeit nach 
Verkündung des Urteils gegen das ausgesprochene Verbot. Dies 
nicht nur, weil bereits 1933 schon einmal die Partei verboten war, 
sondern weil erwartet werden konnte, dass der junge Staat Bun¬ 
desrepublik, der sich in seinem Grundgesetz uneingeschränkt zur 
Demokratie bekannte, auch die Existenz einer Kommunistischen 
Partei nicht nur toleriert, sondern sie an dem demokratischen Mei¬ 
nungsbildungsprozess teilhaben lässt. Auch wenn seit dem Jahre 
1968 die Deutsche Kommunistische Partei existiert, ändert dies 
nichts an dem zwingenden Gebot, das unsägliche Urteil aus dem 
Jahr 1956 aufzuheben. 

Wir fordern deshalb die Aufhebung des KPD-Verbots und unterstüt¬ 
zen jegliche demokratischen Aktivitäten zur Erreichung dieses Ziels. 
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Weiter für eine Welt ohne Krieg streiten 

Erfolgreicher 19. Friedensratschlag 



Das Abschlussplenum des Friedensratschlags. Von links nach rechts: Sevim Dagdelen (MdB„Die 
Linke“), Jutta Sundermann (Attac), Sabine Schiffer (Diskussionsleitung), Lena Sachs (Kampagne 
„Schule ohne Bundeswehr“), Lühr Henken (Bundesausschuss Friedensratschlag). Am Podium 
Peter Strutynski. 


A n die 400 Teilnehmer beim 19. 
Friedensratschlag in Kassel und 
damit 100 mehr als vor einem 
Jahr zeigten, dass die Friedensbewe¬ 
gung keineswegs „tot“ ist, wie z.B. die 
taz nicht müde wird zu propagieren. 
Die Aktivisten hatten einiges zu dis¬ 
kutieren. In der abschließenden Po¬ 
diumsdiskussion nannte Sevim Dag¬ 
delen, MdB für „Die Linke“, eine der 
großen Schwierigkeiten von heute: 
„Man weiß manchmal gar nicht mehr, 
wogegen man noch protestieren soll.“ 
Zu schnell jagen sich die Kriegs-Ini¬ 
tiativen von Nato und Bundesregie¬ 
rung: Patriot-Stationierung hier, immer 
neue Waffendeals da, Anschaffung von 
Drohnen, immer mehr Jugendoffizie¬ 
re an den Schulen, Bundeswehreinsatz 
im Inneren, immer schwerere Gesund¬ 
heitsschäden durch Uranmunition, das 
ist nur eine unvollständige Aufzählung 
der Themen. 

Peter Strutynski, einer der Sprecher des 
Bundesausschusses Friedensratschlag, 
sieht die Friedensbewegung denn auch 
mehrfach unter Druck. Bei kommunis- 
ten.de formulierte er diesen so: „Ein¬ 
mal von Seiten des herrschenden si¬ 
cherheitspolitischen Diskurses, der Mi¬ 
litär und Krieg wieder zum allgemein 
akzeptierten Mittel der Politik gemacht 
hat. Zum zweiten hat die Gesellschaft 
und haben die sozialen Bewegungen 
einschließlich der Gewerkschaften alle 
Hände voll zu tun (und müsste eigent¬ 
lich noch viel mehr tun), sich gegen die 
alltäglichen Zumutungen von Kapital 
und Staat zur Wehr zu setzen, sodass sie 
das politische Interesse an Fragen der 
internationalen Politik weitgehend ver¬ 
loren haben. Und zum dritten dienen 
Menschenrechtsdiskurs und Helfersyn¬ 
drom (z.B. über das Konzept der „Re- 
sponsibility to Protect“) als Einfallstor 
für die Akzeptanz der Wiederkehr des 
Kriegs in die Politik.“ Im Gespräch mit 
dieser Zeitung nannte Strutynski als 
weiteres Problem den seit Jahren zu 
geringen Anteil junger Menschen un¬ 
ter den Friedensbewegten. Hier dürfe 
es keine Ausreden geben, sondern hier 
müsse gehandelt werden. 

Den 19. Friedensratschlag bezeichnete 
Strutynski gleichwohl als großen Er¬ 
folg. Wieder habe er sich auf der Höhe 


der Zeit gezeigt. Den Auftakt bildeten 
die Vorträge von Karin Leukefeld über 
die Lage in Syrien, Norman Paech über 
die Zertrümmerung des Völkerrechts 
und von Conrad Schuhler über „Eu¬ 
ropa und den globalen Imperialismus 
heute“. Es entstand das Bild einer Welt 
in der Krieg immer mehr integrativer 
Bestandteil des Lebens wird oder zu 
werden droht. Der Auftritt des vene¬ 
zolanischen Botschafters Rodrigo Os- 
waldo Chaves Samudio war mehr als 
ein nostalgischer Ausflug in die Hoch¬ 
zeiten der internationalen Solidarität. 
Seine Erinnerung daran, dass Friede 
in der Welt ohne Gerechtigkeit nicht 
möglich sei, verwies auf die engen Zu¬ 
sammenhänge von Ökonomie, Krieg 
und Frieden. 

Diesen stellte auch Eugen Drewer¬ 
mann in seinem den Saal von den Sit¬ 
zen reißenden Vortrag von anderthalb 
Stunden. Frei sprechend stellte der 


Theologe verschiedene Kriegstheori¬ 
en vor, von denen er diejenigen glän¬ 
zend widerlegte, die den Krieg als un¬ 
vermeidlich und dem Wesen des Men¬ 
schen entsprechend darstellten. Keine 
Scheu hatte Drewermann die Worte 
Kapitalismus und Imperialismus in den 
Mund zu nehmen. Der Saal dankte es 
ihm mit Zwischen- und einem don¬ 
nernden Abschlussapplauss. 

In zahlreichen Arbeitsgruppen wurden 
an den beiden folgenden Tagen alle 
wichtigen Tendenzen von Kriegsvorbe¬ 
reitung und Kriegführung erörtert. Pe¬ 
ter Strutynski lobte den Ratschlag für 
seine auch diesmal wieder bewiesene 
Fähigkeit, in der Diskussion Wichtiges 
von Unwichtigem zu trennen und Per¬ 
spektiven für die Aktion zu entwickeln. 
Speziell nannte er als zukünftige neue 
Schwerpunkte von Friedensarbeit die 
Ächtung von Uranmunition und den 
Kampf gegen die unübersehbaren, auf 


jeden Fall aber katastro¬ 
phalen Folgen der neu¬ 
en „Wunderwaffe“, der 
Drohnen. 

Die abschließende Po¬ 
diumsdiskussion sah be¬ 
züglich der Diskutan- 
tlnnen eine eindeutige 
Dominanz jugendlicher 
Damen. Unter der Lei¬ 
tung von Sabine Schif¬ 
fer (Institut für Medien¬ 
verantwortung) disku¬ 
tierten Vertreterinnen 
ganz unterschiedlicher 
Bewegungen und poli¬ 
tischer Ansätze. Noch 
einmal Peter Strutynski 
auf kommunisten.de: 
„Da war einmal Lühr 
Henken vom Bundes¬ 
ausschuss Friedensrat¬ 
schlag, der sich eingangs 
mit der Frage der Rüs¬ 
tungsexporte und der 
Kampagne der Friedens¬ 
bewegung dagegen be¬ 
fasste. Lena Sachs, Frei¬ 
burg, von der Kampagne 
„Schule ohne Bundes¬ 
wehr“ setzte sich mit den 
wenigen aber hoffnungs¬ 
vollen Ansätzen ausein¬ 
ander, vor Ort Schülerin¬ 
nen und Eltern zu mobilisieren, wenn 
es darum geht, den Werbestrategien 
der Bundeswehr Widerstand entgegen 
zu setzen - und auch politisch für eine 
Rücknahme der in acht Bundesländern 
abgeschlossenen Kooperationsverträ¬ 
ge zwischen Bundeswehr und Kultus¬ 
ministerien einzutreten. Sevim Dagde¬ 
len, MdB „Die Linke“, nutzte ihr State¬ 
ment zu einer politischen Einordnung 
des Hilfeersuchens der Türkei an die 
NATO, sie möge zur „Sicherung“ der 
Grenze zu Syrien Patriot-Raketen zur 
Verfügung stellen. Diesem Ansinnen 
werde die Bundesregierung und wohl 
auch der Bundestag in seiner großen 
Mehrheit entsprechen. Der Protest ge¬ 
gen diese Aufrüstungsmaßnahme, die 
zugleich die Gefahr einer NATO-Ein- 
mischung in den syrischen Bürgerkrieg 
beinhaltet, müsse nicht nur von türki¬ 
schen und kurdischen Migrantenorga¬ 
nisationen, sondern auch von der Frie¬ 


densbewegung getragen werden. Jutta 
Sundermann von attac berichtete von 
den Erfolgen, aber auch den Schwie¬ 
rigkeiten, die sozialen Bewegungen 
in Deutschland in Bewegung zu hal¬ 
ten und zugleich die Gewerkschaften 
miteinzubeziehen. Die Aktionen unter 
dem Slogan „Umfairteilen“ sowie die 
Solidaritätsaktionen mit den südeuro¬ 
päischen Streikbewegungen am 14. No¬ 
vember d. J. seien erste positive Schritte 
dahin gewesen. Die Zusammensetzung 
des Podiums war in zweierlei Hinsicht 
bemerkenswert: vier von fünf Teil¬ 
nehmerinnen waren weiblichen Ge¬ 
schlechts, und das Durchschnittsalter 
des Podiums dürfte etwa bei der Hälf¬ 
te des Durchschnittsalters des gesam¬ 
ten Kongresses gelegen haben, was der 
Kongressorganisator in seinem Schluss¬ 
wort so kommentierte: ,Wir sind nicht 
jünger geworden. Aber das Abschluss¬ 
podium war ein Blick in unsere Zu¬ 
kunft. 4 “ 

Am Ende resümierte Strutynski, dass 
Friedensforschung und Friedensbewe¬ 
gung dem eingangs genannten drei¬ 
fachen Druck ideologisch am besten 
standhalten könnten, wenn sie sich auf 
friedenspolitische Grundsätze bezögen, 
die über die moralische Ablehnung von 
Krieg und Gewalt hinaus reichen. Das 
hieße: Kriegsursachen erkennen, die 
Interessenten an Rüstungsproduktion 
und Waffenhandel beim Namen nen¬ 
nen und das Zusammenspiel von Öko¬ 
nomie, herrschender Politik, Militär 
und Medien aufdecken. Das schärfe 
den kritischen Verstand der Akteure 
und mache sie immun gegen die „ideo¬ 
logischen Zumutungen der Bewusst¬ 
seinsindustrie“. Natürlich stoppe das 
noch nicht die gegenwärtigen Kriege 
und Gewaltkonflikte und es verhinde¬ 
re noch nicht unbedingt die drohen¬ 
den Kriege, aber es stärke den antimi¬ 
litaristischen und pazifistischen Wider¬ 
stand der Friedensbewegung. Dazu, so 
Strutynski, habe der Friedensratschlag 
einen „hervorragenden Beitrag ge¬ 
leistet“. Lautstarke einhellige Zustim¬ 
mung! 

Über die friedenspolitischen Schwer¬ 
punkte, die sich der Friedensratschlag 
für 2012 setzt, werden wir weiter be¬ 
richten. Siehe auch www.ag-friedens- 
forschung.de/. Adi Reiher 


Abbrucharbeiten 

Schlechte Zeiten für die FDP 


Im Thomas-Dehler-Haus in Berlin läu¬ 
ten seit Monaten wieder die Alarmglo¬ 
cken. Das Wahljahr 2013 scheint kein 
gutes für die FDP zu werden. Für die 
Landtagswahl im Januar in Nieder¬ 
sachsen werden in der aktuellsten Mei¬ 
nungsumfrage von Infratestdimap der 
Noch-Regierungspartei drei Prozent¬ 
punkte vorausgesagt. Für die Landtags¬ 
wahl in Bayern im September prophe¬ 
zeit Emnid vier Prozentpunkte. Und 
übereinstimmend melden die Institute 
zur Bundestagswahl nicht mehr als vier 
Prozent. Schlechte Zeiten für eine Par¬ 
tei, von denen „manche Akteure“ - wie 
es ihnen dieser Tage ihr Ehrenvorsitzen¬ 
der Genscher ins Stammbuch schrieb - 
offensichtlich glauben, es stehe im 
Grundgesetz, „dass die FDP mitregiert.“ 
In der FDP geht die Existenzangst 
um und vor allem die Besorgnis vieler 
Mandatsträger, Postchen zu verlieren. 
Denn 93 Abgeordnete und rund drei¬ 
hundert Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beiter stehen im Herbst 2013 auf der 
Kippe. Da ist dieser Tage schon mal 
Justizministerin Leutheuser-Schnar- 
renberger aktiv geworden. Nach Infor¬ 
mationen des „Spiegel“ will sie „meh¬ 
rere FDP-Freunde befördern - sie sol¬ 
len in den Genuss hochdotierter Posten 
kommen“. Zum Beispiel soll der bishe¬ 
rige Büroleiter der Ministerin neuer 
Chef der Verfassungsabteilung werden. 
Für ihn rückt, als Unterabteilungsleiter, 
ein früherer Referent der FDP-Frakti- 
on nach. Auch die Stabsstelle EU-Ko- 
ordination könnte aufgewertet und der 


Wenn ihr uns nicht mehr wollt, 
dann verkaufen wir den Rest von 


Deutschland auch noch! 
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Die FDP arbeitet mit Hochdruck an 
innovativen Wahlkampfstrategien. 

bisherige Leiter befördert werden. Alle 
Personen kommen aus dem sogenann¬ 
ten FDP-Freundeskreis. Ein Sprecher 
des Bundesjustizministerium bestätig¬ 
te zwar gegenüber dem „Spiegel“ die 
Personalrochaden, wies aber natürlich 
den Vorwurf von Parteibuch-Beförde¬ 
rungen strikt zurück. 

Indessen verweisen die Äußerungen 
des FDP-Schatzmeisters Fricke auf ein 
weiteres großes Problem Er klagte die¬ 
ser Tage über den miserablen Kassen¬ 
stand der FDP zum Jahresende 2012. 
Im Wahljahr 2009 hatte die FDP an 
Spenden 5,5 Millionen Euro eingenom¬ 
men. Für das Jahr 2012 war eine Milli¬ 
on Einnahmen eingeplant. Doch, wie 
Fricke gegenüber „Bild“ einräumte, lag 
der Spendenstand Anfang Oktober erst 
bei 400 000 Euro. Schlechte Zeiten also 
auch für die FDP-Wahlkämpfe in 2013. 


Die Nervosität in der FDP-Führung in 
Berlin und in den Ländern wird täg¬ 
lich sichtbar. Im Fadenkreuz der Kriti¬ 
ker ist seit langem der Parteivorsitzen¬ 
de Philipp Rösler. Über ihn wird mit 
Hohn und Spott gesprochen. Er findet 
gegenwärtig nur wenige, die sich vor 
ihn stellen. Rösler hatte bekanntlich 
das schlimme FDP-Erbe nach Wes¬ 
terwelle übernommen. Er soll nun der 
Alleinschuldige am Krisenzustand der 
FDP sein. Man möge doch besser mal 
die einstigen Westerwelle-Freunde und 
FDP-Steigbügelhalter von 2009 befra¬ 
gen, warum sie sich in derartiger Wei¬ 
se von der ihnen nicht mehr nutzenden 
FDP abgewandt haben. 

In dieser Gemengelage schlägt ein bis 
dato unbekannter Bundestagsabge¬ 
ordneter namens Ackermann vor, dass 
der Fraktionsvorsitzende Brüderle 
statt des Parteivorsitzenden Rösler die 
FDP im Bundestagswahlkampf führen 
soll. Brüderle sei ein exzellenter Wahl¬ 
kämpfer, „unterhaltsam und fachlich 
fundiert“. Da es bei der Bundestags¬ 
wahl für die FDP um Alles gehe, soll 
„Rainer Brüderle unser Spitzenkandi¬ 
dat werden und die FDP in den Wahl 
führen“, sagte er „Bild“. 

Da wollte sich der als Bundestagsspit¬ 
zenkandidat der baden-württembergi¬ 
schen Landesliste zu den Bundestags¬ 
wahlen nicht lumpen lassen. Entwick¬ 
lungsminister Niebel unterbreitete 
eigene Vorschläge für die Spitzenkan¬ 
didaten der FDP. Ein Spitzenkandidat 
müsse „nicht zwingend Parteichef sein“, 


sagte er der „Rheinischen Post“. Und in 
der Bielefelder Zeitung „Neue West¬ 
fälische“ erläuterte er, dass die bei¬ 
den stärksten FDP-Landesverbände 
Baden-Württemberg und Nordrhein- 
Westfalen mit ihm selbst und Außen¬ 
minister Westerwelle als Spitzenkan¬ 
didaten eine „Rolle als Motor der Par¬ 
tei“ spielen sollten. Selbst Westerwelle 
soll darauf verschnupft reagiert haben. 
Scheinheilig ergänzte Niebel später: 
„Aus jeder Äußerung eine Personalde¬ 
batte zu machen, das bringt uns jetzt 
nicht weiter.“ 

Die Verärgerung über Niebel & Co 
sprach der niedersächsische FDP- 
Chef Birkner offen aus. „Das unnöti¬ 
ge Personalgerede schadet uns in Nie¬ 
dersachsen und damit der ganzen FDP. 
Von einem Präsidiumsmitglied erwarte 
ich, dass es die persönliche Profilierung 
dem gemeinsamen Interesse unterord¬ 
net“, stellte er in „Bild am Sonntag“ 
klar. Auch Rainer Brüderle hat inzwi¬ 
schen die Forderung zurückgewiesen, 
anstelle von Rösler die FDP im Bun¬ 
destagswahlkampf zu führen. Rösler sei 
seinerzeit mit einem überragenden Er¬ 
gebnis zum Parteivorsitzenden gewählt 
worden. „Er ist unsere Nummer Eins, 
und wir stehen hinter ihm.“ Personalde¬ 
batten seien überflüssig, wie „Kamele 
im Wattenmeer“. 

Schließlich kam auch der FDP-Ehren- 
vorsitzende Genscher nicht umhin, seine 
Zufriedenheit mit Rösler zu bekunden. 
Die FDP habe „zu Beginn der neuen 
Regierungskoalition Fehler gemacht“ 


und „ich glaube auch, die Wähler wis¬ 
sen jetzt, die FDP hat die Botschaft ver¬ 
standen“. Genscher plädiert, um Erfolge 
für die FDP zu erreichen, dafür: „Eine 
klare und entschlossene Führung kann 
die Wähler überzeugen und die haben 
wir jetzt auch im Bund.“ Vielleicht ist es 
ein kluger Ratschlag für die Wahlen auf 
dem FDP-Parteitag im Mai oder auch 
süffisant formuliert, wenn Genscher mit 
Blick auf die Niedersachsen-Wahl sagt: 
„Dort spielt der Parteivorsitzende Phil¬ 
ipp Rösler eine große Rolle.“ 
Ungeachtet all dessen, schwört Philipp 
Rösler seine Truppen, ob sie ihm zuhö¬ 
ren wollen oder nicht, auf einen Lager- 
Wahlkampf ein. Die schwarz-gelbe Ko¬ 
alition sei eine Erfolgsgeschichte, sag¬ 
te er dieser Tage dem „Handelsblatt“. 
„Rot-Grün wäre verheerend für die 
Zukunft Deutschlands.“ Offensichtlich 
sehen das viele Bürgerinnen und Bür¬ 
ger anders. Angesichts der aktuellen 
Meinungsumfragen wachsen die Zwei¬ 
fel, ob die FDP es überhaupt noch ein¬ 
mal in den Bundestag schaffen kann. 
Einer Emnid-Umfrage zufolge glauben 
53 Prozent der Befragten, dass die FDP 
im Herbst 2013 an der Fünf-Prozent- 
Hürde scheitert. Nur ein Drittel der 
Befragten rechnet damit, dass die FDP 
im nächsten Bundestag vertreten sein 
wird. Ob diese Aussicht den Verteidi¬ 
gern der „freien Marktwirtschaft“ und 
den „Besserverdienenden“ recht sein 
wird, darf bezweifelt werden. Für die 
da unten wäre es eine begrüßenswerte 
Option. RolfPriemer 
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UNO-Anerkennung des Staates Palästina endlich erreicht 

Deutsche Stimmenthaltung in „Gefolgschaftstreue“ zu USA und israelischen Rechtskreisen 


Kosovo-Ex-Premier 

freigesprochen 

Das UNO-Tribunal in Den Haag hat 
den Freispruch des früheren Regie¬ 
rungschefs des Kosovo, Ramush Ha- 
radinaj, vom Vorwurf des Mordes und 
der Folter an Serben während des Krie¬ 
ges 1998 bestätigt. Der Internationale 
Strafgerichtshof für das ehemalige Ju¬ 
goslawien in Den Haag entlastete ihn 
und zwei seiner Komplizen zum zwei¬ 
ten Mal.Wiederholte und begründete 
Vorwürfe, Zeugen seien eingeschüch¬ 
tert worden, wurden erneut vom Tisch 
gewischt. Das Urteil hat Empörung 
hervorgerufen, zumal kurz zuvor auch 
die kroatischen Generäle Ante Goto- 
vina und Mladen Markac freigespro¬ 
chen worden sind. Die Entrüstung ist 
umso größer, als in beiden Fällen die 
Richter des Tribunals feststellten, dass 
Verbrechen an Serben begangen wor¬ 
den seien, die Angeklagten aber nicht 
mit ihnen in Verbindung gebracht wer¬ 
den könnten. Der in Serbien für Kriegs¬ 
verbrechen zuständige Staatsanwalt er¬ 
klärte, es habe niemand gegen Haradi- 
naj aussagen können, da alle Zeugen 
getötet worden seien.Einmal mehr be¬ 
stätigt sich das Tribunal als politisches 
Instrument des Westens, der für kroa¬ 
tische und kosovo-albanische Separa¬ 
tistenbanden den Krieg geführt hatte. 

Syrische Oppositionelle 
gegen Söldner 

Die syrische Inlandsopposition wirft 
der Türkei vor, es von Saudi-Arabien 
aus finanzierten Söldnern zu ermögli¬ 
chen, über die Türkei nach Syrien zu ge¬ 
langen. Dies erklärte Haytham al-Man- 
na, Koordinator des „Nationalen Komi¬ 
tees für den Demokratischen Wandel“, 
am 31. November in einem Interview 
für den Rundfunksender „Stimme 
Russlands“. „Wie bereits bekannt, ha¬ 
ben syrische Medien eine Liste saudi¬ 
scher Söldner in Syrien veröffentlicht. 
Auch unser Komitee publizierte diese 
Liste, denn wir sind gegen jegliche Prä¬ 
senz ausländischer Söldner in Syrien“, 
betonte er. Sie wurden angeworben, um 
zu schießen und nicht, damit sie heraus¬ 
finden, wer da wer ist“, so der syrische 
Oppositionelle. „Diese Menschen zer¬ 
stören Syrien. Leider gibt es politische 
Akteure wie etwa die Türkei, die es ih¬ 
nen gestatten, nach Syrien zu gelangen“, 
führte er weiter aus. „Nicht nur Syrien 
ist dabei das Ziel. Unser Land ist nur 
ein Glied der Kette“, betonte al-Manaa. 
„Die Führung der kürzlich in Doha ge¬ 
gründeten Nationalen Koalition war¬ 
tet auf einen Sturz des Regimes von 
Baschar al-Assad, um ihre saudischen 
Söldner aus Syrien dann in andere Län¬ 
der zu entsenden.“ 

Prozess gegen 
Todespiloten 

30 Jahre nach dem Ende der faschis¬ 
tischen Militärdiktatur in Argentinien 
hat in der Hauptstadt Buenos Aires ein 
Prozess gegen eine Gruppe von Piloten 
der berüchtigten „Todesflüge“ begon¬ 
nen. Den 68 Angeklagten wird unter 
anderem vorgeworfen, politische Häft¬ 
linge unter Drogen gesetzt und wäh¬ 
rend der Flüge ins Meer geworfen zu 
haben. Ihnen wird außerdem angelas¬ 
tet, an Hunderten von Entführungen, 
Folterungen und Morden im größten 
Geheimgefängnis der Marine während 
der Diktatur von 1976 bis 1983 beteiligt 
gewesen zu sein. Das Gefängnis war in 
einer Ausbildungsstätte für Mechani¬ 
ker der Marine in Buenos Aires ver¬ 
borgen. Dort waren über die Jahre ins¬ 
gesamt mehr als 5 000 Menschen als 
Regimegegner eingesperrt. Die meis¬ 
ten wurden getötet, viele verschwan¬ 
den spurlos. 

Pakistan testet Rakete 

Die pakistanische Armee hat am 
31. November eine atomwaffenfähige 
ballistische Rakete vom Typ Ghauri 
(Hatf 5) erfolgreich getestet. Laut ei¬ 
nem Bericht der Zeitung „Times of 
India“ kann eine solche Flüssigkeitsra¬ 
kete, die neben dem Kernsprengkopf 
auch konventionelle Gefechtsladungen 
tragen kann, Ziele in Entfernungen von 
bis zu 1 300 Kilometern vernichten. Es 
war bereits der achte pakistanische Ra¬ 
ketentest im laufenden Jahr. 


Besser konnte der „Tag der internati¬ 
onalen Solidarität mit dem palästinen¬ 
sischen Volk“ dieses Jahr kaum began¬ 
gen werden: Genau an diesem Tag, dem 
29. November, beschloss die UNO- 
Vollversammlung mit überwältigen¬ 
der Mehrheit die Zulassung Palästinas 
als Staat mit Beobachterstatus zu allen 
UNO-Gremien und damit die interna¬ 
tionale Anerkennung der Existenz des 
Staates Palästina. 

Mehr als zwei Drittel der UNO-Mit- 
gliedstaaten, 138 von 193, darunter 
auch die meisten Staaten Europas, so 
Frankreich, Spanien, Portugal, Italien, 
Österreich, die Schweiz, Belgien, Lu¬ 
xemburg, Dänemark, Schweden und 
Finnland, sprachen sich dafür aus. 
Neun Stimmen kamen für die Front der 
Ablehnung unter Führung der USA 
und Israels zusammen. Nur Kanada, 
Tschechien und Panama sowie die Pa¬ 
zifik-Inselstaaten Marshallinseln, Mik¬ 
ronesien, Nauru und Palau haben sich 
ihnen noch angeschlossen. 

Zur Gruppe der 41 Staaten, die sich 
zwischen dem politischen Druck der 
USA und Israels und der Einsicht in die 
Legitimität und politische Vernünftig¬ 
keit des palästinensischen Antrags der 
Stimme enthielten, gehörten neben der 
deutschen Regierung u. a. Großbritan¬ 
nien, die Niederlande, Polen, die Slowa¬ 
kei, die Balkanstaaten Ungarn, Slowe¬ 
nien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, 
Montenegro, FJR Mazedonien, Albani¬ 
en, Rumänien und Bulgarien, die bal¬ 
tischen Staaten Litauen. Lettland und 
Estland sowie Südkorea und die DR 
Kongo. Fünf UNO-Staaten, darunter 
die Ukraine, haben an der Abstimmung 
nicht teilgenommen. 

Die Entscheidung ist weltweit als ein 
„historischer Tag“ und großer Erfolg 
für Palästina gewertet worden. Paläs¬ 
tina-Präsident Abbas nannte sie einen 
„wichtigen Schritt auf dem Weg zur pa¬ 
lästinensischen Unabhängigkeit“ und 
die „Geburtsurkunde der Realität des 
Staates Palästina“. Auch der führende 
Hamas-Politiker Al Rishk anerkannte 
das Ergebnis als einen „Sieg für alle Pa¬ 
lästinenser“. 

Auch wenn Palästina damit noch nicht 
Vollmitglied in der UNO mit Stimm¬ 
recht geworden ist, hat die „Völker¬ 
gemeinschaft“ damit dem seit vielen 
Jahren geführten Kampf der Paläs¬ 
tinenser für ihre nationalen Rechte 
und die Gründung eines eigenen sou¬ 
veränen Staates eine große politische 
Anerkennung und Unterstützung ge¬ 
währt. Dies ist in erster Linie ein Er¬ 
folg des nicht nachlassenden Kampfes 
der Palästinenser selbst, ihrer unbeug¬ 
samen Entschlossenheit, sich mit dem 
völkerrechtswidrigen israelischen Be¬ 
satzungsregime nicht abzufinden, vor 
Druck und Gewalt nicht zu kapitulie- 


Luigi Bersani, Vorsitzender der Demo¬ 
kratischen Partei (einem Zusammen¬ 
schluss früherer Linksdemokraten 
und katholischem Zentrum), der das 
Bündnis Mitte Links anführt, wurde 
am Sonntag bei der von seiner Partei 
veranstalteten Stichwahl zu den Prima¬ 
ries, den nach US-Vorbild eingeführten 
Vorwahlen, mit 61,1 Prozent zum Spit¬ 
zenkandidaten für die Parlamentswah¬ 
len im Frühjahr 2013 gekürt. Im ersten 
Wahlgang hatte weder Bersani noch 
sein Herausforderer in der DP, der 
Florenzer Bürgermeister Matteo Ren- 
zi, die absolute Mehrheit erreicht. Die 
in scharfem antikommunistischen Un¬ 
terton geführte Kampagne des „Rotta- 
matore“ (Verschrotter) der alten Funk¬ 
tionärsgeneration, die meist noch aus 
der 1990 liquidierten IKP kommt, fand 
bei den rund 2,6 Millionen Teilnehmern 
an der Stichwahl wenig Anklang. In der 
sich neuerdings betont sozialdemokra¬ 
tisch gebenden DP trauern nicht weni¬ 
ge an der Basis heute dem Untergang 
der in den 1970er Jahren von 34 Pro¬ 
zent (12 Millionen) Italienern gewähl¬ 
ten IKP nach. Hinzu kam, dass Ren- 
zis frühere Kontakte zu Ex-Premier 


ren und keinem „Arrangement“ mit 
den Machthabern Israels unterhalb 
der staatlichen Unabhängigkeit zuzu¬ 
stimmen. Es ist ein Erfolg auch der in¬ 
ternationalen Solidaritätsbewegung, 
die an der Seite der Palästinenser dazu 
beitrug, in vielen Ländern der Welt auf 
die herrschenden politischen Kräfte 
Druck auszuüben, damit sie sich von 


der Bevormundung durch den USA- 
Imperialismus frei machen und zu der 
Erkenntnis durchrangen, dass die An¬ 
erkennung Palästinas als Staat für eine 
Friedenslösung im Nahen Osten zwin¬ 
gend notwendig ist. 

Dass der deutsche Außenminister Wes¬ 
terwelle im Einverständnis mit Kanzle¬ 
rin Merkel sich für eine Stimmenthal¬ 
tung bei dieser wichtigen UNO-Ab¬ 
stimmung und damit ein weiteres Mal 
für eine isolierte Position nicht nur in¬ 
nerhalb der Weltgemeinschaft, sondern 
auch innerhalb der EU entschied, kann 
nur als gravierender politischer Miss¬ 
griff und mangelndes Begreifen der 
erheblichen Veränderungen bewertet 
werden, die sich in den letzten Jah¬ 
ren in der Welt vollzogen haben. Die 
Begründung dieser Stimmenthaltung 
mit einem „besonderen Verhältnis“ 
Deutschlands zu Israel ist Irreführung. 
Denn was Westerwelle und Merkel da¬ 
mit praktiziert haben, ist nicht Unter¬ 
stützung für Israel, sondern am Gän¬ 
gelband der Nahostpolitik der USA 
Unterstützung für die reaktionärste 
und verständigungsfeindliche Rechts- 


Berlusconi bekannt wurden. Dann äu¬ 
ßerte noch die Vorsitzende der CGIL, 
der größten und der DP nahestehen¬ 
den Gewerkschaft, Susanna Camusso, 
einen Sieg Renzis, des ausgesprochen 
rechten Flügelmanns der DP, sehe sie 
„problematisch“. 

Den Ausschlag für Bersanis Erfolg 
dürften die Stimmen der Linkspartei 
Umwelt und Freiheit (SEL) des der¬ 
zeitigen Präsidenten der Mitte-Links- 
Regierung in Apulien, Nichi Vendola, 
gegeben haben. Er hatte im ersten An¬ 
lauf sensationelle 15 Prozent geschafft 
und damit über den Prognosen seiner 
SEL gelegen, die unter zehn Prozent 
liegen. Das war, Beobachtern zufolge, 
ein Ergebnis der Absage auch Vendolas 
an den sozialen Crashkurs des Über¬ 
gangspremier Mario Monti. Auch der 
SEL-Chef, der 2010 die Kommunisti¬ 
sche Neugründungspartei PRC verließ, 
widerspricht nicht, wenn man ihn wei¬ 
terhin einen Kommunisten nennt. Ven¬ 
dola bekannte öffentlich, für Bersani 
zu stimmen. 

Während die populär gewordenen Pri¬ 
maries Mitte-Links einen Auftrieb ver¬ 
schaffen, sind sie bei der sogenannten 


regierung unter Netanjahu, die es seit 
der Gründung des Staates Israels je ge¬ 
geben hat. 

Selbst der frühere israelische Minis¬ 
terpräsident Olmert und die ehema¬ 
lige Außenministerin Livni aus dem 
Lager der bürgerlichen Liberalen, bei¬ 
de durchaus entschiedene Interessen¬ 
vertreter bürgerlich-kapitalistischer 


Klasseninteressen, hatten sich vor der 
UNO-Abstimmung öffentlich dafür 
ausgesprochen, dass Israel dem paläs¬ 
tinensischen Antrag in der UNO zu¬ 
stimmen sollte. Von der vielgestaltigen 
israelischen Friedensbewegung, die 
für eine Verhandlungslösung mit den 
Palästinensern auf der Grundlage ei¬ 
ner Zwei-Staaten-Lösung aktiv ist, gar 
nicht zu reden. 

Westerwelles „Zweifel“, dass die UNO- 
Entscheidung zu Palästina zum jetzigen 
Zeitpunkt dem Friedensprozess nicht 
dienlich sein“ und eher zu „Verhärtun¬ 
gen“ führen könnte, verdreht die Tatsa¬ 
chen. Er weiß ebenso wie die Kanzle¬ 
rin genau, dass die „Verhärtungen“, die 
die Verhandlungen zwischen Israel und 
Palästina seit Monaten blockieren, aus 
einer ganz anderen Quelle kommen. Es 
ist das provokative Festhalten der Ne¬ 
tanjahu-Regierung an der Ausdehnung 
ihres Staatsgebietes durch Siedlungs¬ 
bau auf palästinensischem Territori¬ 
um und generell der Unwille der der¬ 
zeitigen israelischen Machthaber, das 
Besatzungsregime über Palästina auf¬ 
zugeben und die einschlägigen UNO- 


Volksfreiheitspartei (PdL) von Berlus¬ 
coni wegen chaotischer Zustände und 
parteiinternen Auseinandersetzungen 
abgesagt worden. Der im November 
2011 gestürzte Ex-Premier will immer 
noch kandidieren und plant angesichts 
der bei Umfragen auf 14,3 Prozent 
gesunkenen Wählerakzeptanz (2008 
noch 37,7 Prozent) einen Namens Wech¬ 
sel oder auch eine Neugründung. Die 
Rede ist vom alten Parteinamen Forza 
Italia aus den 1990er Jahren, der dem 
Schlachtruf italienischer Fußballfans 
entliehen war. In der PdL herrscht in¬ 
zwischen die Meinung vor, mit Berlus¬ 
coni könne man nur noch mehr Stim¬ 
men verlieren. 

Die Rechte setzt mangels eines erfolg¬ 
reichen eigenen Kandidaten unverän¬ 
dert auf Monti. Der kann sich zwar als 
Senator auf Lebenszeit nicht auf einer 
Parteienliste bewerben, hat aber erneut 
nicht ausgeschlossen, dass er das Amt 
noch einmal übernehmen werde, wenn 
es keine klare Mehrheit gibt. Im Raum 
steht das erprobte deutsche Vorbild: 
Eine große Koalition. Hier ist jedoch 
zu sehen, dass eine solche Regierung in 
Rom auch die früheren AN-Faschisten 


Resolutionen zu akzeptieren, was die 
Verhandlungen torpediert. 

Dies wird auch durch die jüngste Ent¬ 
scheidung der israelischen Regierung 
noch einmal unterstrichen, als „Vergel¬ 
tungsakt“ für den Uno-Beschluss den 
Bau von 3000 neuen Wohneinheiten 
im palästinensischen Westjordanland 
zu genehmigen. Zugleich verkünde¬ 
te der israelische Fi¬ 
nanzminister, daß als 
weiterer Racheakt die 
Steuereinnahmen, die 
der palästinensischen 
Autonomiebehör¬ 
de laut Vereinbarung 
zustehen, von Isra¬ 
el nicht mehr über¬ 
wiesen werden. Der 
zweifelsfrei provoka¬ 
tive Charakter dieses 
N etanj ahu-Vorgehens 
zeigt sich darin, dass 
der Siedlungsbau da¬ 
mit erstmals auch in 
der „Zone El“ zwi¬ 
schen der israelischen 
Großsiedlung Maale 
Adumim und Jerusa¬ 
lem betrieben werden 
soll. Die Bebauung 
dieser Zone würde 
den Zusammenhang 
zwischen dem Nor¬ 
den und dem Süden 
des Westjordanlands 
zertrennen und damit 
eine weitere Zerstü¬ 
ckelung des palästi¬ 
nensischen Staatsge¬ 
biets in unzusammen¬ 
hängende Territorien bedeuten. 

Es ist sicher zu begrüßen, dass selbst 
US-Außenministerin Clinton ebenso 
wie die Außenminister Großbritan¬ 
niens und Frankreichs inzwischen öf¬ 
fentlich gegen die Verwirklichung die¬ 
ses Netanjahu-Beschlusses Stellung be¬ 
zogen haben. Es muss sich allerdings 
erst noch zeigen, ob dies ausreicht, um 
die derzeitigen Machthaber Israels, die 
hoffen, aus ihrem forschen Vorgehen 
Vorteil für ihren Wahlkampf zu ziehen, 
zum Einlenken zu bewegen. 

Auf jeden Fall zeigt der Vorgang, dass 
der Kampf um eine Friedenslösung 
in Nahost mit dem jüngsten Uno-Be- 
schluss noch nicht zu Ende ist. Es gilt, 
weiter Solidarität zu üben mit dem Ver¬ 
langen des palästinensischen Volkes 
nach einem international anerkann¬ 
ten souveränen Staat Palästina in den 
Grenzen von 1967 mit Ost-Jerusalem 
als Hauptstadt, wie er ihm nach den ein¬ 
schlägigen UNO-Resolutionen 242,338 
und 478 zusteht. Dies liegt auch im Inte¬ 
resse der Bevölkerung Israels, denn ei¬ 
nen anderen Weg zum Frieden für beide 
Völker gibt es nicht. Georg Polikeit 


einschließen könnte, die ihr vorheriger 
„Duce“ Gianfranco Fini in einer neuen 
Partei Zukunft und Freiheit (FeL) sam¬ 
melt, und auch die faschistoide PdL, 
oder wie immer sie sich nennen könnte. 
Unterbelichtet bleiben weiterhin die 
sozialen und politischen Fragen. An¬ 
haltende Streikkämpfe gegen den un¬ 
ter Monti fortgesetzten Sozialabbau 
werden von der DP kaum aufgegriffen. 
Keine Rolle spielen Forderungen der 
Friedensbewegung nach dem Abzug 
des italienischen Truppenkontingents 
aus Afghanistan, wo inzwischen über 40 
Italiener einen sinnlosen Tod starben. 
Die Kommunisten beziehen getrennte 
Positionen zu den Wahlen. Die Partei 
der Kommunisten Italiens (PdCI) will 
sich mit Kandidaten auf der Liste von 
Mitte-Links beteiligen. Da das einige 
Hunderttausend Stimmen einbringen 
könnte, werden von Bersani keine Ein¬ 
wände erwartet. Die Entscheidung ist 
an der Basis umstritten. Die PRC kün¬ 
digte dagegen an, eigenständig anzu¬ 
treten. Das ist nicht ganz chancenlos. 
2006 erreichte die PRC noch 7 Prozent 
Stimmen. 

Gerhard Feldbauer 


Abfuhr für den „Rottamatore“ 

Italien: Demokratenchef Bersani ist der Kandidat von Mitte-Links für Parlamentswahlen 2013 
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Neue soziale Grausamkeiten in der Ukraine 

Kommunisten bekräftigen ihre Alternativen 


Das amtliche Endergebnis der Parla¬ 
mentswahlen in der Ukraine war noch 
nicht verkündet, da waren die Wal¬ 
kampflosungen der regierenden „Par¬ 
tei der Regionen“ von künftiger Stabi¬ 
lität und einer blühenden Ukraine auch 
schon der Schnee von gestern. Stattdes- 
sen heißt es nun, es sei notwendig „den 
Gürtel enger zu schnallen“, da die Krise 
nicht beendet sei. 

Letzteres entspricht zweifellos der Re¬ 
alität. Die kapitalistische Krise, vor al¬ 
lem auch im EU- und Euroraum, mit 
dem die kapitalistische Ukraine eng 
verbunden ist, verschärft sich weiter. 
Das hat verheerende Auswirkungen 
für die ukrainischen Exporte. Hinzu 
kommen hausgemachte Probleme. Im 
Gefolge sinkt die Produktion und die 
Arbeitslosigkeit steigt. 

Den Ausweg sucht das Janukowitsch- 
Regime in der noch brutaleren Abwäl¬ 
zung der Krisenlasten auf die Arbei¬ 
ter und Angestellten, die Arbeitslosen 
und Rentner, die Bauern und kleinen 
Gewerbetreibenden. Die Summe der 
ausstehenden Lohn- und Rentenzah¬ 
lungen nimmt immer bedrohlichere 
Ausmaße an. 

Die Preise klettern, vor allem auch die 
Brotpreise auf dem Hintergrund zu¬ 
nehmender Getreideausfuhren, in den 
Städten werden in großem Umfang 
Strom und Heizungen abgeschaltet, da 
immer mehr Menschen nicht mehr in 


der Lage sind, die Tarife für die kom¬ 
munalen Dienstleistungen zu bezahlen. 
Zugleich sollen diese angehoben und 
die Verzugsgebühren bei nicht recht¬ 
zeitiger Zahlung bis auf 300 Prozent 
erhöht werden. 

Die Fraktion der Kommunistischen 
Partei der Ukraine stellt diesen sozia¬ 
len Grausamkeiten vor allem vier For¬ 
derungen entgegen: 

Erstens, unverzüglich den Gesetzent¬ 
wurf der KPU-Fraktion über ein Mo¬ 
ratorium für Tariferhöhungen in der 
Kommunalen Wohnungswirtschaft im 
Parlament zu behandeln und zu be¬ 
schließen. 

Zweitens, entsprechend der geltenden 
Gesetzgebung diejenigen Beamten und 
Eigentümer, die die Schuld für Lohn¬ 
manipulationen, die Verweigerung 
oder Verzögerung der Auszahlungen 
von Löhnen, Renten und Stipendien 
tragen, zur Verantwortung zu ziehen, 
bis hin zum Freiheitsentzug. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewie¬ 
sen, dass die Manipulationen so weit 
gehen, dass Menschen gezwungen wer¬ 
den, schriftlich zu erklären, dass sie mit 
Lohnsenkungen einverstanden sind. 
Drittens ruft die KPU-Fraktion dazu 
auf, ein Gesetz über die Renationalisie- 
rung des ehemaligen Staatseigentums 
in den strategischen Industriezweigen 
zu beschließen. Dazu sollen auch die 
Energieunternehmen sowie die Infra¬ 


struktur der Wohnungswirtschaft ge¬ 
hören. 

Viertens treten die Kommunisten im 
Interesse der Energiesicherheit des 
Landes, der Entwicklung seiner Wirt¬ 
schaft und des Volkswohlstands für 
den Beitritt der Ukraine zur Zollunion 
Russland-Belarus-Kasachstan ein. Sie 
fordern die Regierung auf, Schluss zu 
machen mit den Versuchen, die Ukrai¬ 
ne in Richtung EU zu führen, die selbst 
mit ihrer Krise nicht fertig wird. Damit 
riskiere das herrschende Regime, die 
Ukraine endgültig zu einem Rohstoff¬ 
anhängsel der EU und Absatzmarkt 
für deren Produkte zu machen. Der 
Beitritt zur Zollunion und zur Eurasi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
die Entwicklung der Beziehungen zur 
Schanghai-Kooperations-Organisation 
und zu den BRIC-Staaten könnten da¬ 
gegen dazu beitragen, die Ukraine aus 
der Krise zu führen, ihrer Wirtschaft 
Luft zum Atmen zu verschaffen. 

Diese Orientierung entspricht dem 
Willen der Mehrheit der ukrainischen 
Bevölkerung. So traten bei einer im 
Auftrag der Deutschen Wehe durch¬ 
geführten Umfrage 54 Prozent der be¬ 
fragten Ukrainer für die stärkere Ent¬ 
wicklung der Beziehungen zu Russland 
und den GUS-Staaten ein, während 
sich für eine stärkere Orientierung auf 
die EU nur 36 Prozent der Befragten 
aussprachen. Willi Gerns 


Milliardäre im Klassenkampf 

Wenn griechische Reeder ihr Herz für die Schweiz entdecken 


D ie Expropriation (Ausbeutung) 
des griechischen Volkes ist kei¬ 
ne Expropriation (Enteignung) 
der griechischen Expropriateure (Be¬ 
sitzer der Produktionsmittel). Die 
griechische herrschende Klasse scheut 
zum Beispiel die Besteuerung der Ree¬ 
der und der Kirche wie der Teufel das 
Weihwasser. 

In Griechenland ist die Mehrwertsteu¬ 
er mit 23 Prozent höher als in Deutsch¬ 
land. Diese Belastung trifft den Hafen¬ 
arbeiter, wenn er denn noch Arbeit hat, 
mehr als den Reeder. 

Die Mehrwertsteuern belasten alle 
Griechen, die Armen allerdings mehr 
als die Reichen, die nach Möglich¬ 
keit gar keine Steuern zahlen. Auch 
jetzt nicht. Die Austeritätspolitik 
(,,Spar“politik) trifft sie nicht. 
Professor Dr. Alexander Kritikos hat 
dafür Verständnis. Der Hochschulleh¬ 
rer aus Potsdam und Direktor am Deut¬ 
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) in Berlin mit dem Schwerpunkt 
„Unternehmertum“ ist gleichzeitig Be¬ 
rater verschiedener Bundesministeri¬ 
en. Er kann nachvollziehen, dass die 
reichsten Griechen, die Reeder, keine 
Steuern zahlen wollen. Würde man sie 
zu Steuern veranlagen, so führt er in 
einem FR-Interview aus, „verlagern 
sie ihre Standorte sofort ins Ausland“. 
Noch vor einem drohenden Standort¬ 
wechsel haben die reichen Griechen 
bereits ihre Schwarzgelder ins Ausland 
verlagert. Geschätzt werden 30 bis 40 
Milliarden Euro. Finanzminister Evan- 
gelos Venizelos nennt im Handelsblatt 
70 Milliarden Euro seit 2009. Andere 
Quellen sprechen von 200 Milliarden 
Euro, die in London, Singapur, in der 
Schweiz und in Deutschland gebunkert 
werden. 

Der Reeder Nicolas Vernicos legte bei 
n-tv nach: „Wenn die Regierung ver¬ 
suchen würde, die Besteuerung zu er¬ 
höhen, würde ich meine Schiffe nicht 
mehr unter griechischer Flagge fahren 
lassen und anderswo registrieren. Fra¬ 
gen Sie mal deutsche Reeder, die haben 
Erfahrung damit. Ein Teil der zyprio¬ 
tischen Flotte gehört deutschen Ree¬ 
dern.“ Und er kann sich auf die Regie¬ 
rung in Athen verlassen: „Der Staat hat 
kein großes Interesse, unsere Rahmen¬ 
bedingungen zu verändern, denn dann 
würde ich überlegen müssen, das Land 
zu verlassen.“ Vernicos hat „einen Teil 
des Geldes“ im Ausland. Er ist damit ei¬ 
nem Rat deutscher Politiker und Wirt¬ 
schaftsexperten gefolgt. In Griechen¬ 
land gibt es viele Reiche, die es ähnlich 



Kurs auf die rettenden Ufer der Schweiz 


machen. Die Steuerhinterziehung wird 
von Gregor Kritidis (Lunapark21, Heft 
16) auf jährlich zwischen 10 und 30 Mil¬ 
liarden Euro geschätzt. 

Es geht auch „legal“: Reeder Spiros 
John Latsis, Ehrendoktor der privaten 
Universität Witten/Herdecke, verfügt 
in Genf über 5,3 Milliarden US-Dollar, 
hat in Luxemburg die EFG Group (da¬ 
von hegen 10 Prozent wiederum bei der 
Deutschen Bank) und 49 Prozent an 
der Schweizer EFG International AG 
und 44 Prozent an der griechischen Eu¬ 
robank EFG sowie Aktienpakete der 
Hellenic Petroleum. Latsis ist ein Stu¬ 
dienfreund von Manuel Barroso (Präsi¬ 
dent der EU-Kommission) und durfte, 
welch ein Zufall, die EU-Strukturmittel 
für Griechenland abwickeln. 

Reichtum und Regierungsnähe haben 
eine traditionsreiche Basis - in Zei¬ 
ten der Monarchie unter den Königen 
Paul I. und Konstantin II. (von Schles- 
wig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg), 
unter der Junta und unter der jetzigen 
Gemengelage von konservativer Nea 
Dimokratia, sozialdemokratischer 
PASOK, „Demokratischer Linker“ und 
Troika: Die griechische Handelsflot¬ 
te wuchs zur größten der Welt: 3 000 
Schiffe mit 220 Millionen Tonnen. 250 
neue Schiffe sind bereits bestellt. Das 
Wachstum hat historische Wurzeln: 
Aristoteles Onassis, Georgos Livanos 
und Stavros Niarchos verdienten an di¬ 
versen Kriegen, hatten Verbindungen 
zur Junta und zum CIA. Als Niarchos 


aus dem großen Geschäft ausgestie¬ 
gen war, ließ er sich in der Schweiz nie¬ 
der, weil er, so eine Behauptung, ger¬ 
ne Skifahren wollte ... Das Erbe von 
Onassis wurde auf mehrere Milliar¬ 
den geschätzt. Jackie Kennedy-Onassis 
(Spitzname wegen ihres extravaganten 
Konsumverhaltens: „Supertanker“) 
soll nach seinem Tod und sechs Jahren 
„Ehevertrag“ mit 27 Millionen Dollar 
abgefunden worden sein. Erwirtschaf¬ 
tet hatten die Millionen Arbeiter und 
Angestellte von Onassis. 

Die Reeder haben seit knapp mehr als 
50 Jahren eine - minimale - „Spezial¬ 
steuer“ gezahlt, abhängig von Tonnage 
und Alter der Schiffe. Seit 1999 (Kanz¬ 
ler: Gerhard Schröder, SPD) gilt die 
Tonnagesteuer übrigens auch für deut¬ 
sche Reedereien. Aber auch Wolfgang 
Schäuble zeigt in der „Welt am Sonn¬ 
tag“ ein Einsehen mit den Reichen in 
Griechenland: „Man wird das Land 
nicht mit den Steuern einiger Wohlha¬ 
bender sanieren können.“ Die Euros 
der Milliardäre ließen sich auch nicht 
auf dem Weg in die Schweiz zurück in 
die griechischen Finanzämter umleiten. 
Schließlich gebe es den freien Finanz¬ 
verkehr in Europa. Neue Töne bringt 
Altkanzler Helmut Schmidt (SPD) in 
die Diskussion: „Wir stehen vielleicht 
vor einer Revolution in Europa.“ - Seit 
1989 wird in Deutschland häufig Revo¬ 
lution gesagt und Konterrevolution ge¬ 
meint. 

Uwe Koopmann 


Argentinien muss Zinsen auf 
Restschulden begleichen 

New Yorker Gerichtsurteil wird auch auf Griechenland wirken 


I n Sachen Griechenland-Krise ist der 
Vergleich mit Argentinien - so leicht 
hinkend er auch ist - ein wichtiger 
Hinweis. Nach der Situation im Dezem¬ 
ber 2001, bei der aus der wirtschaftli¬ 
chen eine handfeste politische Krise 
wurde, hatte Argentiniens Regierung 
2002 die feste Bindung an den US-Dol¬ 
lar aufgegeben, die das Land bei seinen 
Nachbarn unhaltbar teuer und damit 
für Importe unattraktiv gemacht hatte. 
Nach und nach gewann Argentinien, 
zusätzlich gebeutelt durch den Ausver¬ 
kauf der staatlichen Industrien in den 
neunziger Jahren, an Wirtschaftskraft 
zurück. Die sozialen Unterschiede wur¬ 
den zwar nicht überwunden, aber das 
hatte die „linksperonistische“ Regie¬ 
rung (zunächst unter Nestor Kirchner, 
dann unter dessen Ehefrau Cristina 
Fernändez) auch nie vor. Es ging um 
die Wiederflottmachung des kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftsmodells über eine Re¬ 
organisierung des Staats an sich, und 
das scheint gelungen. 

Um nicht von der durch die Militär¬ 
diktatur (1976-1983) und die rechtsli- 
beralen Regierungen der Menem-Ära 
(1989-1999) aufgehäuften Schulden er¬ 
drückt zu werden, setzte Argentinien 
2005 auf den „Großumtausch“ („Mega- 
Canje“ genannten Umschuldungspro¬ 
zess, mit dem 76 Prozent der Anleger 
teilbezahlt wurden) und dann im Juni 
2010 auf einen zweiten Umschuldungs¬ 
deal. Dabei konnten von den verblie¬ 
benen 24 Prozent, die 2005 nicht auf 
Teile ihrer Anleihen verzichten woll¬ 
ten, weitere Gläubiger zu einem Ver¬ 
gleich bewegt werden, bei dem sie auf 
zwei Drittel verzichteten. Damit fiel 
die nicht geregelte Restschuld auf 6,2 
Milliarden US-Dollar, was nach An¬ 
gaben von Frau Fernändez 7,6 Prozent 
der 2001 als „nicht rückzahlbar“ dekla¬ 
rierten Schuldenmenge ausmachte. Es 
bleibt festzuhalten, dass es sich gegen¬ 
über denen, die sich 2005 in Erwartung, 
dass das Kapitel „für immer geschlos¬ 
sen“ wird, auf Geld verzichteten, um 
Betrug handeln dürfte, da 2010 letztlich 
noch hohe Zinszahlungen vereinbart 
wurden - man also fünf Jahre später 
besser wegkam als beim „Mega-Canje“. 
Jetzt ist eine ebenfalls nicht unerwar¬ 
tete Entwicklung eingetreten: Ein New 
Yorker Distriktsgericht hat am 21. No¬ 
vember verfügt, dass die Zinsen auf die 
Restschuld mit denen, die sich nie auf 
einen Umschuldungsdeal eingelassen 
hatten, nun „so schnell wie möglich“ 
geregelt werden müsse. 

Gesprochen wird in dem Urteil vom 
15. Dezember 2012. Die argentinische 
Regierung ging mit dem Argument ei¬ 


ner „Willkürentscheidung“ in Berufung 
und beklagte sich darüber, überhaupt in 
den USA verklagt werden zu können. 
Aber im Gegensatz zu einigen anderen 
lateinamerikanischen Staaten hat Ar¬ 
gentinien seine Mitgliedschaft im CI- 
ADI (spanisches Kürzel für „Interna¬ 
tionales Zentrum zur Streitschlichtung 
bei Investitionen“; engl.: ICSID) nie 
aufgegeben und unterliegt daher seiner 
Gerichtsbarkeit. Das CIADI/ICSID be¬ 
arbeitete 2010 32 Prozent der Klagen 
gegen die derzeit 158 Mitgliedstaaten 
(147 haben die Regularien ratifiziert) 
allein gegen Argentinien, bei 48 Pro¬ 
zent gegen lateinamerikanische Staa¬ 
ten insgesamt. 

Nach Angaben von Julio Gambina, ar¬ 
gentinischer Kommunist und Vorsit¬ 
zender der „Stiftung gesellschaftliche 
und politische Forschung“ (FISYP), 
geht es bei den in Frage stehenden 
Summen um Nennwerte von etwa 7 
Milliarden (Schulden) sowie 1,6 Milli¬ 
arden (Zinsen) US-Dollar. Julio Gam¬ 
bina schließt treffend, dass die Schul¬ 
den einst als Bedingung für eine be¬ 
stimmte Wirtschaftspolitik herhielten 
und dabei gleichzeitig die wirtschaftli¬ 
che, politische und juristische Abhän¬ 
gigkeit des Landes vertieft hätten. 

Was lehrt dieses Urteil in Sachen 
Griechenland, sollte die Berufung 
scheitern? Dass sich niemand auf ei¬ 
nen Vergleich bei eigenen Verlusten 
einlassen wird, wenn er aus Argenti¬ 
nien lernt: Denn zuerst erhielten die, 
die länger warteten, mehr Geld. Und 
dann kommen diejenigen, die sich bis 
zum Schluss resistent zeigen, letztlich 
doch noch an ihr Geld, wenn es a) die 
juristische Möglichkeit dazu gibt (das 
dürfte in den Euro-Verträgen auch für 
den Fall eines Rückzugs aus der Zone 
geregelt sein - und Griechenland ist 
seit 1969 ICSID-Mitglied) und b) eine 
Regierung, die nicht konsequent aus 
dem kapitalistischen Verschuldungs¬ 
geschäft aussteigen will. Spätestens 
ein Jahrzehnt nach dem mittelfristig 
kommenden Schuldenschnitt wird sich 
Griechenland mit dieser Problematik 
auseinandersetzen müssen - denn wie 
viele Gläubiger willigen in eine Um¬ 
schuldung ein, wenn am Ende doch 
die gerichtliche Auseinandersetzung 
möglich ist? 

Die Erfolgsaussichten hierbei werden 
bei links blinkenden, aber nicht dahin 
abbiegenden Regierungen übrigens 
nicht schlechter, sondern eher besser. 
Denn diese werden aus Angst vor der 
Rückkehr der Krisenverursacher vom 
Volk gestützt. Günter Pohl 


Hetze nach Wahlerfolg 
der Kommunisten 

Gymnasiasten setzen SP/KP-Bezirkskoalition unter Druck 


Eine Handvoll junger Antikommunis¬ 
ten läuft Sturm gegen die Ergebnisse 
der jüngsten Wahlen in Süd-Böhmen 
in Tschechien (UZ berichtete). Nach 
einem sensationell guten Abschneiden 
war die KP von Böhmen und Mähren 
eine Koalition mit den Sozialdemokra¬ 
ten eingegangen. Die Kommunisten 
als zweitstärkste Fraktion hatten dabei 
drei von insgesamt elf Sitzen im Be¬ 
zirksrat erhalten. Die Genossin Vitez- 
slava Baborovä, eine erfahrene Grund- 
schullehrerin, war zur Dezernentin für 
Bildung und Kultur ernannt worden. 
Doch dies war einem Gymnasiallehrer 
namens Rosoch in Trebon ein solcher 
Dorn im Auge, dass er dagegen eine 
Unterschriftensammlung initiierte, die 
auch von den rechten Bürgerlichen 
Demokraten (vergleichbar den Freien 
Wählern) unterstützt wurde. Ziel: Frau 
Barborovä solle den Posten wieder zu¬ 
rückgeben. 

Angeführt von dem Gymnasialleh¬ 
rer in Trebon verbreiten die Schüler 
nun ein Pamphlet mit dem Titel „Die 
Kommunisten dürfen nicht wieder an 
die Macht!!“ und drohen mit Streik. 


Zu einer Diskussion darüber sind sie 
nicht bereit. Sie haben dem sozialde¬ 
mokratischen Vorsitzenden der Be¬ 
zirksregierung, Zimola, ein Ultimatum 
gestellt: Wenn er die neue Dezernen¬ 
tin nicht entlässt, gebe es Druck der 
Straße. Dieser verweist darauf, dass 
die Genossin schließlich von der Be¬ 
zirksversammlung berufen wurde und 
höchstens wegen Unfähigkeit entlassen 
werden könnte. 

Die Betroffene zeigte sich besonders 
bestürzt, weil das Pamphlet hauptsäch¬ 
lich von jungen Leuten unterzeichnet 
wurde, die keine eigenen Erfahrungen 
mit einer kommunistischen Regierung 
haben, wie auch der Initiator selbst 
erst 35 Jahre alt ist: „Werden hier jun¬ 
ge Leute instrumentalisiert?“ 

Seit die Zeitung der tschechischen 
KP „Halo Noviny“ am 14. November 
den Fall in die breitere Öffentlichkeit 
brachte, haben die Rechten weiterhin 
versucht, den Druck zu verstärken. 
Frau Baborovä ist allerdings entschlos¬ 
sen, das Amt anzutreten und es nach 
bestem Wissen und Gewissen auszu¬ 
üben. (Übers, aus dem Englischen: E.P.) 
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Alterssicherung 


„Gut, dass es euch gibt!" 

Interview mit Elke Kahr, Listenführerin der Grazer Kommunisten 


Die Liste „Elke Kahr.KPÖ“ erhielt in Graz bei der Gemeinderatswahl 19,9 Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmen, ein Plus von 8,7 Prozent gegenüber 2008. In 
dem um zwei Sitze verkleinerten Stadtsenat hat die ÖVP 3, KPÖ, SPÖ, Grüne, 
FPÖ je einen Sitz. Im Gemeinderat hat die ÖVP 17, die Kommunistische Partei 
10, SPÖ und FPÖ je 7, die Grünen 6, die Piraten einen Sitz. Auch der Gemeinde¬ 
rat wurde von 56 auf 48 Mandatare verkleinert. Trotzdem erhöhte die KPÖ die 
Anzahl ihrer Mandate von 6 auf 10. Als zweitstärkste Partei hat sie Anspruch 
auf den Vizebürgermeisterposten. Elke Kahr wird dafür kandidieren. Fünf Tage 
nach ihrer Wahl gab die „überzeugte Marxistin“ der UZ ein Interview. 


Tatsachen bleiben Tatsachen - auch 
wenn darüber nicht geschrieben oder 
gesprochen werden soll. Ein geschön¬ 
ter Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung vertuscht we¬ 
der die bereits bestehende Altersar¬ 
mut noch die Tatsache, dass die herr¬ 
schende Politik besonders alte Men¬ 
schen in Armut treiben wird. Bereits 
heute ist Altersarmut in erster Linie 
weiblich und auch viele der wesent¬ 
lich besser qualifizierten Töchter und 
Enkelinnen werden keine existenzsi¬ 
chernde Rente erhalten. 

Die Ursache liegt in der Rentenpo¬ 
litik und der typischen weiblichen 
Erwerbsbiografie. Frauen, die nach 
einer Familienphase wieder in den 
Beruf einsteigen, müssen sich oft 
mit prekären Jobs zufriedengeben. 
Auch bei den sozialversicherungs¬ 
pflichtigen Arbeitsverhältnissen gibt 
es einen Trend zu immer mehr und 
immer kürzerer Teilzeit bei Frauen. 
Inzwischen arbeitet weniger als die 
Hälfte der weiblichen Beschäftigten 
in Vollzeit. 

Vielen Frauen wäre es gar nicht 
möglich, eine volle Stelle anzuneh¬ 
men, weil sie mit der Betreuung ih¬ 
rer Kinder oder Älterer und Kran¬ 
ker von der Gesellschaft alleine ge¬ 
lassen werden. Kitas haben oftmals 
Öffnungszeiten, die mit den Arbeits¬ 
zeiten nicht kompatibel sind. Ambu¬ 
lante Pflegedienste bieten nur eine 
medizinische Grundversorgung im 
Minutentakt, der Hauptteil der Sor¬ 
gearbeit liegt bei den pflegenden 
Angehörigen - in der Regel Frauen. 
Insbesondere für Schichtarbeiterin¬ 
nen und Alleinerziehende ist das ein 
kaum zu bewältigender Spagat. 
Noch immer sind in erster Linie die 
Frauen für die Care-Arbeit zuständig. 
Laut Familienmonitor 2012 stemmen 
70 Prozent aller Befragten und sogar 
51 Prozent der vollzeitbeschäftig¬ 
ten Mütter Hausarbeit und Kinder¬ 
erziehung weitgehend allein. Viel 
scheint sich an der steinzeitlichen 
Rollenverteilung nicht geändert zu 
haben - zumindest im Westen. Für 
die Frauen aus dem Osten ist die 
Angleichung ans Westniveau in die¬ 
sem Fall extrem bitter. Während viele 
Rentnerinnen heute noch durch ihre 
DDR-Erwerbszeiten höhere Durch¬ 
schnittsrenten als die Frauen in der 


Ungarns Rechte haben einen Vogel: 
den Turul. Dieses wehrhafte Feder¬ 
vieh, eine Kreuzung aus Adler und Fal¬ 
ke, soll der Legende nach einst die Ur- 
Magyaren aus dem inneren Asien in 
ihre heutigen Siedlungsgebiete geführt 
haben. Der ungarische Diktator und 
Hitler-Kumpan Miklös Horthy und die 
faschistischen Pfeilkreuzler verwende¬ 
ten den Turul als Symbol ebenso wie 
heutige Neonazis. 

Der Reihe von Denkmälern, die dem 
komischen Vogel gewidmet sind, wur¬ 
de noch eines hinzugefügt. Ungarns 
Premierminister Viktor Orbän nahm 
die Einweihung Anfang Oktober - 
wie besonders betont wurde am Tag 
des Erzengels Michael, eines Heiligen 
mit der Aura eines Kneipenschlägers - 
zum Anlass, der Welt sein Weltbild zu 
erläutern: „Der Turul ist ein Urbild, 
das Urbild der Ungarn. Wir werden in 
es hineingeboren, so wie wir in unsere 
Sprache und Geschichte hineingebo¬ 
ren werden. Das Urbild gehört zum 
Blut und zum Heimatboden“, so quoll 
es aus dem Mund des Vizepräsiden¬ 
ten der konservativen Europäischen 
Volkspartei. Wohlgemerkt, Anfang 
Oktober des Jahres 2012 und nicht 
vor 70 Jahren. 

Das Blut-und-Boden-Geblubber des 
Premiers fand einen Monat später Wi- 


alten BRD erhalten, wirkt sich die 
hohe Erwerbslosigkeit nach der so¬ 
genannten „Wende“ auf die Renten 
vor allem der Frauen negativ aus. 
Die Ungerechtigkeit schlägt auch bei 
den Frauen zu, die scheinbar alles 



richtig machen: Gute Ausbildung, nur 
eine kurze Babypause, perfekt orga¬ 
nisierte Kinderbetreuung inklusive 
Ganztagskrippenplatz und dazu ei¬ 
nen Partner, der sich selbstverständ¬ 
lich voll in die Kindererziehung und 
den Haushalt einbringt. Doch dann 
schlägt der skandalöse „Equal-Pay- 
Gap“ zu. So veröffentlichte das Sta¬ 
tistische Bundesamt im Oktober, 
dass Frauen im Schnitt bezogen auf 
Stundenlöhne immer noch 22 % we¬ 
niger als Männer verdienen. Weder 
gute Bildung noch Berufserfahrung 
verhelfen ihnen zu einer gerechten 
Bezahlung. 

Die Niedriglöhne von heute sind 
Zeitbomben für die Alterssicherung 
der Betroffenen. Fast 41 % der west- 
und 21 % der ostdeutschen Frauen, 
die heute zwischen 45 und 50 Jahre 
alt sind, haben eine Rente unterhalb 
der Grundsicherung zu erwarten. 
Wir Frauen wollen unsere Existenz 
eigenständig sichern: Als Erwerbs¬ 
tätige und als Rentnerinnen. Dazu 
brauchen wir: 

★ Einen gesetzlichen Mindestlohn 
von mindestens 10 Euro 

★ Den Ersatz der Minijobs durch so¬ 
zialversicherungspflichtige B eschäf- 
tigung 

★ Eine bedarfsdeckende qualifizier¬ 
te und kostenfreie Kinderbetreuung 

★ Kürzere Vollzeit für Männer und 
Frauen - die 30-Stunden-Woche bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich 

★ Keine Rente mit 67; keine Absen¬ 
kung des Rentenniveaus. 


derhall. Wer die ungarischen Bürge¬ 
rinnen und Bürger nicht als politische, 
sondern als völkische Gemeinschaft 
begreift, der muss ja in der Konse¬ 
quenz auch Menschen aus dieser Ge¬ 
meinschaft ausgrenzen. Diesen Part 
übernahm der stellvertretende Frak¬ 
tionschef der offen faschistischen Job- 
bik-Partei, Marton Gyöngyösi. Er for¬ 
derte im Parlament, eine Liste aufzu¬ 
stellen, wie viele Juden im Parlament 
und in der Regierung in Ungarn sitzen 
mit der Begründung, sie stellten ein 
„nationales Sicherheitsrisiko“ dar. We¬ 
nigstens einige Abgeordnete und der 
stellvertretende Parlamentspräsident 
Ujhelyi demonstrierten bei der nächs¬ 
ten Parlamentssitzung ihre Empörung 
über diesen offenen Antisemitismus in 
einem Land, von dessen einst 800 000 
Juden höchstens ein Viertel die Kum¬ 
panei Horthys mit Hitler überlebt hat¬ 
te, mit dem Tragen eines gelben Sterns. 
Der dem Brandstifter die Streichhöl¬ 
zer in die Hand gedrückt hatte, Or¬ 
bän, distanzierte sich pflichtschuldigst 
von der Forderung des Neonazis. Sei¬ 
ne Regierung trete entschieden gegen 
jegliche extremistische, rassistische, 
antisemitische Äußerung auf. Doch 
den Acker, auf dem solches Giftkraut 
wächst, den hat er gedüngt. 

Bernd Redlich 


UZ: Herzlichen Glückwunsch von der 
UZ, den Leserinnen und Lesern zu dei¬ 
nem und eurem großartigen Erfolg. Die 
Kommunistinnen und Kommunisten 
und andere fortschrittliche Menschen 
in Deutschland blicken mit Freude und 
Bewunderung nach Graz . Worin siehst 
du die Hauptgründe für das hohe Ver¬ 
trauen, das die Menschen euch und be¬ 
sonders dir entgegengebracht haben? 

Elke Kahr: Die Menschen in Graz ha¬ 
ben über einen langen Zeitraum erlebt, 
wie wir glaubwürdig Politik gemacht 
haben. Ich möchte da ausdrücklich 
Ernst Kaltenegger mit einbeziehen. 
Sie haben erlebt, dass Wort und Tat 


Elke Kahr 

übereinstimmen, dass wir den Interes¬ 
sen der Menschen dienen. Was ande¬ 
re Parteien vergessen haben, wo den 
Leuten der Schuh drückt. Dass sie eher 
eine Politik machen, die die Menschen 
weiter unter Druck bringt, so dass die 
Menschen sich abgewendet haben, 
auch wegen der Korruption, und nach 
glaubwürdigen Alternativen suchen. 

UZ: Und zu dir persönlich, woher 
kommt das Vertrauen? 

Elke Kahr: Die persönlichen Kontak¬ 
te, die unzähligen Beratungsgespräche, 
ich war für sie da, eine Hilfe, Beratung, 
und habe zugehört. Ich habe versucht 
niemanden ohne Hoffnung aus der Tür 
gehen zu lassen. Ich bin ihnen immer 
auf Augenhöhe begegnet. 

UZ: Mehrfach wurde und wird gesagt, 
die KPÖ müsse nun Verantwortung 
übernehmen. Sie ist immer noch eine 
kleine Partei mit 20 Prozent der Stim¬ 
men. Wie werdet ihr mit der relativ klei¬ 
nen, aber durchaus größer gewordenen 
Verantwortung umgehen? 

Elke Kahr: Wir sind schon 15 Jahre 
lang in der Regierung und haben Ver¬ 
antwortung für einen großen städti¬ 
schen Bereich, das Wohnen, übernom¬ 
men. Wo sich heute viele nicht leisten 
können, Miete zu zahlen. Graz hat im¬ 
mer noch Gemeindewohnungen. Wir 
haben ein Sanierungsprogramm auf¬ 
gelegt, überall ist jetzt ein Bad in den 
Gemeindewohnungen. Wir haben die 
Siedlungsbetreuung eingeführt, Mieten 
wurden nicht erhöht. Wir würden mehr 
Verantwortung übernehmen, wenn 
man sie uns gibt. Wir sind eine bere¬ 
chenbare Kraft, die ÖVP weiß, was mit 
uns geht und was nicht. Privatisierung 
geht mit uns nicht. 

Wir werden keine fixe Koalition einge- 
hen, sondern Bereichskoalition. In al¬ 
len politischen Ressorts sind gemeinsa¬ 
me Projekte möglich, in denen man sich 


gegenseitig unterstützt, und das zu Be¬ 
ginn gleich vereinbart. Für diesen Be¬ 
reich würden wir dann auch dem Bud¬ 
get zustimmen. Dann wissen die Bürger 
von Anfang an, was auf sie zukommt. 
Über alle kommunalen Bereiche kann 
man das abschließen, ohne das Ge¬ 
samtbudget zu beschließen. Dazu wäre 
ja eine komplette Änderung der ÖVP- 
Politik nötig. Bereichskoalitionen wä¬ 
ren möglich, wenn die anderen ihre 
Vorschläge offen auf den Tisch legen. 

UZ: Was werdet ihr versuchen als Ers¬ 
tes im neuen Gemeinderat anzugehen? 

Elke Kahr: Dass das Wohnungsressort 


bei uns bleibt. Wir sind auch für An¬ 
deres offen, aber das würde von den 
Gesprächen abhängen, die ab nächste 
Woche geführt werden. Wir wollen ein 
Sonderwohnungsprogramm 2 mit 500 
neuen zusätzlichen Gemeindewohnun¬ 
gen, das Fernwärmebauprogramm aus¬ 
weiten, die thermische Sanierung muss 
fortgeführt werden, der Ausbau der 
Siedlungsbetreuung, eine Konfliktme¬ 
diation. Wir wünschen die Ausweitung 
des Kautionsfonds (eine Monatsmiete 
wird im Bedarfsfall zu Verfügung ge¬ 
stellt) und die Aufrechterhaltung des 
Mietzuschusses. 


UZ: Du bist jederzeit ansprechbar, bist 
bei den Bürgerinnen und Bürgern in 
den Stadtteilen, den Gemeindewohnun¬ 
gen, an den Infoständen. Wie schaffst du 
die viele Arbeit? 

Elke Kahr: Du hast ja nur eine be¬ 
stimmte Zeit zur Verfügung, da musst 
du bei anderen Dingen Abstriche ma¬ 
chen, z.B. kann ich nicht auf alle Events 
und Veranstaltungen gehen. Da bist du 
dann natürlich auch weniger auf den 
Fotos in prominenten Zeitschriften, 
aber dafür bist du bei den Leuten. 


UZ: Du und alle anderen Mandatare 
der KPÖ geben einen großen Teil ihrer 
Politikereinkommen für Hilfe in sozi¬ 
alen Notfällen aus. Warum machst du 
das? 

Elke Kahr: Weil du bei so einer Funk¬ 
tion mit deinem Gehalt weit weg bist 
vom Durchschnittsgehalt eines er¬ 
werbstätigen Menschen. Auch ein Poli¬ 
tiker kann konzentriert nur 40 Stunden 
arbeiten. Wichtig ist, sich nicht zu weit 
zu entfernen von den Menschen. Nur 
so kann man verstehen, was es bedeu¬ 
tet, wenn alles teurer wird. Ich bekom¬ 
me auf mein Konto 5 400 Euro netto, 
die würde ich nie behalten. Ich behalte 


1 800, das ist mehr als ein durchschnitt¬ 
liches Gehalt. Unsere Gemeinderä¬ 
te geben mindestens die Hälfte ihrer 
1 500 Euro Funktionsgebühr ab, z.B. 
für den Mieternotruf. 

UZ: Da hört man schon mal, das sei ka¬ 
ritativ oder Stimmenkauf. 

Elke Kahr: Das können nur die sagen, 
die keine Ahnung haben, wie es dem 
Großteil der Menschen geht, die in Not 
geraten, die ein Leben lang gearbeitet 
haben und nirgends Hilfe bekommen. 

UZ: Unter den 10 Mandatarinnen, die 
mit dir in den Gemeinderat einziehen, 
sind eine 21-jährige Bäckerin und ein 
26-jähriger Student. Wie schafft ihr es, 
junge Menschen für die kommunisti¬ 
sche Kleinarbeit zu begeistern? 

Elke Kahr: Wir können mit unseren 
Erfolgen beweisen, dass man auf der 
Ebene der Kommune was erreichen 
kann, jungen Menschen vor Ort zeigen, 
dass es lohnt sich einzusetzen. Und wir 
bevormunden sie nicht, lassen unse¬ 
ren jungen KJÖlern und KSVlern den 
Platz für eigenes Denken und Engage¬ 
ment. 

UZ: Auch ein Personalrat und einen Be¬ 
triebsrat, der gleichzeitig Arbeiterkam¬ 
merrat ist, ziehen in den Gemeinderat 
ein. Wie werdet ihr die Gemeinderats ar- 
beit mit der Interessenvertretung in der 
Arbeitswelt verbinden? 

Elke Kahr: Das war bisher schon ver¬ 
bunden. Auf kommunaler Ebene wer¬ 
den wir auch weiterhin daran denken, 
dass die Stadt die Verpflichtung hat für 
Beschäftigung zu sorgen. Wir haben 
4 000 Beschäftigte, vom Kanal- und 
Bauarbeiter bis zur Kindergärtnerin. 
Prekäre Beschäftigung lehnen wir ab. 
Der Öffentliche Dienst muss ein Bei¬ 
spiel geben. Wir wollen Vergabe von öf¬ 
fentlichen Aufträgen an Unternehmen 
vor Ort. Gerade vom Wohnungsressort 
haben wir darauf geschaut, dass die Ar¬ 
beit von hier gemacht wurde vom Ins¬ 
tallateur bis zum Baubetrieb, um Ar¬ 
beitsplätze hier zu halten. 

UZ: Du hast gesagt, dass das Ergebnis 
auch über Graz hinaus Mut macht. Wie 
hast du das gemeint? 

Elke Kahr: So wie wir uns über jeden 
Fortschritt linker Parteien woanders 
freuen, ist es ja wohl auch umgekehrt. 
Man kann so zeigen, dass es überall 
auf der Welt Menschen gibt, die sich 
für andre einsetzen. Dann können wir, 
auch als Minderheit, ja nicht so falsch 
liegen. 

UZ: Die Menschen, die die KPÖ ge¬ 
wählt haben, werden nun hohe Erwar¬ 
tungen haben, dass sich nun schnell, 
nicht alles, aber doch vieles zum Bes¬ 
seren für sie ändert. Wie werdet ihr mit 
dieser Herausforderung umgehen? 

Elke Kahr: Gerade heute Morgen sag¬ 
te mir jemand „Gut, dass es euch gibt, 
schlechter kann es ja nun nicht mehr 
werden, nicht?“ Ich glaube die Erwar¬ 
tungshaltung ist nicht so hoch. Unser 
ständiges Bemühen immer auf Augen¬ 
höhe zu bleiben ist ist viel wert. Jeder 
Besuch ist gut und nie zum Nachteil 
der Leute. 

UZ: Was hat dein Sohn zu deinem 
Wahlerfolg gesagt? 

Elke Kahr: Der hat sich sehr gefreut. 
Aber ich würde sagen, es war eine sehr 
bodenständige, sehr bescheidene Freu¬ 
de. Wir haben ihm immer viel abver¬ 
langt. Er hat ja hautnah gespürt, dass 
das alles nicht selbstverständlich ist, 
dass viel Zeit notwendig ist, viel Ver¬ 
zicht und viel Selbstdisziplin. ( Elke 
Kahrs Partner Franz Parteder ist eben¬ 
falls seit Jahrzehnten in der KPÖ tätig.) 
Ich glaube, dass so wie wir auf ihn, er 
auf uns stolz ist. Die ganze Familie hat 
sich gefreut und ist stolz. 

Die Fragen stellte Anne Rieger 
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Nur einige der zunehmenden extremen Folgen des Klimawandels: 

Bilder oben: Dürre in Niger, ein Junge steht an einem ausgetrockneten Fluss. 

Bilder unten: Mit Hurrikan Sandy kamen heftiger Regen und Sturm. In Port-au- 
Prince am 25. Oktober 2012. 

Bild unten: Arbeiter reparieren eine durch den Sturm zerstörte Stromleitung. 




W ährend in der Bundesre¬ 
publik die vom Bundesver¬ 
band der Deutschen Indus¬ 
trie (BDI) vor vier Wochen forcierte 
Kampagne gegen die „Energiewen¬ 
de“ hohe mediale Wellen schlägt - so 
machte die „Welt am Sonntag“ mit der 
Schlagzeile „Energiewende wird im¬ 
mer teurer“ und einer Sonderbeilage 
auf, die das „Jahrhundertprojekt? ganz 
im Sinne des BDI, der Atomindustrie 
und der „traditionellen Stromerzeuger 
in Grund und Boden schrieb, kam der 
aktuelle UNO-Klimagipfel in Doha 
(Katar) nur mühsam in Gang. 

Er steht unter keinem guten Stern - das 
lässt sich nach der ersten Woche ohne 
Zweifel sagen. Er hatte noch gar nicht 
begonnen, da wurde auch schon von 
seinem „voraussichtlichen Scheitern“ 
gesprochen. 

„Niemand erwartet konkrete Ergeb¬ 
nisse“ hieß es in der linken Tageszei¬ 
tung „junge Welt“ und „Wer wird denn 
gleich scheitern“ lautete der Bericht in 
der „sozial-liberalen“ Wochenzeitung 
„Die Zeit“. 

Ähnliches findet man auch in vielen an¬ 
deren Berichten. Der Tenor ist überall 
der gleiche. Ist es ein taktisch be¬ 
gründeter Zweckpessimismus, 
wodurch dann auch kleine oder 
gar kleinste Konferenzergebnis¬ 
se als „Erfolge“ wirken können? 

Man mag spekulieren oder auch 
nicht. Zur „Halbzeit“ ist weitge¬ 
hend Pessimismus angesagt. 

Erwartet wurde und wird, dass 
nun endlich - nach drei weite¬ 
ren UNO-Klimakonferenzen seit 
dem grandiosen Scheitern des 
Klimagipfels in Kopenhagen in 
2009 - unmittelbar vor Auslau¬ 
fen des bislang einzig einiger¬ 
maßen international verpflich¬ 
tenden Klimaabkommens von Kyoto 
eine Nachfolgeregelung gefunden wird. 
1997 hatten sich dort einige der größten 
Industrieländer dazu verpflichtet, ihre 
Treibhausgas-Emissionen, insbesonde¬ 
re das klimaschädliche Kohlendioxid, 
zu senken, um den dadurch hervor¬ 
gerufenen Temperaturanstieg bis zum 
Jahr 2010 auf 2 Grad Celsius zu be¬ 
grenzen. Zwar blieben der größte C0 2 - 
Verursacher, die USA, außen vor und 
auch die zu dieser Zeit noch nicht auf 
eine klimafreundlichere Energiepolitik 
umgeschwenkte Volksrepublik China 
hatte als nächstgrößerer „Umweltsün¬ 
der“ das Protokoll nicht unterschrie¬ 
ben, doch das Kyoto-Protokoll wurde 
trotz aller Halbheiten und Ungereimt¬ 
heiten doch eine Art Fixpunkt. An ihm 
orientiert sich die internationale Kli¬ 
mapolitik. Es ist die einzige Verpflich¬ 
tung, auf die sich die kapitalistischen 
Industriestaaten bislang überhaupt ein¬ 
gelassen haben. 

Das Kyoto-Protokoll markierte als Ziel 
eine Reduzierung des weltweiten CO z - 
Ausstoßes innerhalb der sogenannten 
ersten Verpflichtungsperiode (2008- 
2012) um durchschnittlich 5,2 Prozent 
gegenüber dem Stand von 1990. Die 
Wirklichkeit hat zwar dieses Ziel im 
Prinzip nicht nur blamiert; sondern so¬ 


gar zu einer Karikatur werden lassen, 
denn der CO z -Ausstoß wurde nicht nur 
permanent gesteigert, sondern auch 
noch beschleunigt. 

Eine neue Studie aus Norwegen zeigt 
jetzt, dass der Temperaturanstieg weit¬ 
aus stärker ausfallen wird, wenn sich 
nicht sofort etwas ändert. „Wenn wir 
so weitermachen wie bisher, werden es 
fünf Grad werden“, erklärte in dieser 
Woche Gien Peters vom norwegischen 
Forschungsinstitut Cicero zu „Spiegel 
online“. Eine derart dramatische Er¬ 
wärmung, darin sind sich die Wissen¬ 
schaftler weitgehend einig, hätte ver¬ 
heerende Konsequenzen. 

Zwischen 1990 und 2011 srieg der glo¬ 
bale C0 2 -Ausstoß um 54 Prozent. Mit 
dem für 2012 prognostizierten weiteren 
Plus ergibt sich sogar ein Anstieg von 
58 Prozent. Insgesamt werden dann al¬ 
lein dieses Jahr 35,6 Gigatonnen des 
klimafeindlichen Treibhausgases die 
Atmosphäre belasten. 

Die Folgen einer Erderwärmung um 
fünf Grad sind für uns alle fatal. Schon 
bei einem Temperaturanstieg um zwei 
Grad wird ein Abschmelzen von Glet¬ 
schern und Polkappen, ein dramatisch 


steigender Meeresspiegel, werden Dür¬ 
ren, Hungersnöte sowie weltweite Mig¬ 
rationsströme erwartet. Bei einem An¬ 
stieg um fünf Grad sind die Folgen gar 
nicht mehr wirklich berechenbar. 

Trotz dieser Negativbilanz steht „Kyo¬ 
to“ aber dennoch für eine Absichts¬ 
erklärung, die einen gewissen morali¬ 
schen Druck ausübt. Aber jetzt laufen 
die (eigentlich) verbindlichen Zusagen 
von 1997 in vier Wochen aus. Jetzt müs¬ 
sen (!) sich die Staaten in Doha des¬ 
halb verständigen, wie es nicht nur mit 
dem Kyoto-Protokoll, sondern mit der 
internationalen Klimapolitik weiterge¬ 
hen soll. 

Die Fakten sprechen auf jeden Fall eine 
deutliche Sprache und lassen über¬ 
haupt keine Spielräume für klimapoli¬ 
tische oder klimadiplomatische Tricks 
und weitere Verzögerungen. Jedem 
ernsthaften Beobachter ist klar, dass 
gehandelt werden muss, weil der Kli¬ 
mawandel sich schneller vollzieht, als 
selbst die größten Pessimisten bei der 
Verabschiedung des Kyoto-Protokolls 
annahmen. 

Die deutsche Umweltorganisation 
„german watch“ betonte in ihrem am 
Rande der Doha-Konferenz publi¬ 
zierten „Khma-Risiko-Index“ dass die 
Wetter-Extreme wie schon in den Vor¬ 


jahren die meisten Menschenopfer in 
den ärmeren Staaten, den unterentwi¬ 
ckelt gehaltenen Ländern, am stärksten 
spürbar seien, weil diese sich am we¬ 
nigsten gegen die Klimafolgeschäden 
absichern könnten. 

Genannt werden Staaten wie Thailand, 
Kambodscha, Pakistan, Honduras, My¬ 
anmar und Nicaragua. Die Angaben 
beruhen auf Daten des weltgrößten 
Rückversicherers, der Munich RE. 
Und die Meteorologische Weltorga¬ 
nisation (WMO) stellt jetzt fest, dass 
die ersten 10 Monate des Jahres 2012 
weltweit von Wetterextremen geprägt 
waren. 

Die WMO erwartet, dass 2012 zu den 
zehn wärmsten Jahren der Klimastatis¬ 
tik werden wird. Von Januar bis Okto¬ 
ber lag die globale Durchschnitts-tem- 
peratur 0,45 Grad über dem langjähri¬ 
gen Mittel. Das scheint wenig zu sein. 
Aber in vielen Regionen sind die Fol¬ 
gen verheerend gewesen. 

Die USA erlebten das wärmste Jahr 
ihrer Temperaturaufzeichnungen über¬ 
haupt, mit großer Dürre und massiven 
Einbrüchen in der Futter- und Nah¬ 
rungsmittelproduktion. Kanada hatte 
ebenfalls den wärmsten Som¬ 
mer seiner Statistik, Russland 
den zweitwärmsten. Der Nor¬ 
den Brasiliens wurde von der 
schwersten Dürre seit 50 Jah¬ 
ren betroffen; der Süden Chi¬ 
nas wurde ebenfalls von Dürre 
heimgesucht. Temperaturrekor¬ 
de meldeten auch Grönland und 
Norwegen. In Australien wurde 
die übliche Frühlingstemperatur 
von 40 Prozent weitaus früher 
erreicht als in allen Vorjahren. 
Und in Frankreich war die Hit¬ 
ze stärker als im bisherigen Re¬ 
kordsommer 2003. 

All dies sind Einzelheiten eines großen 
Mosaiks, das den WMO-Generalsekre- 
tär M. Jarraud zu der Bemerkung ver- 
anlasste: „Der Klimawandel passiert 
vor unseren Augen und wird wegen 
steigender Spiegel der Treibhausgase 
in der Atmosphäre weitergehen.“ 
Wenn dann im eingangs erwähnten 
„Zeit“-Bericht nur noch fatalistisch 
festgestellt wird, dass der „wohlhaben¬ 
de Teil der Menschheit kollektiv ent¬ 
schieden (hat), die globale Erwärmung 
als nachrangiges Problem zu behan¬ 
deln“ und dass diese Entscheidung in 
absehbarer Zeit „nicht revidiert“ wer¬ 
de, dann mag eine solche Einstellung 
„menschlich verständlich“ klingen. 
Aber seit wann ist die politische Ka¬ 
pitulation eine Lösungsvariante ange¬ 
sichts der nach effektiven Maßnahmen 
geradezu schreienden Gefahren und 
Folgen des von der kapitalistischen 
Produktions-, Austausch- und Lebens¬ 
weise beschleunigten Klimawandels? 
Wenn Doha nicht wenigstens ein Nach¬ 
folgeabkommen für das Kyoto-Proto¬ 
koll bringt, das die ohnehin nur mo¬ 
deraten Ziele der UNO verwirklichen 
hilft, werden die Folgen für die Exis¬ 
tenzbedingungen der Gattung Mensch 
verheerend werden. 

Hans-Peter Brenner 
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„Die Idee, Deutschland gemeinsam mit den Russen 

regieren zu wollen, ist ein Wahn!“ 

Die Londoner Konferenz im November/Dezember 1947 • Von Reiner Zilkenat 


A m 25. November 1947 begann im Lancas¬ 
ter House in London die fünfte Außenmi¬ 
nisterkonferenz der vier Mächte, die sich 
vor allem mit der „deutschen Frage“ beschäftigen 
sollte. Im Verlauf des Jahres waren von den USA 
Entscheidungen getroffen worden, die eine deut¬ 
liche Abkehr von den auf der Potsdamer Kon¬ 
ferenz verabschiedeten Beschlüssen darstellten. 
Offenbar sollte die Sowjetunion, die bekanntlich 
die Hauptlast des Krieges gegen den Hitlerfa¬ 
schismus getragen hatte, von allen wichtigen Ent¬ 
scheidungen hinsichtlich der künftigen Gestal¬ 
tung Deutschlands ausgeschlossen werden. Das 
Ziel Washingtons und Londons bestand letztlich 
darin, ihre Besatzungszonen in einen Staat um¬ 
zuwandeln, der unumkehrbar ein Bestandteil der 
vom US-Imperialismus konzipierten Nachkriegs¬ 
ordnung werden sollte, die sich unmittelbar gegen 
die Sowjetunion richtete. 

Es ist an dieser Stelle notwendig, sich die wich¬ 
tigsten politischen Handlungen der USA im Jahre 
1947 zu vergegenwärtigen. Ohne ihre Berücksich¬ 
tigung können die deutschlandpolitischen Planun¬ 
gen der Westmächte am Ende des Jahres und das 
Scheitern der Londoner Konferenz nicht hinrei¬ 
chend interpretiert werden. 

1947 - Schlüsseljahr für die Entwicklung 
der internationalen Beziehungen 

Während des Jahres 1947 setzte sich die Politik 
des „Kalten Krieges“ als die dominierende Logik 
innerhalb der internationalen Beziehungen durch. 
Ausgangspunkt waren Überlegungen der Truman- 
Administration und der sie tragenden Konzer¬ 
ne sowie des Militärs, die am Ende des Zweiten 
Weltkrieges vorhandene ökonomische und mili¬ 
tärische Dominanz der USA als Instrumente für 
die Errichtung einer dauerhaften Beherrschung 
der Welt einzusetzen. Das „Amerikanische Jahr¬ 
hundert“ wurde proklamiert. Alternativen Ge¬ 
sellschaftsmodellen, wie sie in der Sowjetunion 
bereits praktiziert wurden und die in West- und 
Osteuropa wachsende Resonanz fanden, wurde 
der Kampf angesagt. 

Der erste Paukenschlag erfolgte am 12. März. 
Vor beiden Häusern des Kongresses verkündete 
Präsident Truman die fortan nach ihm benannte 
Doktrin, der zufolge die USA es sich vorbehielten, 
künftig politisch und auch militärisch zu interve¬ 
nieren, wenn ihre imperialistischen Interessen auf 
dem Spiel stünden, (siehe UZ vom 12.3.2012) In 
den darauf folgenden Monaten mischte sich der 
US-Imperialismus in Griechenland massiv in den 
Bürgerkrieg auf Seiten der reaktionären politi¬ 
schen Kräfte ein und verschaffte ihnen durch mas¬ 
sive finanzielle Hilfen, den Einsatz von „Militär¬ 
beratern“ sowie die Überlassung von Waffen und 
Munition ein Übergewicht. 

Aber nicht nur an der Peripherie Europas, son¬ 
dern auch in Frankreich und Italien fühlten sich 
die USA durch das Anwachsen demokratischer 
Kräfte „bedroht“. In beiden Ländern zählten die 
Mitglieder und Anhänger der Kommunistischen 
Parteien nach Millionen. 

In Frankreich war die KPF bei den Parlaments¬ 
wahlen im Oktober 1945 als die stärkste, im Mai 
1946 als die zweitstärkste Partei hervorgegangen. 
Von September 1944 bis zum Mai 1947 amtierten 
Kommunisten als Minister. In Italien war die IKP 
ebenfalls bis zum Mai 1947 Regierungspartei. Da 
in beiden Ländern bekanntlich keine sowjetischen 
Besatzungsbehörden existierten, entsprechen die 
bis heute wiederkehrenden Behauptungen an¬ 
tikommunistischer Autoren, dass nach 1945 nur 
dort kommunistische und mit ihnen verbündete 
Parteien erstarkten, wo sie auf die aktive Unter¬ 
stützung der Roten Armee zählen konnten, of¬ 
fensichtlich nicht der historischen Wahrheit. Viel¬ 
mehr war nach der Zerschlagung des Faschismus 
die Attraktivität sozialistischer Ideen und Gesell¬ 
schaftsentwürfe überall in Europa stark im Wachs¬ 
tum begriffen. 

Dagegen richtete sich der zweite Paukenschlag 
der USA, deren Außenminister George C. Mar¬ 
shall in einer Rede an der Harvard Universität am 
5. Juni 1947 einen Plan zur „wirtschaftlichen Er¬ 
holung“ Europas entwickelte. Alle europäischen 
Länder Europas, so hieß es, könnten für einen län¬ 
geren Zeitraum großzügige finanzielle und wirt¬ 
schaftliche Hilfen der USA erhalten. 

Tatsächlich waren als Folge des Zweiten Weltkrie¬ 
ges Not und Hunger in Europa weit verbreitet. 
Entwickelten Industrieländern wie Frankreich, 
Großbritannien und Italien mangelte es an De¬ 
visen, um den Import dringend benötigter Nah¬ 
rungsmittel und Rohstoffe zu gewährleisten. In 
Frankreich entwertete eine immer stärker wer¬ 
dende Inflation die Massenkaufkraft. Das bri¬ 
tische Pfund hatte endgültig seine Funktion als 


internationale Leitwährung eingebüßt. Die Wäh¬ 
rungsreserven des Landes schmolzen dahin. An¬ 
gesichts all dessen wuchsen die Befürchtungen 
der Truman-Administration, dass es spätestens im 
Winter 1947/48 zu politischen Unruhen in Europa 
kommen könnte, die letztlich „den Kommunisten“ 
nützen würden. Es kam hinzu, dass die Überpro¬ 
duktion von Industriewaren und Nahrungsgütern 
in den USA kaufkräftige Märkte in Übersee er¬ 
forderte. Dafür boten sich vor allem die bevölke¬ 
rungsstarken Staaten Europas an. Vom Antikom¬ 
munismus und Weltherrschafts-Plänen diktierte 
politische Zielsetzungen sowie ökonomisches 
Kalkül waren die Motive des US-Imperialismus, 


mit Hilfe des Marshall-Plans einen beherrschen¬ 
den Einfluss auf die Gestaltung der politischen 
Verhältnisse in Europa auszuüben. Natürlich war 
eines von vornherein klar: Ökonomische Hilfe 
konnten nur diejenigen Länder erwarten, die ihre 
Märkte den Investitionen des US-Kapitals zu öff¬ 
nen bereit waren, die allen Plänen einer Sozialisie¬ 
rung der Schlüsselindustrien und des Großgrund¬ 
besitzes entsagten, die sich dem „Freihandels“- 
Postulat unterwarfen und die sich zu engerer 
ökonomischer Kooperation nach kapitalistischen 
Regeln verpflichteten. Dass die Sowjetunion und 
die sich entwickelnden volksdemokratischen Län¬ 
der Osteuropas sich diesen Anmaßungen verwei¬ 
gerten, erscheint nur allzu verständlich. 

Und die Westzonen? 

Der Marshall-Plan wurde von Anfang an auch auf 
die Westzonen bzw. die BRD ausgedehnt, die von 
1948 bis 1952 Waren und Finanzhilfen im Werte 
von insgesamt 1,5 Milliarden Dollar erhielten. Da¬ 
bei spielte die „Magnet-Theorie“ eine ausschlag¬ 
gebende Rolle, die der damalige SPD-Vorsitzende 
Kurt Schumacher am 31. Mai 1947 vor den Spit¬ 
zengremien seiner Partei in den Westzonen mit 
folgenden Worten definierte: „Man muss sozia¬ 
le und ökonomische Tatsachen schaffen, die das 
Übergewicht der drei Westzonen über die Ostzo¬ 
ne deklarieren. Die Prosperität der Westzonen, 
die sich auf der Grundlage der Konzentrierung 
der bizonalen Wirtschaftspolitik erreichen lässt, 
kann den Westen zum ökonomischen Magneten 
machen. Es ist realpolitisch vom deutschen Ge¬ 
sichtspunkt aus kein anderer Weg zur Erringung 
der deutschen Einheit möglich als diese ökonomi¬ 
sche Magnetisierung des Westens.“ 

Die ökonomische Spaltung Deutschlands sollte 
nicht zuletzt die politische Schaffung eines west¬ 
deutschen Separatstaates erleichtern. Worum ging 
es dabei? 

Stellt man in Rechnung, dass ungeachtet der Pro¬ 
teste Frankreichs und der Sowjetunion am 1. Ja¬ 
nuar 1947 die aus der US-amerikanischen und der 
britischen Zone gebildete Bizone das Licht der 
Welt erblickt hatte und sie mit deutschen Verwal- 
tungs- und parlamentarischen Körperschaften so¬ 
wie einem obersten Gericht ausgestattet wurde; 
berücksichtigt man ferner, dass die Westalliierten 
im August 1947 einen „revidierten Industrieplan“ 
verabschiedeten, der die industrielle Produktion 
auf das Niveau des Jahres 1936 anzuheben gestat¬ 
tete - dann wird deutlich, dass hier zielgerichtet 
die Konstituierung eines separaten deutschen 
„Weststaates“ in Angriff genommen worden war. 
Zudem war eine gemeinsame oberste Besatzungs¬ 
behörde für die Bizone errichtet worden, das „Bi¬ 
partite Control Office“ (BICO). 

In Washington war man sich im Klaren darüber, 
dass ohne das industrielle Potenzial und mittelfris¬ 


tig ohne eine Armee Westdeutschlands die stra¬ 
tegischen Planungen einer „Eindämmung“ bzw. 
eines „Zurückrollens des Kommunismus“ nicht 
zu verwirklichen waren. Zur angestrebten gesell¬ 
schaftspolitischen Architektur der Westzonen re¬ 
dete der Militärgouverneur General Lucius D. 
Clay im darauffolgenden Jahr, am 29. Juli 1948, 
Klartext bei einer Zusammenkunft mit führen¬ 
den Funktionären des DGB in Frankfurt am Main: 
„Er hob hervor, dass er der Repräsentant einer 
Regierung sei, die fest an den Kapitalismus und 
das System freien Unternehmertums glaube, und 
so lange er für Entscheidungen in Deutschland 
verantwortlich sei, wäre es nur selbstverständlich, 


von ihm zu erwarten, dass er diese in Übereinstim¬ 
mung mit den Überzeugungen und Praktiken des 
Landes treffe, das er repräsentiere.“ 
Selbstverständlich geschah dies alles, entgegen 
den Festlegungen der Potsdamer Konferenz, ohne 
das Einverständnis der Sowjetunion. Die staatli¬ 
che Einheit Deutschlands war in Washington im 
Verlaufe des Jahres 1947 offenbar endgültig zu 
den Akten gelegt worden. 

Kontroversen auf der 
Londoner Konferenz 

Die Londoner Außenminister-Konferenz, die am 
25. November 1947 begann, tagte also in einer 
Situation, die vom Willen der USA geprägt war, 
die durch die Truman-Doktrin und den Marshall- 
Plan geschaffenen vollendeten Tatsachen nicht 
rückgängig machen zu wollen. US-Außenminis¬ 
ter Marshall äußerte in diesem Sinne am 19. De¬ 
zember in einem Rundfunkinterview: „Zur Zeit 
ist an ein einheitliches Deutschland nicht zu den¬ 
ken.“ Drei Tage vor dieser Aussage Marshalls hat¬ 
ten übrigens in London Gespräche der USA und 
Großbritanniens mit der französischen Regierung 
begonnen, deren Ziel die Erweiterung der Bizo¬ 
ne zu einer Trizone darstellte. Zwar zeigte sich 
Frankreich zunächst nicht geneigt, den Forderun¬ 
gen Washingtons und Londons zu entsprechen, 
doch die Truman-Adminstration setzte Paris mit 
dem Hinweis unter Druck, die dringend benötigte 
wirtschaftliche Hilfe nur dann zu gewähren, wenn 
die französische Regierung auf die Schaffung der 
Trizone als Keimzelle eines westdeutschen Staates 
einwilligen würde. 

Die Sowjetunion, deren Delegation Außenmi¬ 
nister Wjatscheslaw Molotow leitete, trug am 
27. November demgegenüber folgende Anliegen 
vor: sofortige Bildung einer deutschen Regie¬ 
rung; Teilnahme dieser Regierung an einer Frie¬ 
denskonferenz mit den alliierten Mächten; Erar¬ 
beitung einer Stellungnahme dieser deutschen 
Regierung zum alliierten Entwurf eines Frie¬ 
densvertrages, der auf den in Jalta und Potsdam 
verabschiedeten Beschlüssen der Alliierten beru¬ 
hen müsse; Unterschrift der deutschen Regierung 
unter den Friedensvertrag und anschließende 
Ratifizierung durch ein demokratisch gewähltes 
deutsches Parlament; Teilhabe der Sowjetunion 
an der Verwaltung des Ruhrgebietes; Wiederauf¬ 
nahme der durch die USA gestoppten Reparati¬ 
onen aus den Westzonen im Werte von 10 Milli¬ 
arden Dollar. Letzteres war für die UdSSR von 
existenzieller Bedeutung. Denn im Gegensatz zu 
den USA, die keinerlei Kriegshandlungen ausge¬ 
setzt waren, wurde ihr Territorium von den West¬ 
grenzen bis zu den Toren Moskaus von den Hit¬ 
lerarmeen bei ihrem Rückzug systematisch ver¬ 
wüstet („Politik der verbrannten Erde“). Obwohl 


große Anstrengungen unternommen wurden, die 
industrielle und landwirtschaftliche Produktion 
wieder auf das Vorkriegsniveau anzuheben, konn¬ 
ten die groß dimensionierten Zerstörungen noch 
nicht kompensiert werden. Dies galt natürlich erst 
recht für den Tod von 20 Millionen Menschen, 
vor allem junger Männer, an den Fronten und im 
Hinterland. 

Natürlich hatten die politisch Verantwortlichen 
im Kreml die Handlungen der USA im zu Ende 
gehenden Jahr 1947 mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgt und analysiert. Molotow warf den West¬ 
mächten deshalb auf der Londoner Tagung am 
12. Dezember öffentlich vor, einen westdeut¬ 
schen Separatstaat konstituieren zu wollen und 
dabei die Vereinbarungen von Jalta und Potsdam 
mit Füßen zu treten. Wenige Tage zuvor hatte er 
den Vorschlag unterbreitet, wenigstens zentra¬ 
le deutsche Verwaltungsstellen zu errichten, die 
Zonengrenzen aufzuheben sowie einen freien 
Warenverkehr zwischen ihnen zu ermöglichen. 
„Fast verzweifelt“, so schrieb US-Außenminister 
Marshall am 11. Dezember 1947 an seinen Stell¬ 
vertreter Lovett, bemühte sich Molotow, einen 
alliierten Beschluss über die Konstituierung ei¬ 
ner deutschen Zentralregierung durchzusetzen. 
Doch das Echo war negativ. Die USA und auch 
Großbritannien hatten sich mittlerweile so weit 
von den Potsdamer Beschlüssen entfernt, dass es 
für sie nur noch darum ging, die Verhandlungen 
um jeden Preis scheitern zu lassen. 

Dabei stellt sich die Frage: Gab es in Deutschland 
politische Kräfte, die das Handeln der Westalli¬ 
ierten durchschauten und die Herstellung eines 
einheitlichen Deutschland propagierten? 

Die „Volkskongress“-Bewegung gegen 
einen westdeutschen Separatstaat 

Am 6. und 7. Dezember 1947 tagte im Admirals¬ 
palast in Berlin der erste Deutsche Volkskon¬ 
gress für Einheit und gerechten Frieden. 2215 
Delegierte aus West und Ost, Männer und Frau¬ 
en unterschiedlicher Generationen und Partei¬ 
zugehörigkeit, verschiedener Weltanschauungen 
und religiöser Bekenntnisse waren versammelt. 
Ein bedeutendes Anliegen dieses Kongresses 
bestand darin, politische Forderungen zu verab¬ 
schieden und sie den in London tagenden Au¬ 
ßenministern vorzutragen. Am 26. November 
hatte der Parteivorstand der SED in einem Auf¬ 
ruf formuliert: „Die Partei erachtet es als ihre 
Pflicht, dem deutschen Volke die Möglichkeit zu 
geben, seinen Willen der Londoner Konferenz 
kundzutun und seiner Stimme Gehör zu ver¬ 
schaffen. Die SED ruft dazu auf, das Trennende 
beiseite zu lassen.“ 

Die westalliierten Außenminister weigerten sich 
jedoch, eine Delegation des Volkskongresses zu 
empfangen. In den Westzonen wurde die Ver¬ 
sammlung als „rein kommunistisch“ diffamiert, 
ungeachtet der Tatsache, dass Mitglieder und 
Funktionäre aus bürgerlichen Parteien und Or¬ 
ganisationen sowie Sozialdemokraten aus allen 
vier Zonen zu den Delegierten zählten. 

Doch der Wille der Westmächte ließ die Londoner 
Konferenz am 15. Dezember 1947 scheitern. Jetzt 
ging alles sehr schnell: Die Schaffung institutio¬ 
neller Voraussetzungen für einen „Weststaat“, die 
Vorbereitungen einer ökonomischen und politi¬ 
schen Einbeziehung „Trizonesiens“ in ein antiso¬ 
wjetisch ausgerichtetes Westeuropa und am Ende 
erste Überlegungen für einen Zeit- und Maßnah¬ 
menplan zur Remilitarisierung. Damit waren die 
Potsdamer Beschlüsse zur Bekämpfung des Nazis¬ 
mus und Militarismus von Washington und Lon¬ 
don, zögerlicher auch von Paris, endgültig auf dem 
Altar des Antisowjetismus und Antikommunis¬ 
mus geopfert worden. 

Die Handlungen des US-Imperialismus folgten 
fast drehbuchartig einer geheimen Aufzeichnung 
des US-Diplomaten und „Sowjetexperten“ Geor¬ 
ge F. Kennan aus dem Jahre 1946, in der es hieß: 
„Die Idee, Deutschland gemeinsam mit den Rus¬ 
sen regieren zu wollen, ist ein Wahn. Wir haben 
keine andere Wahl, als unseren Teil von Deutsch¬ 
land zu einer Form von Unabhängigkeit zu füh¬ 
ren, die so befriedigend, so gesichert, so überle¬ 
gen ist, dass der Osten sie nicht gefährden kann. 
Besser ein zerstückeltes Deutschland, von dem 
wenigstens der westliche Teil als Prellbock für die 
Kräfte des Totalitarismus wirkt, als ein geeintes 
Deutschland, das diese Kräfte wieder bis an die 
Nordsee vorlässt.“ 

Die Chance, auf der Londoner Konferenz eine 
von anderen Prinzipien geleitete Politik durchzu¬ 
setzen, war angesichts des Willens der Truman- 
Adminstration, diese Konferenz auf jeden Fall 
scheitern zu lassen, von vornherein zum Schei¬ 
tern verurteilt. 
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Die Macht und die Ohnmacht der Bilder 


Andres Wood verfilmt das Leben von Violeta Parra 


W er gesehen hat, wie die schon 
von schwerer Krankheit und 
ihrem nahen Tod gezeichne¬ 
te Mercedes Sosa eine riesige Menge 
junger Zuschauer, die eigentlich zu ei¬ 
nem ganz anderen „Event“ gekommen 
waren, anrühren und begeistern konn¬ 
te, bekommt eine leise Ahnung, welche 
enorme Bedeutung Violeta Parra für 
„La Nueva Canciön Chilena 4 , 4 die Neue 
Chilenische Gesangs-Bewegung, hatte. 
Die kolumbianische Pop-Sängerin Sha- 
kira hatte „La Negra“ noch einmal auf 
die Bühne gebeten. Eines der einpräg¬ 
samsten Lieder, geradezu ein Marken¬ 
zeichen der „Stimme Lateinamerikas 44 
war das großartige „Gracias a la vida“ 
der chilenischen Singer-Songwriterin 
Violeta Parra. 

Der chilenische Regisseur Andres 
Wood hat das Leben der vielseitigen 
chilenischen Künstlerin in starke, sug¬ 
gestive Bilder gefasst. Großartig Fran- 
cisca Gavilän in der Titelrolle. Im Jahr 
des Roten Oktober im kargen Süden 
Chiles geboren, in hoffnungslos-armen 
Verhältnissen aufgewachsen, aber doch 
inspiriert von der Musik ihres Vaters, ei¬ 
nem wegen Gewerkschaftstätigkeit ent¬ 
lassenen Dorfschullehrers, der die Fa¬ 
milie mit gelegentlicher Kneipenmusik 
durchzubringen versucht, bringt Vio¬ 
leta sich schon früh das Gitarrespielen 
bei. Es hilft zu überleben. 

So eindrucksvoll Woods sehenswerte 
Bilder das Elend und die Hoffnungslo¬ 
sigkeit erfassen, so wenig bieten sie Er¬ 
klärung an. Die Armut erscheint eher 
als eine Art Naturzustand. Die offen 
diktatorische Militärregierung Ibanez, 
die sozialökonomische Katastrophe 
in der Krise der 1920er/30er Jahre, die 
zwölf Tage der „Sozialistischen Repu¬ 
blik Chile“, der anschließende Putsch 
und der Große Bauernaufstand von 
1934 ..., all das würdigt Wood nicht 
eines Bildes. Das Bemühen, dem Wis¬ 
sensstand des Zuschauers nicht unnötig 
viel Neues hinzu fügen zu wollen, mag 
für ein aufgeklärtes chilenisches Publi¬ 
kum vielleicht angehen, die Kenntnisse 
über diese Jahre, in denen die Ideen Le¬ 
nins und die Taten der Bolschewiki in 


Südamerika heftige Begeisterung und 
ebenso heftige Repressionen hervor¬ 
riefen, dürften allerdings hierzulande 
kein Allgemeingut sein. 

So bleiben auch Motiv und Umstände 
von Parras Reisen auf dem Höhepunkt 
des Kalten Krieges, 1954, in den sozi¬ 
alistischen Ländern ebenso im Dun¬ 
keln wie ihre Aufenthalte in Finnland, 
Deutschland, der Schweiz oder in Bo¬ 
livien. Einzig ein Auftritt in Polen er¬ 
scheint in befremdlichen Bildern. Die 
von vielen assoziativen Rückblenden 
geprägte, nur sehr lose einer Chronolo- 



Violeta Parra (1917-1967)... 


gie folgende Erzählweise konzentriert 
sich vielmehr auf eine komplizierte 
Persönlichkeitsstruktur der Künstle¬ 
rin, fokussiert ihren fordernden Rigo¬ 
rismus auf eine manisch besitzergrei¬ 
fende Leidenschaftlichkeit in ihrer Lie¬ 
besbeziehung. 

So geraten auch ihre Erfolge in Frank¬ 
reich, sie konnte im Louvre ausstellen, 
mehr und mehr unter die zerstöreri¬ 
sche Dominanz einer Liebestragödie, 
bei der sie von ihrem Geliebten Gilbert 
Favre verlassen wird. Zurück in Santia¬ 
go gründet sie mit dem Kulturzentrum 


„La Carpa de La Reina“ (Das Zelt in 
der Gemeinde La Reina) eine Keimzel¬ 
le für La Nueva Canciön Chilena. Be¬ 
deutende Vertreter dieser Gesangsbe¬ 
wegung wie Victor Jara, die später den 
politischen Kampf um das Neue Chi¬ 
le des Präsidenten Salvador Allende 
in das ganze Land trugen, waren dort 
und haben von ihr gelernt. 

Für Wood folgt auf den anfänglichen 
Erfolg der unaufhaltsame Abstieg. 
Umklammert von tiefer Trauer der 
nicht verwundenen Trennung Favres 
verwahrlost Parra, ihre Lieder Schrei¬ 


bart pour l‘art. Sie ist im gesellschaftli¬ 
chen Sinne parteilich. Sie ist die Kunst 
der Entrechteten und Ausgebeuteten. 
Und das ist von beiden Seiten auch so 
begriffen worden. Nicht umsonst zer¬ 
störten Pinochets Büttel die Hände 
Victor Jaras, bevor sie ihn im Stadion 
zusammenschlugen und umbrachten. 
Bei Wood bleibt das alles im Individua 
lismus des Biopic, in der Depression 
der letzten Tage stecken. Der Revolver 
lässt auch den Zuschauer im Dunkel, 
im Nichts zurück. 

Ergreifend melodramatisch, aber 



... und die Film-Violeta (Francisca Gavilän) 


en ihre Bitterkeit nur so heraus, bis sie 
ihrer ohnmächtigen Verzweiflung mit 
einer Kugel ein Ende setzt. 

Dies alles ist tragisch und schön foto- 
graphiert. Nur, ist es auch die Wahrheit, 
wenn nicht einmal Victor Jara, Inti Illi- 
mani oder Sergio Ortega auftauchen? 
Um nur einige zu nennen. Wenn Allen¬ 
de und der begeisternde wie tragische 
Versuch der Volksfront, ein demokra¬ 
tisches und sozial gerechtes Chile auf¬ 
zubauen, überhaupt nicht Vorkommen? 
Die Kunst Violeta Parras wie auch die 
des Nueva Canciön Chilena ist kein 


falsch. In Wirklichkeit lebt Violeta Par¬ 
ra in den Künstlern und Kämpfern des 
„US-amerikanischen Hinterhofes“. Im 
Chile Allendes wie im Bolivien Evo 
Morales 4 oder im Venezuela Hugo 
Chävez 4 . Sie ist auch heute dabei, in den 
Protesten der Schüler und Studenten, 
die von Santiago aus sich über den gan¬ 
zen Kontinent ausbreiteten. 

Es gibt kein Ende der Geschichte. So 
oder so, der Kampf geht weiter. jVio- 
leta Parra presente! 

Klaus Wagener 


Wirklichkeit und Traum 

Armin Stolpers heitere Bilanz „Kaschpar und Hobbelewitje“ 


Mit „Kaschpar und Hobbelewitje“ hat 
Armin Stolper den zweiten Band einer 
im Entstehen begriffenen Trilogie vor¬ 
gelegt. Band 1, „Kaschpar Theater“, ist 
voriges Jahr erschienen. Verlegt hat sie 
der rührige Schkeuditzer GNN Verlag. 
Stolpers Kaschpar ist eine an när¬ 
rischen Verwandten reiche Kunstfi¬ 
gur mit einem starken und kaum ver¬ 
schlüsselten autobiographischen Hin¬ 
tergrund. Er sieht sich als „eine alte 
Mensch, aus Schlesien gebürtig“, als 
„halbe Pole und eine ganze Idiot“, da¬ 
bei „hoffnungslos rückwärts gewendet 
und Kommunist vom Scheitel bis zu 
Sohle“, als „schlesischen Laberarsch“, 
„Nationalliteraturfabrikanten“, „par¬ 
teilichen Mensch ... religiös manchmal, 
aber auch nur, wenn es sich handelt um 
Verbindung zwischen Jesus und Marx“, 
als einen also, der etwas getan, hat für 
Fortschritt und Sozialismus, für Huma¬ 
nismus und Frieden in diese Welt. Dies 
charakterisiert den Stolper-Kaschpar: 
„... immer, wenn man ist verzweifelt in 
Gegenwart, verraten von Vergangen¬ 
heit, muss man denken an Zukunft.“ 
Seine generelle politische Sorge: die 
„veruneinigten Kommunisten“. 
Kaschpars Partner, Hobbelewitje, ist 
eine Schöpfung des Flamen Felix Tim- 
mermans, zu finden in dessen hochpoe¬ 
tischer Erzählung „Das Jesuskind in 
Flandern“, wo er als Narr von Hero- 
des auftritt. Stolper hat der bei Tim- 
mermans nur episodisch angelegten 
Figur volles Leben eingehaucht und 
sie als „Strolch, der sich herumtreibt in 
alle Zeiten und Zonen von Welt“, als 
„eine selten dämliche Kerl, diese gute 
Mensch“ charakterisiert. Beide Erznar¬ 
ren, stand- und trinkfest, sind „unglick- 
lich, wenn sie beisammen und streiten 


sich und sind noch unglicklicher, wenn 
sie sind getrennt und nicht kennen 
huldigen von Dialektik“. Zu zweit bil¬ 
den sie die kleinste linke Parteigruppe. 
Hobbelewitje, ein „Gespenst aus der 
Vergangenheit“, das zum lerneifrigen 
Genossen der Gegenwart aufsteigt, ist 
als markante literarische Figur der un¬ 
erlässliche Stichwortprovokateur und 
Dialogpartner Kaschpars. 

Man merkt dem Buch im übrigen an, 
dass sein Verfasser ein gestandener 
Dramatiker ist. Hier wird nicht fortlau¬ 
fend erzählt, sondern das Geschehen 
schreitet in Zwiegesprächen mit sei¬ 
nen schnell wechselnden Realien kon¬ 
fliktreich voran. Bewertete Personen, 
Ereignisse und Zustände wechseln un¬ 
ablässig - so wie das in Alltagsdiskus¬ 
sionen meistens der Fall ist. Sie lassen 
für lange Schilderungen keinen Raum, 
was den außerordentlichen Reichtum 
an betrachteten und beurteilten Er¬ 
scheinungen aus dem täglichen. Leben 
von Vergangenheit und Gegenwart er¬ 
möglicht. 

Zwei Themenkomplexe durchdringen 
die erzählte Welt: das stets gegenwär¬ 
tige familiäre Umfeld des Autors, sein 
Leben und Schaffen, sowie die über¬ 
wiegend deutsche Gesellschaft des 
20. und 21. Jahrhunderts in ihrer Totali¬ 
tät, gebrochen durch deren Betrachter. 
Zu fragen ist also nicht, was Kaschpar 
und Hobbelewitje alles kritisch am Wi¬ 
ckel haben, sondern was ihnen im Eifer 
der Wortgefechte entgangen ist. Viele 
Anspielungen auf lebende und tote 
Personen, z.B. Politiker, Schriftsteller, 
Theaterschaffende, Dissidenten, Wen¬ 
dehälse, Verräter und Getreue, dürften 
nur den intimen Kennern der Szene so¬ 
fort geläufig sein. 


„Kaschpar und Hobbelewitje“ besteht 
aus fünf Kapiteln mit insgesamt 58 in 
sich abgeschlossenen feuilletonartigen 
kurzen Geschichten zu jeweils einem 
thematisch dominierenden Dialogkom¬ 
plex. Sie sind in ihrer Abfolge relativ 
unproblematisch austauschbar, wenn 
man davon absieht, dass Hobbelewitje 
als gelehriger Schüler seines Mentors 
Kaschpar eine sprunghafte Entwick¬ 
lung in der Breite und Tiefe seines In¬ 
teressenspektrums erfährt. Er, der gro¬ 
ße Liebhaber und Lüstling, schlüpft im 
Fortschreiten der aktivierenden Bezie¬ 
hungen, zu Kaschpar in die verschie¬ 
densten Gestalten, um gesellschaftli¬ 
che Tatbestände aller Art zu erfahren 
und beurteilen zu können. Nichts wird 
um seiner selbst willen erzählt. Auch 
das längst Vergangene holen die bei¬ 
den Erznarren mit oft geradezu artis¬ 
tischen gedanklichen Sprüngen in die 
Gegenwart zurück und verschmelzen 
es so zu einem provokativen politi¬ 
schen Komplex. 

Ein erhebliches Problem für viele Le¬ 
ser dürfte die völlig ungewohnte und 
originelle sprachliche Gestaltung des 
Buches sein. Stolper erzählt, fern der 
genormten deutschen Hochsprache, in 
einer von ihm erfundenen Abart des 
Wasserpolnischen. Der verwendete 
Wortschatz ist umgangsspachlich-sa- 
lopp, stark bildhaft, kraftvoll, unmit¬ 
telbar und gepfeffert mit allerlei pol¬ 
nischen und deutschen Vulgarismen. 
Diese verfremdende sprachliche Form¬ 
gebung ermöglicht dem Autor Aussa¬ 
gen, die er so hochdeutsch nicht an den 
Mann bringen könnte. Dass dabei gele¬ 
gentlich etwas zuviel des Guten getan 
wird, sei lächelnd am Rande vermerkt. 
Gesagt werden muss aber auch, dass 


bei aller Schärfe des gebrauchten Wort¬ 
materials in dessen Hintergrund ein 
warmer und heiterer Ton mitschwingt. 
Das Deutsch der beiden Narren ist rei¬ 
ne Gewöhnungssache. Je weiter man 
im Buch vorankommt, desto vertrau¬ 
ter und liebenswerter wird es einem, da 
es deren Existenzform ist. 

„Kaschpar und Hobbelewitje“ ist ein 
realistisches 
Werk der po¬ 
litischen und 
kulturpoliti¬ 
schen Abrech¬ 
nung mit der 
reaktionären 
Welt von ges¬ 
tern und der 
Reaktion von 
heute. Man 
spürt von der 
ersten Ge¬ 
schichte an, dass sich Armin Stolper 
den in Jahrzehnten aufgehäuften Frust 
von der Seele schreibt und sich damit in 
die Reihe derer stellt, die all jenen ent¬ 
gegentreten, die falsch Zeugnis ablegen 
wider die DDR, sie verunglimpfen und 
verteufeln und deren Bürger demüti¬ 
gen, indem sie ihnen mit Missachtung 
ihre Lebensleistungen absprechen. Mit 
Nachdruck bekennt Stolpers Kaschpar: 
„War DDR nicht nur so beschissn wie 
oft in Wahrheit, sie war auch so, wie sie 
war in unsere Träume, Und lassen wir 
uns beides nicht wegnehmen: Wirklich¬ 
keit und Traum.“ Bernhard Igel 



(Nachdruck ausjcarus“, Heft 314,2012) 


Armin Stolper, Kaschpar und Hobbe¬ 
lewitje, GNN Verlag, Schkeuditz 2012, 
357 S., 18 Euro 


Amazone der 
48er-Revolution 

Sprockhövel und Hattingen ehren 
Mathilde Franziska Anneke 

Die rund 25 000 Einwohner zählen¬ 
de Kleinstadt Sprockhövel, zwischen 
Bochum und Wuppertal gelegen, hat 
etwas, dessen sich andere Städte nicht 
rühmen können: In einer ihrer Ge¬ 
meinden ist 1817 die Schriftstellerin, 
Revolutionärin und Feministin Mathil¬ 
de Franziska Anneke geboren worden. 
Zugegebenermaßen wurde man sich 
dieses ebenso erfreulichen wie beden¬ 
kenswerten Umstands erst ziemlich 
spät bewusst. Erst 1978 hat man durch 
eine Anfrage der US-amerikanischen 
Biographin Maria Wagner überhaupt 
davon erfahren, und 1984 gab es in 
kleinem Kreis den ersten Vortrag 
über sie. Als 1986 mit dem Aufbau ei¬ 
nes Stadtarchivs begonnen wurde, be¬ 
schaffte der damalige Archivar Kopien 
des Nachlasses der Familie Anneke aus 
den USA und legte damit einen Be¬ 
stand an, der seitdem ständig erweitert 
wurde. 

Nun hat die derzeitige Leiterin des Ar¬ 
chivs, Karin Hockamp, eine kleine Bio¬ 
graphie der prominenten Sprockhöve- 
lerin verfasst. 

Ein atemberaubendes Leben wird da 
vorgestellt - Anneke war eine „Toch¬ 
ter aus gutem Hause, hungernde Po¬ 
etin, revolutionäre Journalistin und 
Schriftstellerin, politisch verfolgte 
Asylantin (...), eine Mutter, die sieben 
Kinder gebar und fünf von ihnen be¬ 
graben musste, Pädagogin aus Naturta¬ 
lent, frühe Feministin und Sozialistin“. 
Als junge Frau ließ sie sich von ihrem 
gewalttätigen Ehemann scheiden und 
schlug sich mehr schlecht als recht als 
alleinerziehende Schriftstellerin mit ei¬ 
ner kleinen Tochter durch, von der so¬ 
genannten besseren Gesellschaft ver¬ 
achtet. Als „Amazone“ der 48er Re¬ 
volution nahm sie an der Seite ihres 
zweiten Mannes, des entlassenen preu¬ 
ßischen Offiziers Fritz Anneke, hoch zu 
Ross am badisch-pfälzischen Feldzug 
teil. Als Emigrantin in den USA ver¬ 
diente sie den Lebensunterhalt ihrer 
Familie, indem sie eine moderne Mäd¬ 
chenschule eröffnete. Und als Lieben¬ 
de war sie zeitlebens unkonventionell. 
Kein Wunder, dass sie sich, soweit sie 
dort überhaupt bekannt war, in ihrer 
früheren Heimat lange keines beson¬ 
ders guten Rufs erfreute. „Man könnte 
sagen, Mathilde Franziska Anneke ent¬ 
wickelte sich in der öffentlichen Mei¬ 
nung vom ,Flintenweib 4 zur ,Heldin 444 
resümiert Hockamp. Im Grußwort des 
Bürgermeisters von Sprockhövel und 
der Bürgermeisterin von Hattingen 
(in Blankenstein, heute zu Hattingen 
gehörig, hat die Familie Anneke lange 
gewohnt) heißt es: „Wir können stolz 
sein auf diese bedeutende Tochter un¬ 
serer Heimat, auf diese ,tapfere west¬ 
fälische Frau 4 (...), die mutig für eine 
bessere Welt gekämpft hat.“ 

Seit zwei Jahren wird in Sprockhövel 
ein Anneke-Preis für besondere Leis¬ 
tungen in der Frauenbildung verliehen. 
Briefauszüge, eine Kurzchronik ihres 
Lebens, eine Übersicht ihrer Werke 
und der wichtigsten Sekundärliteratur 
ergänzen die vorliegende biographi¬ 
sche Skizze. 

Eine seriöse und fundierte Publikati¬ 
on, spannend, prägnant, gut geschrie¬ 
ben und mit zahlreichen Abbildun¬ 
gen illustriert. Und nicht zuletzt mit 
einer einleuchtenden aktuellen Bot¬ 
schaft ausgestattet. Karin Hockamp 
erklärt nämlich: „In Zeiten, in denen 
Menschenwürde, soziale Gerechtig¬ 
keit und gleiche Chancen auf Bildung 
und Wohlstand auch in unserer Gesell¬ 
schaft in erschreckendem Maße zur 
Disposition stehen, Werte und Maß¬ 
stäbe einem dramatischen Wandel un¬ 
terliegen, kann nicht genügend auf den 
radikalen Humanismus der Mathilde 
Franziska Anneke und auf ihr lebens¬ 
langes Streben nach einer besseren 
Welt hingewiesen werden.“ 

Cristina Fischer 

Karin Hockamp:„Von vielem Geist und 
großer Herzensgüte“. Mathilde Fran¬ 
ziska Anneke (1817-1884). Universitäts¬ 
verlag Brockmeyer, Bochum, 64 S.m. 
Abb., 8,90 Euro. 
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Festhalten am Ideal und am Kommunismus 

Der XVIII. Parteitag der Kommunistischen Partei Chinas (Teil 2) • Von Helmut Peters 


Der Parteitag beschloss, am erfolgrei¬ 
chen Weg der volksdemokratischen 
Entwicklung des Landes und damit am 
Prinzip, dass alle Macht im Staate dem 
Volk gehöre, festzuhalten und das po¬ 
litische System zu reformieren. 

Die Reform müsse in sicherer Weise 
in „organischer Einheit von Führung 
durch die Partei, das Volk als Hausherr 
und Regierung nach Gesetz“ durchge¬ 
führt werden. Das Ziel sei die Mobi¬ 
lisierung der Aktivität des Volkes zur 
Erweiterung der sozialistischen Demo¬ 
kratie, zum beschleunigten Aufbau ei¬ 
nes sozialistischen Rechtsstaates und 
zur Entwicklung der politischen Kultur 
des Sozialismus. Die Leitungs- und Re¬ 
gierungsformen der Partei müssten ge¬ 
ändert werden, um abzusichern, dass die 
Partei das Volk führen kann, das Land 
wirksam zu regieren. Es müsse mehr 
Gewicht auf die Vervollkommnung des 
demokratischen Systems, die Bereiche¬ 
rung der Formen der Demokratie und 
darauf gelegt werden, dass das Volk 
nach Gesetz wählen, sich demokratisch 
entscheiden, demokratisch leiten und 
demokratisch kontrollieren kann. 

Der Parteitag stellte eine Reihe von 
Aufgaben für den Aufbau und die Re¬ 
form des politischen Systems. Dazu 
gehört, die Ausübung der Staatsmacht 
durch den NVK zu gewährleisten, das 
demokratische System an der Basis zu 
vervollkommnen und allseitig nach Ge¬ 
setz zu regieren. 

Es fällt auf, dass die übliche Redeweise 
„Die Partei regiert für das Volk“ nicht 
in den Bericht an den Parteitag aufge- 
nommen wurde, sondern von der Re¬ 
gierung durch das Volk selbst die Rede 
ist. Ich sehe darin eine spezielle Positi¬ 
on Hu Jintaos, die von anderen Kräf¬ 
ten in der Führung so nicht geteilt sein 
dürfte. Die Durchsetzung dieses Ge¬ 
dankens seinem Sinn nach würde den 
gegenwärtigen autoritären Charakter 
der politischen Macht in der Volksre¬ 
publik infrage stellen. Ich sehe in der 
gegenwärtigen Politik der Partei jedoch 
vielmehr das Bestreben, bei allen Re¬ 
formen diesen Charakter der Macht 
nicht anzutasten. 

Der Parteitag fordert zugleich eine Ver¬ 
tiefung der Reform des administrativen 
Systems. Beabsichtigt ist die Trennung 
der Regierung von den Unternehmen, 
vom Kapital und anderen und ihre Um¬ 
wandlung in eine saubere und effekti¬ 
ve Regierung vom Typ der Dienstleis¬ 
tung, mit der „das Volk zufrieden ist“. 
In diesem Zusammenhang werden seit 
einiger Zeit bestimmte untergeordnete 
Amtsleistungen der Regierungen auf 
unteren Ebenen nach dem Beispiel der 
Sonderzone Shenzhen an NGOs über¬ 
tragen. Das ist sicher ein Weg, Span¬ 
nungen zwischen Administration und 
Bürgern abzubauen und die NGOs in 
die staatliche Tätigkeit einzubinden. 
Ob allerdings damit allein die Span¬ 
nungen zwischen staatlichen und Bür¬ 
gerinteressen auf Dauer aufzuheben 
sind, ist zu bezweifeln. 

„Theorie des Sozialismus 
chinesischer Prägung“ 

Diese Problematik stand im Mittel¬ 
punkt des Berichtes des ZK an den 
Parteitag. In dem „Sozialismus chine¬ 
sischer Prägung“, heißt es im Bericht, 
hätte die KP Chinas den Weg aus dem 
ökonomisch und kulturell außerordent¬ 
lich rückständigen China zur „Renais¬ 
sance der chinesischen Nation“ gefun¬ 
den. Nach einem Kommentar im Inter¬ 
net-Portal der Partei ist dieser Weg die 
Schlussfolgerung „aus der nationalen 
Geschichte der Neuzeit mit Blick auf 
die zu verwirklichende Renaissance 
der chinesischen Nation“, d.h. der Aus¬ 
gangspunkt sind der Sache nach die 
hundert Jahre Unterdrückung, Ausbeu¬ 
tung und Diskriminierung Chinas, die 
Zeit der Marginalisierung der ehemali¬ 
gen Weltmacht. Diese Sicht ist in erster 
Linie eine nationale, keine soziale. 

Im Bericht heißt es weiter, dieser 
Weg wäre durch die „Verbindung der 
Grundprinzipien des Marxismus mit 
der Praxis Chinas und den Besonder¬ 
heiten der Zeit „entwickelt“ worden. 
Wir erfahren nicht, was die Partei unter 
Grundprinzipien des Marxismus oder 


Besonderheiten der Zeit versteht. Für 
Mao Zedong widerspiegelte sich sei¬ 
nerzeit (1945) die „allgemeingültige 
Wahrheit des Marxismus-Leninismus“ 
in der „Praxis des Kampfes des Welt¬ 
proletariats“, die „mit der konkreten 
Praxis des revolutionären Kampfes 
des Proletariats und der breiten Volks¬ 


massen „ in China zu integrieren wäre. 5 
Das trifft auf die Haltung und Politik 
der heutigen KP Chinas zweifelsohne 
nicht mehr zu. 

Die historische Weg zum „Sozialismus 
chinesischer Prägung“ wird im Bericht 
nach den bisherigen Führungsgenera¬ 
tionen in vier Phasen nachgezeichnet: 
Die erste Führungsgeneration unter 
Mao Zedong hätte (bis 1956 - H.P.) 
„das grundlegende System des Sozi¬ 
alismus in China errichtet“. 6 Von der 
zweiten bis zur vierten Führungsgene¬ 
ration unter Hu Jintao wäre diese So¬ 
zialismus-Konzeption dann entwickelt 
und vervollkommnet worden. „Das 
theoretische System des Sozialismus 
chinesischer Prägung“, heißt es dann im 
Bericht zusammenfassend, „ist ein Sys¬ 
tem wissenschaftlicher Theorie, das die 
Theorie Deng Xiaopings, den wichtigen 
Gedanken der dreifachen Vertretung 47 
(Jiang Zemin zugeschrieben - H.P.) 
und das wissenschaftliche Entwick¬ 
lungskonzept (mit dem Namen Hu Jin¬ 
taos verbunden -H.P.) 8 enthält.“ Dabei 
werde am Marxismus-Leninismus und 
den Ideen Mao Zedongs festgehalten 
und die Theorie weiterentwickelt. 
Abgesehen von Deng Xiaoping, der 
z.B. mit der These vom Anfangsstudi¬ 
um des Sozialismus eine Theorie ent¬ 
wickelte, sehe ich im Text des Berichts 
mehr Strategien und Politiken als the¬ 
oretische Ansätze. Nehmen wir als 
Beispiel die Ausführungen über den 
„Weg des Sozialismus chinesischer 
Prägung“: Der Weg stehe „unter der 
Führung der KP Chinas, er fußt auf 
den grundlegenden nationalen Gege¬ 
benheiten, hat den wissenschaftlichen 
Aufbau zum Kern, hält an den Vier 
Grundprinzipien 9 fest, hält an der Re¬ 
form und Öffnung fest, befreit und ent¬ 
wickelt die Produktivkräfte, schafft die 
sozialistische Marktwirtschaft, die so¬ 
zialistische demokratische Politik, die 
sozialistische demokratische Kultur, 
die sozialistische harmonische Ge¬ 


sellschaft, die sozialistische ökologi¬ 
sche Zivilisation, verwirklicht allmäh¬ 
lich den gemeinsamen Wohlstand und 
schafft einen reichen, starken, demo¬ 
kratischen, zivilisierten, harmonischen 
und modernen sozialistischen Staat.“ In 
gleicherweise ist auch der Absatz über 
das „System des Sozialismus chinesi¬ 


scher Prägung“ abgefasst. Weg, theore¬ 
tisches System und politisches System 
des Sozialismus werden als Einheit be¬ 
trachtet, wobei das „theoretische Sys¬ 
tem“ der Kompass und das „politische 
System“ der grundlegende Garant für 
die Umsetzung dieses Sozialismus sei¬ 
en. Sein Aufbau erfolge in dem lan¬ 
gen Zeitraum des Anfangsstadiums 
des Sozialismus in der „Einheit der 
fünf Zivilisationen“ Wirtschaft, Po¬ 
litik, Kultur, Soziales und Ökologie. 
Ungeachtet dessen geht die KP Chi¬ 
nas, was mitunter bestritten wird, da¬ 
von aus, dass die heutige Volksrepublik 
bereits einen sozialistischen Charakter 
aufweist. Die Partei schätzte auf ihrem 
XIII. Parteitag 1987 ein, dass in China 
eine anfängliche sozialistische Gesell¬ 
schaft besteht, in der über einen lan¬ 
gen Zeitraum hinweg (nachholende) 
ökonomische Aufgaben anstehen, die 
eigentlich die Bourgeoisie zu lösen ge¬ 
habt hätte. 10 Aus meinen Untersuchun¬ 
gen ergibt sich ein anderes Bild: Die 
Volksrepublik befindet sich nach wie 
vor in einer langen Entwicklungspha¬ 
se, in der die materiellen und geistigen 
Voraussetzungen für den umfassenden, 
wissenschaftlich begründeten Aufbau 
des Sozialismus zu schaffen sind. 

Mit dem Beitritt des Landes zur WTO 
im Dezember 2001 haben sich die in¬ 
ternationalen Bedingungen für die 
Lösung dieser historischen Aufgabe 
grundlegend verändert. Die chinesi¬ 
sche Wirtschaft integrierte sich in die 
kapitalistische Weltwirtschaft. Heute 
ist sie mit dieser „bereits hochgradig 
verschmolzen“. 11 Das wirft allein schon 
die Frage auf, ob es unter dieser Bedin¬ 
gung überhaupt möglich ist, in China 
den Sozialismus aufzubauen. 

Überdies ist nicht zu übersehen, dass 
sich die KP Chinas ungeachtet ihrer 
verbalen Bekenntnisse auch gegenüber 
der marxistischen Lehre recht pragma¬ 
tisch verhält. In ihrer Sozialismus-Re¬ 
zeption, vor allem in ihrer praktischen 


Politik, findet sich eine Reihe von Ele¬ 
menten, die der wissenschaftliche Sozi¬ 
alismus zweifelsohne anders einordnet: 
Sie bewegt sich nicht mehr auf den 
Klassengrundlagen dieser Lehre. An 
ihre Stelle ist die Auffassung von der 
nationalen Harmonie der Beziehungen 
in der chinesischen Gesellschaft (auch 


zwischen Arbeit und Kapital) und in 
der kapitalistischen Welt getreten. 

Die KP Chinas hat sich de facto von den 
Grundprinzipien der führenden Rolle 
der Arbeiterklasse und des Bündnisses 
zwischen Arbeiter und Bauern gelöst. 
Die Arbeiterklasse und die werktätige 
Bauernschaft sind im Verlaufe der Re¬ 
form- und Öffnungspolitik marginali- 
siert worden. 

Die KP Chinas misst im Unterschied 
zu Lenin den entscheidenden Systemen 
und Mechanismen zur Realisierung des 
Kapitals (wie Marktwirtschaft, Kapital- 
und Arbeitsmarkt, Börse) einen grund¬ 
sätzlich sozialistischen Charakter bei. 12 
Die gegenwärtige Sozialismus-Rezep¬ 
tion der KP Chinas und der autoritäre 
Charakter der politischen Macht ver¬ 
sperren den Weg zu einer tatsächli¬ 
chen Ausübung der politischen Macht 
durch die Arbeiterklasse und das ge¬ 
samte werktätige Volk. Die VR China 
hat sich im Zeichen der Unabhängig¬ 
keit und Selbstständigkeit ihrer Politik 
von jeder Form des proletarischen In¬ 
ternationalismus und des Geistes der 
Zusammenarbeit mit anderen kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien gelöst. 
Ich würde die Erkenntnisse aus solchen 
Vergleichen in folgender Hypothese 
zusammenfassen: 

Die Sozialismus-Rezeption der heuti¬ 
gen KP Chinas ist durch die Koexistenz 
von sozialistischen, marxismusfremden, 
sozialistisch deklarierten kapitalisti¬ 
schen und klassenneutralen, realen und 
utopischen Elementen gekennzeichnet. 
Es existiert gewissermaßen ein Mix 
verschiedener Elemente, die sich un¬ 
ter dem Einfluss innerer und äußerer 
Probleme und Widersprüche in diese 
oder jene Richtung gewichten. 

Die Partei 

Hu Jintao hatte das neue Projekt initi¬ 
iert, eine innovative und lernende mar¬ 
xistische Partei vom Typ der Dienstleis¬ 
tung aufzubauen. Die Mission dieser 
Partei sei die Verwirklichung der „so¬ 


zialistischen Modernisierung“ und die 
„Renaissance der chinesischen Nation“. 
Die Ausführungen vermitteln den Ein¬ 
druck, dass sich Hu als Generalsekre¬ 
tär des ZK voll der Gefahren bewusst 
war, denen die Partei, vor allem ihre 
Führungskader, nach Jahrzehnten der 
Kooperation mit dem Kapital und der 
Praktizierung von Marktwirtschaft aus¬ 
gesetzt ist - Korruption, nachlassendes 
politisches Bewusstsein und Degene¬ 
ration, Lösung von den breiten Massen 
des Volkes und unzulängliche Fähigkei¬ 
ten zur Regierung („Die vier großen 
Risiken“). Mit allem Nachdruck for¬ 
dert Hu im Bericht des ZK, die Korrup¬ 
tion energisch zu bekämpfen und die 
politische Integrität eines Kommunis¬ 
ten zu wahren, damit die Partei vor dem 
Kollaps und der Staat vor dem Verfall 
bewahrt bleiben. Einige Ereignisse in 
der jüngsten Vergangenheit scheinen 
ihn veranlasst zu haben, vor allem die 
hoch angestellten Führungskader auf¬ 
zufordern, sich vom Prinzip der saube¬ 
ren Regierung leiten zu lassen, Selbst¬ 
disziplin zu üben, nach keinerlei Privi¬ 
legien zu streben und in diesem Sinne 
auch die Kontrolle über ihre Familien 
und Mitarbeiter auszuüben. 

Die die Partei zersetzenden Erschei¬ 
nungen haben einen zusätzlichen 
Nährboden im patriarchalischen Sys¬ 
tem, durch das die „Ersten“ („diyiba 
shou“ - „die erste Hand“) aller Ebenen 
und Einheiten seit den 90er Jahren die 
gesamte Macht in ihren Bereichen bis¬ 
her unkontrolliert ausüben konnten. 13 
Das scheint selbst für die Unternehmen 
der chinesischen Festlands-Bourgeoisie 
zu gelten, wie das Beispiel des Partei¬ 
tagsdelegierten Zhou Haijiang aus Ji- 
angsu zeigt, der Generaldirektor und 
zugleich Parteisekretär in seinem Un¬ 
ternehmen ist. 14 Ob diese Macht der 
„Ersten“ durch die neue Zusammen¬ 
setzung der Ständigen Ausschüsse der 
Parteikomitees und die Rotation der 
Führungskader eingeschränkt werden 
kann, bleibt abzuwarten. 

Hu Jintao hinterließ der Partei gewis¬ 
sermaßen ein Vermächtnis anhand der 
Forderungen an die Kader und Mitglie¬ 
der der Partei, „an unserem Ideal und 
am Kommunismus festzuhalten“, engs¬ 
te Beziehungen zum Volk zu pflegen 
und das Volk immer an die erste Stelle 
zu stellen, innerparteiliche Demokratie 
und Kreativität zu fördern, die besten 
Kräfte für die Sache der Partei und des 
Landes zu gewinnen und sich jederzeit 
der zentralisierten Führung der Partei 
unterzuordnen. 

5 MaoTse-tung, Über die Koaltionsregierung,in: 
AW, Bd.III, Peking 1969, S.312 

6 Feststellung Maos am Vorabend des VIII. 
Parteitages 1956 auf dem Hintergrund der 
fast unveränderten mittelalterlichen Rück¬ 
ständigkeit. 

7 Danach hat die Partei die fortschrittlichen 
Produktivkräfte, die fortschrittliche Kultur und 
die Interessen der breiten Masse zu vertreten. 

8 Wissenschaftliches Entwicklungskonzept: 
An die Stelle der ausschließlichen Orientie¬ 
rung auf eine schnelle Entwicklung des BIP 
tritt eine Politik der umfassenden Planung der 
Entwicklung mit dem Menschen als dem We¬ 
sentlichen. 

9 „Vier Grundprinzipien“: Festhalten am so¬ 
zialistischen Weg, an der Diktatur des Prole¬ 
tariats, an der Führung der kommunistischen 
Partei und am Marxismus-Leninismus und 
den Ideen Mao Zedongs, formuliert von Deng 
Xiaoping 1979. In: Ausgewählte Schriften 
Deng Xiaopings (1975-1982), Beijing 1983, 
S.150-151, chines. 

10 XIII. Parteitag der Kommunistischen Partei 
Chinas. Materialien, Dietz Verlag Berlin 1988, 
S.12-13. 

11 Li Kequan, Den großen Geist des XVIII. 
Parteitages studieren, die anhaltend gesun¬ 
de Entwicklung der Wirtschaft und den sozi¬ 
alen Fortschritt fördern. In: Renmin Ribao v. 
21 . 11 . 12 . 

12 Ihre zeitweise Ausnutzung bis zur Schaf¬ 
fung einer funktionierenden sozialistischen 
Wirtschaftsweise ist eine andere Frage. 

13 Gao Mingyu, Erklärung der „Krux der Ab¬ 
hängigkeit“ vom Ersten. In: Zeitschrift „Partei¬ 
leben“ , Heilongjiang, zitiert nach: Nachrich¬ 
tenportal der KP Chinas v. 16.4.12. 

14 Internetportal der KP Chinas v. 7.11.12. 



Der Sohn dieser Parteitagsdelegierten soll in einem China des „Kleinen Wohlstands“ leben. 
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Ein realistischer Phantast 


Jura Soyfer, ein Dichter mit Wortwitz und Phantasie • Von Lutz Holzinger 



Jura Soyfer, geboren 1912, gestorben 1939 in Dachau 


I n der bildenden Kunst gibt es eine ös¬ 
terreichische Schule, die den Namen 
„Phantastischer Realismus“ trägt. 
Die Vertreter dieses „Phantastischen 
Realismus“ mobilisieren, was man kon¬ 
ventionell unter Phantasie versteht, um 
einen „Realismus“ ohne Parteinahme 
zu erreichen. Die Bilder dieser Künst¬ 
ler haben dekorativen Zuschnitt und 
stellen - handwerklich sehr sorgfältig 
gearbeitet - Traumwelten dar. Der Be¬ 
trachter bekommt es mit Phantasmago- 
rien zu tun. Sie knüpfen an ungestillten 
Bedürfnissen arbeitender Menschen 
an, ohne einen Weg zu ihrer Befriedi¬ 
gung zu zeigen. 

Die produktive Anwendung von Phan¬ 
tasie im Interesse der Unterdrückten 
hat hingegen in der Wiener Theaterli¬ 
teratur Tradition. Immer dann, wenn 
verschärfte Zensurmaßnahmen gegen 
realistische Darstellungsformen in der 
Dichtkunst ergriffen wurden, kam es 
zu einem Aufschwung der schriftstelle¬ 
rischen Phantasie, die von den Behör¬ 
den gesetzten Grenzen zu umgehen. 
Zur Zeit des Metternich-Regimes ge¬ 
lang es Ferdinand Raimund und Jo¬ 
hann Nepomuk Nestroy, die Zensur 
durch phantastische und parodistische 
Verfremdung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit zu umgehen. In Zauber¬ 
spiel und Posse zogen sie nicht nur 
sämtliche Register der damaligen The¬ 
atertechnik, sondern brachten auch 
präzise Abbilder der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit auf die Bühne. Durch die 
Einfügung von Couplets ließen sie sich 
die Möglichkeit für unmittelbare Stel¬ 
lungnahmen zu aktuellen Ereignissen 
offen. 

Die Mobilisierung von Phantasie als 
Mittel zur Umgehung der Zensur prägt 
in hohem Maß auch das Schaffen von 
Jura Soyfer (1912 bis 1939). Seine lite¬ 
rarischen Arbeiten entstanden im We¬ 
sentlichen in der Periode der austro- 
faschistischen Diktatur in Österreich 
zwischen dem Februar 1934 und dem 
März 1938 - zwischen der blutigen Un¬ 
terdrückung des Schutzbundaufstandes 
durch das Dollfuß-Regime und der Ok¬ 
kupation Österreichs durch den Hitler¬ 
faschismus. Mit der revolutionären Ar¬ 
beiterbewegung wurde in diesem Zeit¬ 
raum auch die fortschrittliche Literatur 
in den Untergrund beziehungsweise 
die Illegalität gedrängt. Die intensive 
und vielseitige Aktivität der Kommu¬ 
nisten im Widerstandskampf gegen das 
austrofaschistische Regime unterstütz¬ 
te Jura Soyfer mit seinen Arbeiten für 
die damals blühenden Kleinkunstbüh¬ 
nen. Diese „Brettl“ boten maximal 49 
Besuchern Platz, um das Theatergesetz 
zu umgehen. 

Jura Soyfer - ein realistischer Phan¬ 
tast? - Soyfer konnte in dieser Zeit 
nicht mit offenem Visier kämpfen und 
musste daher nach geeigneten Mitteln 
für eine dennoch zutreffende Darstel¬ 
lung der Wirklichkeit suchen. Er fand 
sie in der gewissermaßen exzessiven 
Anwendung von Phantasie - nicht zur 
Flucht ins Idyllische oder Irrationale, 
sondern zur Konstruktion realistischer 
Analogien in nur scheinbar erfundenen 
„Kunststaaten“ („Astoria“ „Vineta“) 
oder in Geschichtsausflügen („Lech- 
ner-Edi“, „Kolumbus“). Dabei hat Soy¬ 
fer platte oder bloß kabarettistische 
Vergleiche, Anspielungen usw. vermie¬ 
den; vielmehr versuchte er, durch ört¬ 
liche und/oder zeitliche Verfremdung 
die für das gesellschaftliche Leben der 
Menschen entscheidenden Strukturen 
bloßzulegen. Damit hat Soyfer bei¬ 
spielsweise im Stück „Lechner-Edi“ 
eine ganze Reihe verblüffender Effekte 
erzielt. Eine umgekehrte Zeitmaschi¬ 
ne bewirkt, dass die aus den verheeren¬ 
den Schlachten des Ersten Weltkrieges 
marschierenden Soldaten im Begeiste¬ 
rungstaumel der ersten Kriegseuphorie 
gellend „Vorwärts!“ schreien. 

Zur Phantasie als literarisches Faktum, 
das das gesamte Werk Soyfers über¬ 
greift, kommt als zusätzliche Eigen¬ 
art der - ebenfalls in der Wiener The¬ 
atertradition verankerte - Wortwitz. 
Dabei knüpft er nicht nur an Nestroy 
an, sondern stützt sich überdies - wie 
auch Ödön von Horvath - auf die Wei¬ 


terentwicklung dieser Technik durch 
Karl Kraus (insbesondere: „Die letz¬ 
ten Tage der Menschheit“). Der „Trick“ 
besteht darin, die Sprache beim Wort 
zu nehmen. Das erfordert Originalität 
im positiven Sinn und lässt keine blo¬ 
ße Nachahmung zu. Gelingt die An¬ 
wendung der Methode, werden durch 
Wortwitz Fehlhaltungen, Vorurteile 
und Denkklischees enthüllt und lächer¬ 
lich gemacht. 

Damit war es nach der Okkupation Ös¬ 
terreichs aus. Soyfer misslang die Flucht 
in die Schweiz. Er landete im KZ und 
versuchte dort ein Kabarett in Schwung 
zu bringen. Zunächst in Dachau, wo 
er das „Dachau-Lied“ schrieb, und 
schließlich im Buchenwald, wo er kurz 
vor seiner Entlassung an Typhus starb. 
Der Antifaschist und Kommunist hät¬ 
te aufgrund seines literarischen Werks 
öffentliche Anerkennung verdient. Im 
Österreich der 2. Republik sorgten sei¬ 
ne Freunde und Bewunderer dafür, 
dass er nicht vergessen wurde. Eine 
erste Art „Soyfer-Renaissance“wurde 
von der Jugendorganisation der KPÖ 
sowie einigen jungen Sozialisten und 
Intellektuellen getragen. 1947 brach¬ 
te Otto Taussig im Globus-Verlag eine 
Werkausgabe unter dem Titel „Vom 
Paradies zum Weltuntergang“ heraus. 
Nach Auskünften von Otto Taussig 
und Helmut Qualtinger gab es in den 
ersten Nachkriegsjahren zahlreiche 
Bemühungen von Laienensembles 
der „Freien Österreichischen Jugend“ 


und der „Sozialistischen Jugend“ zur 
Verbreitung der Soyfer-Stücke. Zum 
ersten großen Erfolg auf einer Be- 
rufsbühne wurde die „Kolumbus“-In¬ 
szenierung im „Theater am Parkring“ 
(1950). Obwohl damit der Durchbruch 
Soyfers bei einem breiteren Publikum 
erreicht schien, riss unmittelbar nach 
dieser Aufführung die erste „Soyfer- 
Renaissance“ gänzlich ab. Otto Taussig 
unterstrich, dass in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit Soyfer eine echte Leit¬ 
bildfunktion für die fortschrittliche In¬ 
telligenz hinsichtlich des Theaters hat¬ 
te. Die Entwicklung der Bühnenpraxis 
müsse, so wurde damals gefordert, in 
die von „Jura“ angegebene Richtung 
weitergehen. Tatsächlich haben nam¬ 
hafte Bühnenpraktiker entscheidende 
Impulse von Soyfers Werk erhalten. Zu 
ihnen zählten der Bühnen- und Fern¬ 
sehregisseur Erich Neuberg, der Schau¬ 
spieler und Autor Helmut Qualtinger 
sowie der Theater- und Opernregisseur 
Otto Schenk. 

Anfang der 70er-Jahre begann eine 
zweite „Soyfer-Renaissance“, die Qual¬ 
tingers Einschätzung, „literarisch hält 
der ganze Soyfer“, bestätigt hat. Neben 
einer Reihe von Inszenierungen in 
Kellerbühnen und Rundfunkanstalten 
waren die Bemühungen von Helmut 
Qualtinger und Götz Fritsch beson¬ 
ders wirkungsvoll. Ihre Zusammenar¬ 
beit begann mit einer Soyfer-Lesung im 
Auditorium der Universität Wien vor 
mehr als 1000 Zuhörern. Organisiert 


wurde die Veranstaltung von Kom¬ 
munistischem Studentenverband und 
dem Kommunistischem Kultur-Kreis. 
An der Lesung wirkten neben weite¬ 
ren bekannten Schauspielern auch die 
„Schmetterlinge“ mit. 

Qualtinger las in dieser Veranstaltung 
erstmals vor größerem Publikum aus 
dem vorübergehend verschollenen 
Soyfer-Romanfragment „So starb eine 
Partei“. 1978 produzierte Qualtinger 
in der Regie von Fritsch eine Lesung 
des Romans in sechs Folgen für den 
ORF. Bereits ein Jahr vorher brach¬ 
te das österreichische Fernsehen eine 
zweiteilige Folge mit Szenen aus dem 
Bühnenwerk Soyfers - ebenfalls in der 
Regie von Götz Fritsch und unter Mit¬ 
wirkung von Helmut Qualtinger, Vera 
Borek, Herwig Seeböck und anderen. 
Schließlich erschien 1980 das Gesamt¬ 
werk des Dichters im Europa-Verlag 
(Hrsg, von Horst Jarka im Gesamtum¬ 
fang von 924 Seiten). 

Soyfers realistische Phantasie hat den 
Vorzug, das Publikum im Brechtschen 
Sinn äußerst unterhaltsam zu beleh¬ 
ren. Seine Stücke sind ein Beweis da¬ 
für, dass Unterhaltung des Publikums 
und Organisierung seines Bewusstseins 
nicht nur Hand in Hand gehen können, 
sondern im Idealfall eine dialektische 
Einheit bilden. Eine Bedingung für 
echte Unterhaltung ist nicht die Flucht 
aus sondern die Konfrontation mit der 
Lebens- und Arbeitswirklichkeit der 
Betrachter. Die gesellschaftliche Wirk¬ 


lichkeit gilt es als durchschau- und ver¬ 
änderbare darzustellen. 

Wortwitz und Phantasie hat Soyfer 
nicht nur in seinen Stücken angewandt, 
um die Zensur zu überlisten, sondern 
sie auch für seinen Roman nutzbar 
gemacht. In dem Fragment demon¬ 
striert er, wie realistische Phantasie 
den breiteren Zugang zur Literatur zu 
erleichtert. In dem Roman geht es um 
den Untergang der Sozialdemokratie 
in der 1. Republik. Der Autor verlegt 
die Tragödie nicht in die Führungsspit¬ 
ze oder auf das politische Parkett. Das 
Drama spielt sich vielmehr auf allen 
Ebenen der Partei und zwischen einfa¬ 
chen Menschen in und außerhalb der 
Partei ab. Soyfer wendet seine realisti¬ 
sche Phantasie und seinen Wortwitz an; 
um eine Vielzahl von Figuren als runde 
Charaktere auszuformen und an Hand 
ihres Denkens, Fühlens und Handelns 
den Untergang der Sozialdemokratie 
sinnfällig zu machen, der schließlich 
das ganze Land in den Abgrund geris¬ 
sen hat. 

Die Schilderung der riesigen Einheits¬ 
demonstration von Sozialisten und 
Kommunisten am 1. Februar 1933 auf 
der Ringstraße zerlegt Jura Soyfer in 
eine Reihe von kürzeren Szenen, die 
von den verschiedenen Blickwinkeln 
einiger im Zug mitmarschierender Per¬ 
sonen geprägt sind. Ohne es direkt aus¬ 
zusprechen, wird die ganze Verworren¬ 
heit und Ziellosigkeit der Sozialdemo¬ 
kratie fassbar. Zwischendurch schiebt 
er folgende Beobachtung ein: „Dann 
wurden sie auf drei merkwürdige, alte 
Weiblein aufmerksam. Tief schwarz 
gekleidet, als gingen sie bei irgendei¬ 
ner jener ,schönen Leichen 4 mit, die 
sie sicherlich sehr liebten, humpelten 
sie mühsam in der Reihe, schwatzten 
miteinander, schwiegen sich dazwi¬ 
schen aus. Und nicht ein einziges Mal 
beachteten sie in irgendeiner Weise das 
menschliche Getöse ringsum. Kein Ruf, 
kein Tücherwinken - ja, nicht einmal 
ein kurzer Blick vor und zurück auf die 
dröhnende graue Lawine, in der sie mit¬ 
glitten. Vor dem Denkmal der Repub¬ 
lik tuschelten sie sich einander ängst¬ 
lich etwas zu. Dann humpelten sie wei¬ 
ter um die Ringbiegung wie drei blinde 
greise Karussellpferdchen.“ (Seite 278.) 
Als SP-Funktionäre die spontane Mas¬ 
senkundgebungen zerstreuen, greift 
beim Abzug der Arbeiter die Sicher¬ 
heitspolizei mit Brachialgewalt ein. 
Jura Soyfer montiert die Szenerie zwi¬ 
schen einzelne Verszeilen des Kampf¬ 
liedes „Wir sind die Arbeiter von 
Wien“. Das liest sich so: 

„Die Gejagten aber, rennend, keu¬ 
chend, von Schlägen umhagelt, die Ge¬ 
jagten sangen weiter ... 

,Der Zukunft getreue Kämpfer 
wir sind die Arbeiter von Wien / 

Nicht alle sangen. Wer feige war, 
schwieg. Wer tapfer war, aber auf 
dem Gesicht geschrieben hatte: 
Frau und Kinder!!!, schwieg. Aber 
, So flieg du flammende ...‘ 

Die Burschen, 

,Du rote Fahne, 

Mit der Wut und der Scham im Gesicht - 
Voran dem Wege, den wir ziehnl 
Die sangen. 

Und die von der Kompanie Kaliwoda 
, Wir sind die Retter 

Sangen alle. Und nur jene verstummten, 
,Wir sind die Rächer ... 
die die Übermacht niedertrampelte, um 
ihnen die Jacken vom Leibe zu reißen, 
,Wir sind der Rote Schutzbund WienF 
Auf denen stand: ,Friedrich Engels. 4 “ 
(Seite 343/344.)“ 

Vom Reichtum der literarischen Pro¬ 
duktivkraft Jura Soyfer kann die fort¬ 
schrittliche Literatur in aller Welt wei¬ 
terhin profitieren. 

Die Zitate sind dem 1979 bei Reclam in 
Leipzig erschienen Auswahlband Jura 
Soyfer „Die Ordnung schuf der liebe 
Gott“ entnommen, für den Lutz Hol¬ 
zinger diesen - leicht gekürzt und über¬ 
arbeiteten Text ursprünglich verfasst hat. 
Der Band wurde von Werner Martin 
unter Mitarbeit von Roland Links und 
Wilhelm Kroupa heraus gegeben. 

Lutz Holzinger 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Unser 

Genosse Werner Neu 

ist verstorben 

Werner war 1997 kurz nach dem Tod seiner ersten Frau zum ersten 
Mal bei der Solidaritätsbrigade in Matanzas, Kuba. Schnell, sehr 
schnell wurden seine fachlichen und organisatorischen Fähigkei¬ 
ten erkannt; nicht nur von der Partei, sondern auch von unseren 
kubanischen Partnern in Matanzas. Nach der Brigade fuhr er auch 
nicht gleich wieder zurück, sondern bereitete die weiteren Projek¬ 
te der DKP vor und wurde 1999 und 2001 zur „Seele“ der Arbeit 
dort. Er war bei der Brigade unermüdlicher Malocher, Anleiter 
und Ratgeber vieler Brigadistlnnen, Vorbild für Arbeitseinsatz 
und politische Haltung, aber auch Freund. 

1999 lernte er seine Frau Candita kennen, die viele bei Pressefesten 
und Veranstaltungen hier in der BRD, kennengelernt haben. Die 
Frage, wo sie wohnen wollen, in Kuba oder in der BRD beantwor¬ 
tete Candita gleich zu Beginn ihrer Liebe: In Kuba, sonst nirgends! 
Werner wurde neues Familienoberhaupt und tatsächlich auch ein 
Vertrauter für Canditas Tochter Yenia. 

Auch nach Ende der DKP-Projekte in Matanzas und Cärdenas 
blieb Werner Vertrauter der cubanischen Partner: Wenn es etwas 
zu tun gab in diesen Projekten, stand Werner noch viele Jahre mit 
Rat und Tat zur Verfügung. Wenn Candita und er sommers in der 
BRD waren, haben sie keine Gelegenheit ausgelassen, die Kuba- 
Solidarität hier bei uns zu unterstützen: Er konnte erzählen über 
das Leben in Kuba, über die Menschen in Kuba, über die politi¬ 
schen Prozesse dort - ohne Beschönigungen und doch mit der 
notwendigen Dringlichkeit, die von Herzen kam. 

Wenn Kubafreunde aus der BRD nach Matanzas kamen, waren 
sie sofort und unmittelbar seine Gäste. Er zeigte ihnen mit Stolz, 
was „wir“ (gemeinsam mit den kubanischen Partnern) dort ge¬ 
schaffen haben. Er zeigte ihnen, wie das Leben ablief - mit allen 
Stärken und Schwächen. 

Matanzas ohne Werner ist kaum denkbar! Wir werden ihn nicht 
vergessen und trauern mit Werners Familien. 

AG Kuba-Solidarität beim Parteivorstand der DKP 


Es ist wirklich kaum zu glauben! 

65 Jahre 

wurden 

die Genossin Marianne Blumenstein am 3.12. 
und der Genosse Patricio Troncoso am 4.12. 

Wir gratulieren nachträglich und wünschen auch weiterhin 
alles Gute und viel Gesundheit und Kraft! 

Der Kreisvorstand der DKP Hannover ; 

die DKP Gruppe Hannover Linden 
und die DKP Gruppe Hannover Mitte 


Am 12.12.2012 wird unsere Genossin 

Marion Dreiner 

60 Jahre jung. 

Kaum zu fassen, dass es schon ein „Runder“ ist. 

Du bist immer jugendlich verschmitzt, agil in Kopf und auf 
den Füßen, ruhig aber bestimmt, dialektisch eben. 

Ob in Schule, Uni, Beruf, Gewerkschaft, Funktion und Akti¬ 
on. Du stehst deine Frau und strahlst dabei auch noch histo¬ 
rischen Optimismus aus. 

Dafür danken wir dir und gratulieren ganz herzlich. 

Deine Genossinnen aus 

Stadt und Kreis Offenbach 


Einladung 

zur Mitgliederversammlung 
der DKP in Sachsen-Anhalt 

in der Jugendherberge in Magdeburg, 

Leiterstraße 10,9104 Magdeburg 
am 12.01.2013 um 11.00 Uhr. 

Vorgesehene Tagesordnung: 

Eröffnung 

Wahl der Versammlungsleitung 
Wahl der Wahlkommission 
Referat des Vertreters des Parteivorstandes Detlef Fricke (Mitglied des 
Parteivorstandes und Bezirksvorsitzender der DKP Niedersachsen) 
Aussprache 

Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag der DKP 

Wir weisen darauf hin, dass die Mitgliedsbücher zum Beginn der Mitglie¬ 
derversammlung kontrolliert werden. 

Da zum Zeitpunkt der jetzt einberufenen Mitgliederversammlung der An¬ 
tragsschluss abgelaufen ist, können von dieser Versammlung keine Anträge 
an den Parteitag gestellt werden. Es ist aber noch möglich, von den Gruppen 
Anträge an den Parteitag zu stellen, sie müssen bis zum 23.12.2012 beim 
Büro des Parteivorstandes (bitte per Mail) eingegangen sein. 

Parteivorstand der DKP 


Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 
besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 


Herzlichen Dank! 

Allen Gästen, Verwandten und Bekannten, Freunden und Kol¬ 
legen, Genossinnen und Genossen, die an meiner Feier anläss¬ 
lich meines 

90. Geburtstages 

teilgenommen haben, sage ich hiermit nochmals meinen herzli¬ 
chen Dank! Ein großes Dankeschön für Eure bereitwillige und 
solidarische Unterstützung unserer UZ in Höhe von 1105,00 
Euro! 

Herzlich Eure 

Käthe Klosters , Hanau 


DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

12. und 13. Januar 2013 
Wir sind dabei! 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 

Kosten pro Person: 60 Euro 
Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus 1: 

Samstag, den 12.1. um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 6.30 Uhr in Duisburg, 
7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel. 0201-22 51 47 - Fax 0201-269 80 38 

Abfahrtspunkte für den Bus 2: 

Samstag, den 12.1. um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr in Münster 
Zustieg in Ostwestfalen nach Absprache 

Info: 

0163 89967 58 oder Ansgar.Schmidt@dkp-muenster.de 


Hofsitter in der Toskana gesucht 

Kleiner Öko-Hof Nähe Meer sucht 
für Januar zuverlässigen Hofsitter. 

Kontakt: Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 




Krieg ist keine Lösung 

nicht für Afghanistan, hak. Libyen, nicht für Syrien und Palästina. Wir verweigern uns dem 
Zwangsdenken von Kriegspropaganda, Kriegsdrohungen und Kriegen. Wir setzen auf 
Verhandlungen und Interessenausgleich. 

Für uns gelten das Völkerrecht und die Menschenrechte. Nicht aber gewaltsamer 
Regimewechsel und das„Rechf des Stärkeren. Konfliktursachen müssen rechtzeitig 
erkannt und politisch beseitigt werden. 

Die Bundeswehr hat im Ausland nichts zu suchen. Neue Waffen beschleunigen den 
Sozialabbau. Rüstungsexporte bringen den Tod aus Deutschland. Bundeswehreinsätze im 
Inneren beschädigen die Demokratie. 

Wir engagieren uns für Frieden, Abrüstung, Solidarität, Gerechtigkeit und das Recht auf 
demokratische Teilbabe. 

Wir wissen: Eine Welt ohne Krieg ist möglich. 

Diese Welt muss solidarisch erkämpft werden. 

X_ 

Bitte einsenden an: 

Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V. 
c/o Frankfurter Gewerkschafts haus 
Wit het m-Leu sch ner-Str. 69-77 
60329 Frankfurt am Main 

Fax: 069 -24249951 

E-Mail: Frieden-und-Zukunft@t-online.de 

Die Anzeige soll am 24. Dezember 2012 u. a. in der Frankfurter Rundschau, Junge Welt 
und Im Neuen Deutschland erscheinen. (Einsendeschluss IS.12.2012) 

Ich unterstütze diese Anzeige und beteilige mich mit einer Spende an der Finanzierung 
(Mindestbeitrag 20€, Organisationen und initiativen 40,- €). Den Betrag werde ich auf 
das Konto der Friedens - und Zukunftswerkstatt eM t Konio-Nr.: 200081390 bei der 
Frankfurter Sparkasse 1822 (BLZ 500 502 01) Stichwort: „Anzeige“ überweisen. 
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Wir solidarisieren uns mit den Kolleginnen und Kollegen der Frankfurter Rundschau in ihrem Kampf 
um die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze. 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 kom¬ 
fortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Heer 

^.t&äfcry biöhcf.de flKH 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen: 

KindcTpa-adics, 



Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 
Pers. Ruhige Lage. Keine 
Haustiere. 

Pension Knutzen, Süd¬ 
hörn 14,Tinnum/Sylt, 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 



Enischleunigtmg: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-NaiicHial- 
(uirL 2 FcWojc 2-3 PeTs.^unxjaärigin 
ECiBt/jdiiiqg-Crauzin. Huvel & Hftvdseeö, 
Boot & iüid. Jtilb: www.tritiojjipj.dL 1 tder 
03 31/870796 (AB) 


Grußanzeigen zum Neuen Jahr! 

Die letzte UZ im Jahr 2012 erscheint am 21.12.2012 - 
die erste Ausgabe im neuen Jahr veröffentlichen wir am 
4.1.2013 

Anzeigen bitte bis spätestens Freitag, den 14.12.2012 (für UZ 
1/2013 bis zum 21.12.2012) an den Verlag senden. Danke! 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
commpress@aol.com 
Fax: 0201-2486484 
Telefon: 0201-24 86 482 

Anzeigen in der UZ werden beachtet 
und helfen der UZ! 


.v^cimcö 

IHM 1685 1759 1830 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anf ordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Note Ibereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherziinmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbuffet, 
Frühstücksbüffet Auch Senioren-Portio neu. 

Übernachtung/Frühstück30,- bis 53,- € pF 
HP 15,50 C pF. • VP, 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoRieimes.de * www.gasthof-heimes.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 







































































Aktion/ Leser / Termine / Impressum 


Freitag, 7. Dezember 2012 15 


m 


unsere zeit 


Viva Cuba socialista! Machen wir 
den Kapitalismus zur Geschichte! 

Die SDAJ bereitet zwei Solidaritätsbrigaden vor 


S eit dem Sieg der Revolution am 
1. Januar 1959 versucht das kuba¬ 
nische Volk auf seiner Insel eine 
sozialistische Gesellschaft aufzubau¬ 
en. Die Gegner dabei sind (zahl-)reich 
und mächtig: Die USA führen seit über 
50 Jahren einen Wirtschaftskrieg gegen 
Kuba; von der CIA geförderte exilku¬ 
banische Terroristen verüben Anschlä¬ 
ge und Sabotageakte; die EU versucht 
Kuba zu isolieren. Trotzdem ist Kuba in 
der Lage, seiner Jugend Grundrechte 
wie Arbeit, Bildung, Gesundheitsver¬ 
sorgung und demokratische Teilhabe 
auf einem Niveau zu gewähren, von 
dem wir in hochindustrialisierten Län¬ 
dern weit entfernt sind. Gründe genug, 
den Angriffen gegen Kuba etwas ent¬ 
gegenzusetzen: Internationale Solida¬ 
rität! 

Solibrigade: Auf nach Kuba! 

Zusammen mit dem kommunistischen 
Jugendverband Kubas (UJC) organi¬ 
siert die SDAJ deshalb im Sommer 
2013 zwei Solidaritätsbrigaden nach 
Havanna. Die Ansage unserer Genoss¬ 
innen auf Kuba: Wir brauchen politi¬ 
sche Solidarität, das heißt eine Aus¬ 
weitung des Internationalismus in 
Deutschland, aber auch Unterstüt¬ 
zung im ideologischen Klassenkampf 
auf Kuba. Hier gilt es das verklärte Ka¬ 
pitalismusbild zu entzaubern, das durch 
westliche Medien, aber auch durch die 
Konterrevolutionäre Kubas verbreitet 


Mindestens ein Vorgänger 

Betr.: Ein Stück übelster 
Antikommunismus, UZ vom 
30.11.2012, S. 15 

Dass dieses Machwerk von zwei Dok¬ 
toren verfasst wurde, sollte uns nicht 
beeindrucken. Spätestens seit der Zeit 
von Guttenberg beeindruckt mich kein 
Doktortitel mehr. 

Ich möchte jedoch festhalten, dass die¬ 
ses Werk mindestens einen Vorgänger 
hat. Ich zitiere dazu Friedrich Engels, 
1885: „Es ist das sogenannte Schwarze 
Buch: ,Die Communisten-Verschwö¬ 
rungen des 19. Jahrhunderts 4 . Von Wer- 
muth und Stieber. Berlin. 2 Theile, 
1853 und 1854. Dies von zwei der elen¬ 
desten Polizeilumpen unsres Jahrhun¬ 
derts zusammengelogne, von absichtli¬ 
chen Fälschungen strotzende Machwerk 
dient noch heute allen nichtkommunis¬ 
tischen Schriften über jene Zeit als letz¬ 
te Quelle. 44 (...) 

Anton Höllbacher, Berlin 

Geld stinkt nicht? 

Betr.: Kanzlerkandidat Steinbrück 

„Pecunia anon ölet „ soll Vespasian 
einst zu seinem Sohn Titus gesagt ha- 


wird. Den passenden Ort dafür bietet 
das „Zentrum zur Bildung revolutio¬ 
närer Werte 44 welches an der naturwis¬ 
senschaftlichen Fakultät (CUJAE) der 
Universität Havanna entsteht. Dieses 
soll Studierende, Anwohnerinnen und 
Interessierte erreichen, Bildungsange¬ 
bote schaffen und die Solidaritätsarbeit 
mit den Cuban 5 vernetzen. Wir wollen 
den Aufbau des Zentrums unterstüt¬ 
zen, indem wir renovieren, Sach- und 
Geldspenden mitbringen und zusam¬ 
men mit Studierenden der Universität 
Diskussionsangebote schaffen. Mit ei¬ 
genen Augen werden wir erkunden, wie 
Wirtschaft und Demokratie auf Kuba 
funktionieren: Wir organisieren mit 
unseren kubanischen Partnern Treffen 
mit den Massenverbänden, Schülerin¬ 
nenvertretungen, Gewerkschaften und 
Angehörigen der Cuban 5 

Solidarität konkret 

Nicht nur in Havanna - auch in 
Deutschland werden wir im Rahmen 
unseres Kuba-Soliprojekts aktiv. Als 
bleibendes Solidaritätssymbol wer¬ 
den die Brigadisten und Brigadistin- 
nen zwei Wandgemälde in Havanna 
erschaffen. Die Vorlagen hierfür wer¬ 
den in einem Jugend-Kunstwettbewerb 
in Deutschland ermittelt. Das Thema 
lautet: „Solidarität mit Kuba - Grund¬ 
rechte der Jugend 44 . Wir erhoffen uns 
so neue Gruppen für die Solidaritäts¬ 
arbeit mit Kuba zu gewinnen. Wir wöl¬ 


ben, als der den römischen Bedürfnis¬ 
anstalten Steuern auferlegte. Nun ist der 
ehemalige Finanzminister Steinbrück si¬ 
cher nicht mit dem antiken Titus zu ver¬ 
gleichen. Und ob er sein Latein aus dem 
Gymnasium noch intus hat, weiß man 
auch nicht genau. 

Aber Shakespeares „Othello 44 liegt da 
schon näher, der lässt seinen Jago sagen: 
„Tue Geld in deinen Beutel! 44 Und das 
hat der Kanzlerkandidat der SPD nicht 
zu wenig. Oder sind 15 000 Euro für ei¬ 
nen Vortrag vor den Granden der Ge¬ 
sellschaft etwa nichts? Gehässige Leute 
werfen ihm sogar vor, 43 von 89 Vorträ¬ 
gen auch noch gehalten zu haben, wäh¬ 
rend er hätte eigentlich im Bundestag 
sitzen müssen. Wen wundert 4 s, wenn so 
oft viele Abgeordnetenstühle leer sind? 
Bei Steinbrück ging dieses „Geld in den 
Beutel 44 in die Millionen. 

Nun würde ja ein Hartz-IV-Almosen¬ 
empfänger in diesem Lande auch gerne 
etwas für später in den Beutel stecken, 
aber dafür reichen die amtlichen Not¬ 
groschen weiß Gott nicht aus. 12 Milli¬ 
onen Bürgern droht inzwischen Armut. 
Ein „ Großverdiener 44 mit 1500 Euro im 
Monat spart z.B. nach der „großzügigen 


len Jugendlichen an Schulen und in 
Jugendzentren mit dem Wettbewerb 
einen Zugang zu Internationalismus, 
Humanismus und im Endeffekt zum 
Sozialismus ermöglichen. Im März or¬ 
ganisieren wir eine Rundreise mit ei¬ 
ner Angehörigen der Cuban 5 durch 
Deutschland, machen Veranstaltun¬ 
gen, Konzerte und Solidaritätsaktio¬ 
nen, die über Kuba aufklären. Dafür 
suchen wir Bündnispartner, um die 
Aktionen möglichst erfolgreich durch¬ 
zuführen. Wir hoffen hier auf volle Un¬ 
terstützung der DKP und ihrer Struk¬ 
turen. Für die Umsetzung der Projekte, 
vor allem Rundreise,Technik und Bau¬ 
material ist es unser Ziel 10 000 Euro 
zu sammeln. Die Spendensammlung 
dient uns als SDAJ auch als politi¬ 
sches Mittel um nach außen zu gehen 
und den kubanischen Sozialismus zu 
bewerben. Aber natürlich dürfen ger¬ 
ne auch alle Überzeugungstäter spen¬ 
den. Sprecht die nächste SDAJ-Gruppe 
an oder wendet euch an den Bundes¬ 
vorstand: sdaj-internat@gmx.de. Das 
„Zentrum zur Bildung revolutionärer 
Werte 44 braucht auch technische Unter¬ 
stützung. Neuwertige Computer, Dru¬ 
cker, Server, Scanner und Beamer sind 
herzlich willkommen! Einen Überblick 
über geplante und laufende Aktionen, 
den Kunstwettbewerb und Termine der 
Rundreise sowie das Spendenkonto fin¬ 
det man auf www.sdaj-netz.de/cuba 

AG Internationalismus des SDAJ-Bundesvorstandes 


„ Rentenbeitragssenkung im Jahr gan¬ 
ze 63 Euro. Wie schön, dass man dieses 
Geld gleich für die steigenden Energie¬ 
kosten nutzen kann. Aber damit muss 
sich ein Steinbrück nicht befassen. Da¬ 
bei sieht der gegen die Nebenverdiens¬ 
te von Joschka Fischer, Genscher oder 
Schröder geradezu alt aus. 

Vielleicht war auch Gauck sein Vorbild, 
der in Bochum wie er 25 000 Piepen für 
einen Vortrag erhielt - vom Verdienen 
sollte man hier wirklich nicht sprechen. 
Das sind Volksvertreter, wie sie der 
kleine Mann sucht. Jedenfalls hat Herr 
Steinbrück das Wort des Vespasian ein¬ 
drucksvoll bestätigt. Dafür ist ihm das 
Bundesnebenverdienstkreuz sicher. An 
dem nicht weniger bekannten Sprich¬ 
wort „Reden ist Silber, Schweigen ist 
Gold 44 sind allerdings erhebliche Zwei¬ 
fel an der Richtigkeit anzumelden ... 
old long. 

Erich Schreier ; Röthenbach/Peg. 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, Le¬ 
serbriefe zu kürzen. Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Beutelsbach: 500 Jahre „Armer 
Konrad“, ein Vorläufer des Bauern¬ 
krieges. Besichtigung mit Führung 
durch das Bauernkriegsmuseum 
Beutelsbach. Veranstalter DKP 
Rems-Murr. Altes Rathaus, Stiftstra¬ 
ße 11,15.00 Uhr. 

Essen: „Wer sind die fünf Kubaner, 
die seit 14 Jahren unschuldig in 
US-Gefängnissen inhaftiert sind?“ 
Informations- und Diskussionsver¬ 
anstaltung der Freundschaftsgesell¬ 
schaft BRD-Kuba e.V.: mit Josie und 
Dirk Michel-Brüning. Anschließend 
geselliger Nachmittag und Dia- 
Vortrag: „Wer ist und was macht die 
Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba in Essen?“. Hoffnungstraße 18, 
14.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 


SO ★ 9. DEZ 


Stuttgart: Weihnachtsbasar zu¬ 
gunsten des Clara-Zetkin-Hauses. 
Waldheim in Sillenbuch, Gorch-Fock- 
Straße 26,10.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
Bremen: Jahresabschlussfeier des 
DKP-Bezirks Land Bremen. Programm: 
Prof. Dr. Rudolph Bauer:„Kaltes Land“ 
und WortArt: „Wenn du mein lieber 
Sohn doch nur nicht gefallen wärst“- 
Antikriegsrevue. Nachbarschaftshaus 
Helene-Kaisen, Beim Ohlenhof 10 in 
Gröpelingen,-i5.oo Uhr. 


MO ★ 10. DEZ 


Bamberg: Offener Gruppenabend 
der DKP Bamberg-Forchheim. Gast¬ 
stätte „Tambosi“, Nebenzimmer, 
Promenadenstraße 11 (direkt am 
ZOB), 19.00 Uhr. 

Elmshorn: Mitgliederversammlung 
der DKP Elmshorn zur Auswertung 
der Landesmitgliederversammlung. 
Jahnstrasse 2a, 19.30 Uhr. 


Dl ★ 11. DEZ 


Bremen: Autorenlesung mit Joachim 
„Bommel“ Fischer:„So ist meine 
Welt“. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 
Recklinghausen: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP. Ladenlokal Kellerstra¬ 
ße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 12. DEZ 


Hanau: „Typischer Apparatschik der 
SBZ-gesteuerten Kommunisten“. 

So schrieb eine SPD-Wahlbroschüre 
über unsere Genossin Ellen Weber. 
Auf einer Veranstaltung der DKP 
Main-Kinzig berichtet sie von ihrem 
bewegten Leben. Reinhardskirche, 
Hanau-Kesselstadt, Jakob-Rull mann¬ 
st raße 6,19.30 Uhr. 

Wuppertal: „Die DKP vor dem XX. 
Parteitag - Bericht von der Bezirks¬ 
konferenz der DKP.“ Kreismitglieder- 
ersammlung der DKP. Marx-Engels- 
Zentrum, Gathe 55,19.00 Uhr. 


DO ★13. DEZ 


Nürnberg: Gruppenabend der 
DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.30 Uhr. 

Frankfurt/Main: Jahresendfeier der 
DKP. Haus Gallus, Frankenallee, Nähe 
S-Bhf. Galluswarte, 19.30 Uhr. 


FR ★ 14. DEZ 


Krefeld: Jahresendfeier der DKP 
„Linker Niederrhein“.Teestube der Bl 
„Rund um St. Josef e.V.“, Cornelius¬ 
straße 43,19.00 Uhr. 

Hamburg: „Wider den Zeitgeist“, 
Buchvorstellung mit Moshe Zucker¬ 
mann.Podiumsgespräch: Rolf Becker 
und Susann Witt-Stahl mit dem Au¬ 
tor. Veranstalter: Assoziation Däm¬ 
merung, ver.di Ortsverein Hamburg, 
Medien, Kunst und Kultur. Hamburg 
St. Georg, Heinrich-Wolgast-Schule, 
Greifswalderstraße 40,19.00 Uhr. 


SA ★ 15. DEZ 


Recklinghausen: Jahresabschlussver¬ 
anstaltung der DKP Recklinghausen. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,16.00 Uhr. 


SO ★ 16. DEZ 


Nürnberg: Bezirksmitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nordbayern. 
Rückgebäude der DIDEF, Wiesenstra¬ 
ße 86 (U 1 Haltestelle Aufseßplatz), 
10.00 Uhr. 


MO ★ 17. DEZ 


Bremen: Mitgliederversammlung 
und Jahresabschluss DKP Bremen- 
Nord. Erwerbslosenzentrum Vege¬ 
sack, 19.30 Uhr. 


Dl ★18. DEZ 


München: Jahresabschlussfeier der 
DKP-Gruppe Neuhausen-Süd, Wald¬ 
friedhof. Reisebericht aus Kuba, dazu 
landestypische Getränke. Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Kalk. Naturfreundehaus 
Kalk, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 19.DEZ 


Röthenbach/Pegnitz: Jahresab¬ 
schlussversammlung der DKP Nürn¬ 
berger Land. Floraheim, Siedlerstra¬ 
ße 10,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 24. bis 30. November 


Stuttgart 21: Erstens Sch..., zweitens teuer- 



- die Schamfrist ist vorbei, das Lügengebäude stürzt zusammen. Natürlich wird das Irrsinns¬ 
projekt Stuttgart 21 mindestens eine Milliarde Euro teurer. Das hat die Bahn AG schon 
immer gewusst, aber das Gegenteil behauptet. 

Für den Widerstand im Lande ist dies nur eine weitere Bestätigung der bitteren Lehre, dass 
es nicht genügt Recht zu haben. Man muss auch Recht bekommen. Und dazu verhilft kein 
Gott, kein Kaiser noch Tribun, sondern nur der lebendige Kampf der Menschen selbst. 

Die euphemistische Zeichnung hat die Bahn AG verbrochen. 


i2:i2-Protest ein „Paukenschlag“ 

In allen Stadien schweigen die Fans 


Montag 

Alle Jahre wieder ist Weih..., das auch, 
aber diesmal wirft der Bundestagswahl¬ 
kampf seine Schatten voraus. 

Gegen jeden Trend erfahren wir Paradie¬ 
sisches:,, Die Bundesregierung geht davon 
aus, dass die Renten bis Ende 2016 im Wes¬ 
ten um gut 8,5 Prozent steigen, im Osten 
sogar um gut 11,5 Prozent.“ Dieser Trend 
wird garantiert anhalten, nach meiner be¬ 
scheidenen Schätzung allerdings nur bis 
zum Wahltag2013, Punkt 18.00 Uhr. Mei¬ 
ne Sichtweise ist spontan, aber empirisch 
gut begründet durch leidvolle Erfahrung 
mit diversen Bundesregierungen. 
Wissenschaftliche Rückendeckung erhalte 
ich heute von Christoph Butterwegge, dem 
verdienstvollen Armutsforscher und Di¬ 
rektor des Instituts für Vergleichende Bil¬ 
dungsforschung und Sozialwissenschaften 
an der Universität zu Köln. Seine Kern¬ 
sätze: „Nach mehreren Nullrunden - we¬ 
gen der Preissteigerungen waren das ei¬ 
gentlich Minusrunden - handelt es sich ja 
höchstens um eine Kompensation für die 
Kaufkraftverluste früherer Jahre.“ „ Unter 
Berücksichtigung der Preissteigerungen 
sind weitere Kaufkraftverluste nicht aus¬ 
geschlossen.“ „Die zitierten Modellrech¬ 
nungen des Rentenversicherungsberichts 
sind ausgesprochen zweckoptimistisch, 
aber wenig realistisch.“ „ Wenn die Kon¬ 
junktur einbricht, wird es mehr Arbeits¬ 
lose geben, Lohn- bzw. Gehalts Steigerun¬ 
gen werden nicht so gut wie zuletzt sein 
und auch die Renten werden dann nicht 
so stark steigen, wie hier prognostiziert.“ 
Butterwegge war immerhin einst als Bun¬ 
despräsident im Gespräch. Es tut gut, 
diese besonnene Stimme zu hören, auch 
wenn einen dabei etwas wie ein Phan¬ 
tomschmerz durchzuckt. Wenn ich näm¬ 
lich daran denke, wer es stattdessen ge¬ 
worden ist. 

Dienstag 

Einen Tag nach der durchschaubaren 
Zweckprognose der Bundesregierung 
über paradiesische Rentenzustände kom¬ 
men echte Zahlen auf den Tisch des Hau¬ 
ses. Wie der Tod der dunkle Bruder des 
Schlafes ist, ist die Pflege die schwarze 
Rückseite des Rentenalters. 

Der neue Pflegereport der Barmer GEK 
bringt heute ans Licht wie schwarz. Bei der 


12 000 Menschen starben an den Fol¬ 
gen der Londoner Smog-Katastrophe 
vom 5. bis 9. Dezember 1952. Bis heu¬ 
te wird der „Great Smog of London“ 
verharmlost, totgeschwiegen oder seine 
Folgen geleugnet. 

Der „Londoner Nebel“ ist sprichwört¬ 
lich geworden, bewusst geförderte ro¬ 
mantische Vorstellungen umgeben ein 
Umwelt-Phänomen, unter dem die 
erste große Industriestadt der Welt seit 
Jahrhunderten leidet. Bis heute stellt 
die BBC die Katastrophe von 1952 als 
einmaliges Phänomen dar. Dabei ge¬ 
hen seriöse Schätzungen davon aus, 
dass auch jetzt noch 4 000 Menschen 
jährlich an den Folgen der schadstoff¬ 
belasteten Luft Londons sterben. 

Seit hunderten von Jahren verdich¬ 
tet sich die permanent schlechte Luft 
Londons zu den sogenannten Winter¬ 
smogs, die entstehen wenn zugeführte 
schlechte Luft nicht mehr abgeführt 
wird. Dazu kam es auch vom 5. bis 9. 
12.1952. Das bekannte Phänomen war 
auch deswegen besonders durchschla¬ 
gend, weil neben der üblichen Luft¬ 
verschmutzung durch Industrie in den 
Haushalten vor allem minderwertige 
Kohle verbrannt wurde und weil weni¬ 
ge Jahre zuvor ein drittes Kohlekraft¬ 
werk im Stadtteil Kingston in Betrieb 
genommen wurde. Auch der Austausch 
der elektrischen Straßenbahnen durch 
Dieselbusse Anfang der 50er Jahre leis¬ 
tete seinen Beitrag. Entscheidend war 
aber, dass die englischen Behörden 
das seit langem bekannte Problem ig¬ 
norierten. 

Sie taten das auch dann noch, als eine 
Studie über die Erstickung von 60 
Menschen durch Industrieabgase wäh¬ 
rend eines Smogs in Belgien zu dem Er¬ 
gebnis kam, dass eine solche Wetterla¬ 
ge in London 3 200 Tote kosten würde. 


Vorstellung des Berichtes gibt sich Rolf- 
Ulrich Schlenker, Chef der Barmer GEK, 
überrascht, dass sich im Schnitt die Kos¬ 
ten im Pflegeheim pro Person auf 42 000 
Euro belaufen und dass diese Kosten zur 
Hälfte von den zu Pflegenden und ihren 
Angehörigen getragen wird. 

Wer der Regierung (und ihren Vorgän¬ 
gern) vertraut, könnte sagen: „Dafür gibt 
es ja den Pflege-Bahr“. Der aber entpuppt 
sich als der Zwillingsbruder der verloge¬ 
nen Riester-Rente. Der Bremer Sozial¬ 
wissenschaftler Heinz Rothgang kommt 
im Rahmen der Studie zu der Bewertung: 
„Ich würde im Moment abraten, den,Pfle- 
ge-Bahr‘ abzuschließen,... weil ich davon 
ausgehe, dass das Ding nicht funktioniert.“ 
Pflege-Bahr und Riester-Rente sind Si¬ 
cherheit, Krieg ist Frieden, Lüge Wahrheit. 
Was den „Neusprech“ von Orwell betrifft 
sind wir deutlich über „1984“ hinaus. 

Mittwoch 

Die Bundes zentrale für politische Bildung 
hat im Rahmen des „Neusprech“ ihre 
zweifelhaften Verdienste, besonders bei 
der „Aufarbeitung der DDR-Diktatur“. 
Auf ihren Seiten finden sich aber auch le¬ 
senswerte Artikel über Menschen im Wi¬ 
derstand und im Kampf für Demokratie. 
Heute aber ist letzteres Makulatur. In 
einem „Extremismus-Video“ der Bun¬ 
deszentrale werden die zehn Morde der 
Terrorgruppe NSU als „Döner-Morde“ 
bezeichnet und als Reaktion auf Brand¬ 
stiftungen an Luxuskarossen durch Lin¬ 
ke dargestellt. So tief sinken eigentlich nur 
Faschisten. 

Donnerstag 

Welch ein Bundespräsident! Den Brand¬ 
opfern von Titisee wird er persönlich die 
Ehre erweisen und an der Trauerfeier teil¬ 
nehmen. Er wolle „Trost spenden“. Den 
Angehörigen der NSU-Opfer verweigerte 
er ein Gespräch. Welch ein Mensch! 

★ 

Wirtschaftsminister Rösler verteidigt den 
neuen Armutsbericht, in dem die Reichen 
deutlich besser wegkommen als im Ent¬ 
wurf. Eigentlich schade für den FDP-Chef, 
dass die Reichen zwar immer reicher, aber 
auch immer weniger werden. Fünf Prozent 
sind das auf jeden Fall schon lange nicht 
mehr. Adi Reiher 


Zu wenig, wie sich herausstellte. Die 
Katastrophe von 1952 übertraf alle 
vorhergehenden Wintersmogs, ob¬ 
wohl auch diese bereits tausende Men¬ 
schenleben gekostet hatten. Doch 1952 
blieb es nicht bei mittelbaren Todesfäl¬ 
len von Alten, Kleinkindern oder Lun¬ 
genkranken. Die Luft war so schlecht, 
dass zahlreiche Menschen erstickten. 
Der Militärarzt Horace Pile erinnert 
sich an den Fall eines 21-jährigen Ma¬ 
trosen, der mit Atembeschwerden kol¬ 
labierte und auf der Straße starb, weil 
zwei lokale Krankenhäuser ihn wegen 
Überfüllung nicht aufnehmen konn¬ 
ten. 

Die Leichen wurden in den Beerdi¬ 
gungsinstituten übereinander gestapelt. 
Die meisten Toten wiesen blaue Lip¬ 
pen auf, was auf Erstickung hindeutet. 
Allein am 6. Dezember starben etwa 
1 000 Menschen. Als sich der „Nebel“ 
nach dem 9.12. auflöste, zählte man ins¬ 
gesamt 4 000 Tote. Weitere 8 000 star¬ 
ben an Folgeerkrankungen. 

Die Dramatik der Situation hinderte 
den für den Katastrophenschutz zu¬ 
ständigen Minister Harold Macmillan, 
ab 1957 Premierminister, nicht, die Ka¬ 
tastrophe nur ein extremes Wetterphä¬ 
nomen zu nennen. Explizit sagte er, die 
Regierung könne „nicht für das Wetter 
verantwortlich gemacht” werden. 

Als der öffentliche Druck stärker wur¬ 
de, gab Macmillan eine Studie in Auf¬ 
trag, die zunächst 12 000 Opfer kon¬ 
statierte. Daraufhin wurde der Unter¬ 
suchungszeitraum vom 5. bis 20. 12. 
begrenzt, so dass viele Folgeopfer nicht 
mehr berücksichtigt wurden. 

Die dadurch begrenzte Zahl von 4 000 
Opfern wird von den englischen Behör¬ 
den bis heute als die einzig offizielle an¬ 
erkannt. 

AR 


Seit zwei Spieltagen läuft in den deut¬ 
schen Fußball-Profiligen die Protestak¬ 
tion der Fans „12:12 - Ohne Stimme 
keine Stimmung“. Sie richtet sich gegen 
Kollektivstrafen, entwürdigende Per¬ 
sonenkontrollen und Kriminalisierung 
der Fußballfans. All das befürchten die 
organisierten Fans, wenn die Deutsche 
Fußball-Liga (DFL) am 12.12. tatsäch¬ 
lich ihr neues Sicherheitskonzept „Si¬ 
cheres Stadionerlebnis“ verabschieden 
sollte. 

Um zu zeigen, dass der Protest umfas¬ 
send und flächendeckend ist haben die 
Fan-Initiativen beschlossen an drei auf¬ 
einanderfolgenden Spieltagen vor dem 
12.12. in den ersten 12 Minuten und 12 
Sekunden zu schweigen und die übli¬ 
che Unterstützung ihrer Mannschaft zu 
unterlassen. Nach zwei Spieltagen ist 
der Erfolg der Aktion überwältigend. 
Von überall läuft nur eine Nachricht 
ein: Protest eingehalten. Jan-Henrik 
Gruszecki Mitorganisator und Grün¬ 
dungsmitglied der BVB-Ultragruppe 
äußerte sich nach dem Protest-Auf¬ 
takt beim Spiel Dortmund gegen Düs¬ 
seldorf mehr als zufrieden. Man habe 
nie damit gerechnet, dass sich wirk¬ 
lich alle Fans im Stadion der Aktion 
anschließen würden. Es sei ein deut¬ 
liches Zeichen gewesen, dass sich die 
komplette Fanszene, egal ob Ultra auf 
der Südtribüne oder Sitzplatzbesucher 
auf der Haupttribüne, gegen das Papier 
der DFL gestellt habe. Wörtlich sagte 


er unmittelbar nach dem Spiel gegen¬ 
über dem „Reviersport“: „Es war ein 
richtiger Paukenschlag. Die Südtribü¬ 
ne zum Schweigen zu bringen ist alles 
andere als selbstverständlich.“ 

Die Nachhaltigkeit des Protestes zeigte 
sich dann am vergangenen Wochenen¬ 
de, als auch beim emotionsbeladenen 
Spitzenspiel Bayern gegen BVB das 
Schweigen aller Fans im Münchner 
Stadion Tennisatmosphäre verbreitete. 
Kultverdächtig ist bereits jetzt in allen 
Stadien der Moment, wenn nach 12 Mi¬ 
nuten die „Kulisse“ schlagartig da ist. 
Beim Spitzenspiel wurden die letzten 
zehn Sekunden heruntergezählt. Nicht 
nur die Fans sollten jetzt eine Bestäti¬ 
gung dafür bekommen, was die Begeis¬ 
terung des Publikums für den Fußball¬ 
sport bedeutet - beinahe alles! 

Das sollte jetzt auch Hamburgs Trainer 
Thorsten Fink erfahren, der zunächst 
behauptete, dass er nicht gewusst habe, 
worum es geht: „Das musste ich mir 
erstmal auf der Bank erklären lassen. 
Ich dachte zuerst, sie protestieren, weil 
wir in Düsseldorf so schlecht gespielt 
haben“ Keine Zweifel konnten die 
Dortmunder Spieler hegen. Die waren 
persönlich über den Protest informiert 
worden, um ihnen klar zu machen, dass 
sich das Schweigen nicht gegen sie rich¬ 
tet. 

Der DFL sollte es schwerfallen, ihr 
repressives Sicherheitskonzept ange¬ 
sichts der Einmütigkeit der Fans un¬ 


verändert durchzusetzen, zumal sich 
von Anfang an auch Vereinsvorstände 
dagegen ausgesprochen hatten. 

Die Fans haben mitten im kalten De¬ 
zember das warme Gefühl über alle 
Vereinsgrenzen hinweg eine Einheit 
zu sein und das Salz des Fußballs. Den 
explizit antifaschistischen Fangruppen 
fällt jetzt die Aufgabe zu, dieses Ge¬ 
meinschaftsgefühl gegen das Eindrin¬ 
gen der Nazis in die Fanszene zu nut¬ 
zen. 

Vielleicht ist jetzt auch die Zeit, das 
neue Wissen um die eigene Kraft da¬ 
für zu nutzen, den negativen Tenden¬ 
zen rund um die Kommerzialisierung 
des Sportes organisierter und selbstbe¬ 
wusster entgegenzutreten. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Im Dickicht der 
Spendenindustrie 

Ganz unterschiedliche Hilfsorganisa¬ 
tionen sammeln allein in Frankreich 
und Deutschland jährlich rund 6,5 
Milliarden Euro an Spenden ein. Jo¬ 
achim Walther kommt in seinem Film 
zum Ergebnis: Immer mehr Gelder 
bleiben im System der Spendenin¬ 
dustrie hängen und immer weniger 
landen bei den wirklich Bedürftigen. 
Di., 11.12., 21.45-23.20 Uhr, arte 

Der Agrarwahnsinn 

Industriell erzeugte Nahrung ver¬ 
schwendet wertvolle Ressourcen und 
löst trotzdem nicht das Hungerpro¬ 
blem. Und wer hat‘s erfunden? Die 
Kapitalisten! 

Do., 13.12., 20.15-22.00 Uhr, 3sat 

Neros Gäste 

200 000 indische Kleinbauern begin¬ 
gen in den letzten zehn Jahren Selbst¬ 
mord, weil sie die Kredite nicht zu¬ 
rück bezahlen konnten, mit denen 
sie von den Konzernen des Westens 
genmanipuliertes Saatgut gekauft 
hatten. 

Do., 23.10-0.05 Uhr, arte 

Coming out, DDR 1989 

Ja, auch im Sozialismus gab es Schwu¬ 
le. Und die DEFA hat darüber einen 
berührenden Spielfilm gedreht. 

Do., 13.12., 23.55-1.45 Uhr, mdr 



Ganzkörperkontrollen gibt es in den Stadien von Fall zu Fall bereits heute. 


Als der große „Nebel“ kam 

London vom 5. bis g. 121952 


























